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Zusammenfassung 

Gebietsreformen sind dieser Tage in aller Munde. Die Diskussionen um 
die Reformen zeichnen sich oft durch ein hohes Maß an Emotionalität 
und Betroffenheit aus. Dabei wird jedoch nur wenig auf die vorhande-
nen Wissensbestände über die Wirkungen von Gebietsreformen zurück-
gegriffen, so dass viele Befürchtungen eher auf Mutmaßungen und 
Ängsten als auf wissenschaftlicher Evidenz basieren. Um hier eine brei-
tere und belastbare Informationsbasis zu schaffen, hat das Ministerium 
des Inneren und für Kommunales (MIK) des Landes Brandenburg die 
Gutachter beauftragt, eine Expertise zu erarbeiten, die sich mit dem 
nationalen und internationalen Forschungsstand über die Wirkungen 
von Gebietsreformen befasst und hieraus Empfehlungen für das Land 
Brandenburg ableitet.  

Das vorliegende Gutachten verfolgt das Ziel, zentrale Erkenntnisse über 
die Effekte von Gebietsreformen systematisch und umfassend darzustel-
len und auszuwerten. Dazu gehört auch die kritische Auseinanderset-
zung mit bestehender Forschung sowie mit zentralen methodischen 
Problemen der bisher durchgeführten Untersuchungen, da die Befunde 
mitunter widersprüchlich sind. Im Kern geht es um eine Bestandsauf-
nahme und Systematisierung bisheriger Forschung über die Effekte von 
Gebietsreformen. In diesem Zusammenhang soll das Gutachten auch 
dazu beitragen, die derzeit geführte Debatte zu versachlichen und durch 
wissenschaftliche Erkenntnisse zu unterstützen. Die folgenden drei we-
sentlichen Wirkungsdimensionen der Reform werden dabei näher be-
trachtet (vgl. Wagener 1969; Kuhlmann/Wollmann 2011, 2013; Kuhl-
mann/Wayenberg 2016):  

1.) Leistungsfähigkeit, Verwaltungs- und Veranstaltungskraft 
2.) Einsparungen, Skalenerträge, Wirtschaftlichkeit 
3.) Integrationsfähigkeit, Partizipation, demokratische Kontrolle 

Die Untersuchung zeigt, dass ein besonderes Augenmerk auf den kon-
kreten Umsetzungsprozess der Gebietsreform zu legen ist, um Verbes-
serungen in diesen drei Leistungsfeldern realisieren zu können. Dazu 
gehören verschiedene flankierende Maßnahmen und auch die Bereit-
schaft auf Seiten der kommunalen Akteure, im Rahmen ihrer Selbstver-
waltungsautonomie gegebene Verbesserungspotenziale tatsächlich zu 
nutzen. 

Insgesamt lässt sich bilanzieren, dass es im Wirkungsbereich der Verwal-
tungs- und Veranstaltungskraft (capacities), Professionalität und Aufga-
benwahrnehmung mehr Studien über Gebietsreformen gibt, die positive 
Effekte feststellen, und einen geringeren Anteil von Studien, die keine 
positiven Wirkungen nachweisen (vgl. zusammenfassend Steiner/Kaiser 
2016; Schaap/Karsten 2017). In der Literatur kristallisiert sich ein recht 
klarer Konsens heraus, dass Gebietsfusionen die institutionelle Kapazität 
der Kommunen stärken, was u.a. in robusteren Organisationsstrukturen 
der Verwaltung, einem höheren Professionalisierungsgrad der Mitarbei-
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ter1, verbesserten Fähigkeiten für strategische Politikgestaltung und die 
Bearbeitung komplexer Probleme im Territorium, dem Abbau von Leis-
tungsbeschränkungen und Anhebung von Standards sowie (teils) erhöh-
ter Kundenorientierung sichtbar wird. Hinsichtlich der tatsächlich reali-
sierten Service- und Effektivitätsverbesserungen gibt es positive Befun-
de, aber auch einige kritische Bilanzen, etwa über Gebietsreformen in 
den Niederlanden. 

Während die Erkenntnisse zur Leistungsfähigkeit von Verwaltungen 
nach Gebietsreformen ein überwiegend positives Bild zeichnen, fallen 
die Befunde zu Einsparungen, Skalenerträgen und Wirtschaftlichkeit 
heterogener und teils widersprüchlich aus. Hier zeigt sich, dass  es zwar 
unter bestimmten Bedingungen zu Kostenreduzierungen und Wirt-
schaftlichkeitsgewinnen gekommen ist, dies jedoch nicht durchweg oder 
überwiegend der Fall ist. Dabei sind die konkreten Kontextbedingungen 
und Durchführungsprozesse der Reform für die Erklärung der Befunde 
sehr wichtig, denn im Wirkungszusammenhang zwischen Gebietsverän-
derung und „Performanz“ intervenieren zahlreiche weitere Faktoren, 
die das Gesamtergebnis beeinflussen können. 

Hinsichtlich der Auswirkungen von Gebietsfusionen auf politische Teil-
habe und Integrationsfähigkeit kommt die neuere Forschung zu dem 
Schluss, dass die Gebietsgröße einen allenfalls moderaten Effekt auf 
lokale Demokratie hat (vgl. Denters et al. 2014). Bedeutsamer sind an-
dere Erklärungsfaktoren, wie individuelle sozio-ökonomische Merkmale 
(Geschlecht, Bildungsgrad etc.). Zwar gibt es einige indirekte und wenige 
direkte Effekte der Gebietsgröße auf verschiedene Aspekte von Partizi-
pation. Aber insgesamt darf der Einfluss von Gebietsveränderungen auf 
die Ausübung demokratischer Teilhaberechte nicht überschätzt werden 
(Houlberg 2010: 325). Soweit in Teilen sog. „demokratische Kosten“ an-
fallen, sind diese gering bis marginal; teils existieren sie überhaupt nicht. 
Allerdings lassen sich auch die angenommenen positiven Auswirkungen 
von Gebietsvergrößerungen auf demokratische Beteiligung, Politikinte-
resse und -kompetenz der Bürger empirisch nur bedingt, teilweise gar 
nicht nachweisen (Denters et al. 2014: 315). Hinsichtlich der politischen 
Beteiligung und des lokalen Engagements zeigt sich, dass weiterhin Per-
sonen für Mandate kandidieren, auch wenn sich deren Zahl reduziert 
hat. Zwar sind ein Aufgabenzuwachs und größerer Koordinationsbedarf 
spürbar. Jedoch kommt es auch zur Professionalisierung der 
Kreistagsarbeit, zu regionaler Arbeitsteilung und zum Bedeutungszu-
wachs der kommunalpolitisch zu entscheidenden Sachverhalte. Eine 
teilweise befürchtete generelle Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit 
oder grundlegende Bedrohung des Ehrenamts sind nicht festzustellen. 
Hinsichtlich der lokalen Identitätsbildung gibt es einige kritische Befun-
de, wobei „Kreisidentitäten“ von allenfalls untergeordneter Bedeutung 

                                                           
1
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sind (im Unterschied zu Gemeindeidentitäten), da Kreisverwaltungen 
keine typischen Kontaktverwaltungen sind.  

Die Wirkung von Gebietsreformen hängt erheblich von Faktoren und 
Einflüssen ab, die erst im Laufe des Umsetzungsprozesses oder danach 
auftreten (z.B. neue Aufgabenübernahmen durch Funktionalreform, 
Anhebung von Servicestandards, Ausbau des kommunalen Leistungsan-
gebots, Personal- und Tarifanpassungen, Gründung/Beibehaltung von 
Außenstellen, interne Verwaltungsmodernisierung). Dies wird in einigen 
der vorliegenden ex post Studien zu wenig oder gar nicht berücksichtigt. 
Deshalb sollte sowohl in der Verwaltungspolitik als auch in der Verwal-
tungswissenschaft (stärker) dem Umsetzungsprozess der Reform und 
den Faktoren, die dabei zusätzlich ins Spiel kommen und die die Re-
formwirkung maßgeblich beeinflussen, besondere Aufmerksamkeit zu-
gewandt werden. Hierbei ist auch von zentraler Bedeutung, dass Ge-
bietsreformen in Deutschland aufgrund der lokalen Selbstverwaltungs-
autonomie und der organisatorischen Gestaltungsfreiheit von Kommu-
nen vor Ort sehr unterschiedlich umgesetzt werden. Dies kann einerseits 
zu herausragenden Innovationen und „Reformgewinnen“ führen. Ande-
rerseits zeigt sich empirisch aber auch, dass mitunter reformbedingt 
vorhandene Verbesserungs- und Optimierungspotenziale lokal nur un-
zureichend genutzt werden. Hier ist es wichtig, Anreize zu setzen und 
Vorkehrungen zu treffen, um die kommunalen Akteure in die Lage zu 
versetzen und zu motivieren, die gegebenen Verbesserungspotenziale 
auch auszuschöpfen und mögliche „Reformrenditen“ zu heben.  

Neben der inhaltlichen Wirkungsanalyse wurden im Gutachten die me-
thodischen Besonderheiten der Untersuchungen zu den Effekten von 
Gebietsreformen betrachtet. Dies ist geboten, da die Untersuchungsan-
sätze, Datenquellen und Auswertungsinstrumente sehr vielfältig sind 
und große Bedeutung haben, wenn es darum geht, die Güte und Rele-
vanz der Ergebnisse einzuschätzen. Die Studien zur Untersuchung von 
Gebietsreformen folgen dabei drei unterschiedlichen Forschungsansät-
zen. Diese ex ante, on-going (begleitend) und ex post durchgeführten 
Studien sind in ihrer Wertigkeit grundsätzlich als gleich anzunehmen. 
Keinem Forschungsdesign kann eine übergeordnete Gültigkeit gegen-
über einem anderen zugeschrieben werden. Alle bisher vorliegenden 
Analysen sind mit drei zentralen Herausforderungen konfrontiert. Diese 
sind: (1) Komplexe Forschungsdesigns mit umfangreichen Wirkungszu-
sammenhängen, die sich nicht alle ohne weiteres modellieren lassen. (2) 
Beschränkungen der Studien auf verfügbare und leicht messbare Daten, 
die deren Gültigkeit sowie deren Gültigkeitsbereich beeinflussen. (3) 
Eingeschränkte Generalisierbarkeit der bisher durchgeführten internati-
onalen Studien, die zu einer begrenzten Vergleichbarkeit der Befunde 
führt. 

Nach der Betrachtung zahlreicher Studien hinsichtlich ihrer Befunde und 
ihrer methodischen Implikationen kann resümiert werden, dass die Ef-
fekte von Gebietsreformen nicht in ein Schwarz-Weiß-Schema passen. 
Das Bild ist je nach Kontext, Wirkungsbereich und zeitlicher Perspektive 
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unterschiedlich. Diese Einschränkungen im Blick, lässt sich sehr grob 
zusammenfassen, dass die Wirkungen von Gebietsreformen auf die Leis-
tungsfähigkeit, die Verwaltungskraft und die Veranstaltungskraft mehr-
heitlich positiv bewertet werden können. Die Untersuchungen zu Ein-
sparungen, Skalenerträgen und Wirtschaftlichkeit liefern eher hetero-
gene Befunde, die sowohl positive als auch negative Effekte aufweisen. 
Teils negative bzw. keine Effekte lassen Untersuchungen erkennen, die 
sich mit Partizipation, politischer Teilhabe und Integrationsfähigkeit be-
fassen. 

 

Tabelle 1: Effekte von Gebietsreformen nach Wirkungsdimensionen 

Wirkungsdimension 
Effekte von       

Gebietsreformen 

Leistungsfähigkeit, Verwaltungs- und Veranstaltungskraft + 

Einsparungen, Skalenerträge, Wirtschaftlichkeit +/- 

Integrationsfähigkeit, Partizipation, demokratische Kontrolle 0/- 

Anmerkungen:  
+ überwiegend positive Effekte nachweisbar 
+/- teils positive und teils negative Effekte nachweisbar 
0 keine Effekte nachweisbar 
0/- teils negative und teils keine Effekte nachweisbar 
- überwiegend negative Effekte nachweisbar 

 

Gebietsreformen müssen stets alle drei genannten Wirkungsdimensio-
nen im Blick haben, auch wenn diese politisch teils unterschiedlich ge-
wichtet werden. Gerade in den jüngeren Reformansätzen – so auch in 
Brandenburg, Thüringen oder Schleswig-Holstein – stehen weniger die 
Erwirtschaftung von Einsparungen und Effizienzrenditen als die Schaf-
fung leistungsfähiger, bürgerorientierter und zukunftsfester Kommunal-
strukturen im Vordergrund (vgl. Land Brandenburg, MIK 2016; Landes-
regierung Thüringen 2016; LRH-SH 2014; zur internationalen Debatte 
siehe Schwab et al. 2017; Steiner et al. 2016: 25 f.). Dies ist aus Sicht der 
Verwaltungsforschung durchaus zweckmäßig, da in diesem Wirkungs-
feld positive Bilanzen eindeutig überwiegen. Insofern kann aus Sicht der 
Gutachter kein Zweifel daran bestehen, dass die geplante Gebietsreform 
in Brandenburg zur Erreichung dieser Ziele prinzipiell den richtigen Weg 
darstellt. Einspareffekte in Folge von Gebietsreformen sind ausweislich 
der einschlägigen Forschung mit gewissen Unsicherheiten behaftet, was 
entsprechend in der Gewichtung von Reformzielen beachtet werden 
sollte. Im Bereich der Partizipation und Integrationsfähigkeit, in dem 
sich reformbedingt keine oder teils negative Effekte erkennen lassen, 
sollte die Landesregierung entsprechende Ausgleichsmaßnahmen in 
Erwägung ziehen, um hier möglichen Verschlechterungen proaktiv ent-
gegenzuwirken.  

Leistungs- und Zu-
kunftsfestigkeit der 
Kommunen im   
Vordergrund 

Kreisgebietsreform 
als richtiger Weg 
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1 Ausgangssituation in Brandenburg und Zielsetzung  

 

In Brandenburg wurden seit der Wiedervereinigung umfangreiche Maß-
nahmen zur Umstrukturierung vorgenommen. Besonders hervorzuhe-
ben ist das Neugliederungsgesetz aus dem Jahre 1993, in dem bei-
spielsweise ein zweistufiger Verwaltungsaufbau eingeführt wurde. Hinzu 
kam eine Reduktion der Anzahl der Landkreise und der kreisfreien Städ-
te von 38 auf 14 bzw. von sechs auf vier. Insofern weist Brandenburg 
eine ähnliche Transformationsgeschichte wie die anderen ostdeutschen 
Länder auf, deren strukturelle Anpassungen mit den Reformen unmit-
telbar nach der Wende noch kein Ende gefunden hatten.  

Hintergrund für die angestrebte Verwaltungsreform in Brandenburg ist 
der diagnostizierte Problemdruck, der für das Land Brandenburg in Zu-
kunft erwartet wird. Ein wichtiger Ausgangspunkt für die Vorbereitung 
der Verwaltungsstrukturreform war die Einsetzung der Enquete-
Kommission „Kommunal- und Landesverwaltung – bürgernah, effektiv 
und zukunftsfest – Brandenburg 2020“ des Landtags (EK 5/2; vgl. auch 
Bogumil/Ebinger 2012) in der Legislaturperiode 2009 bis 2014.  

Eine der zentralen Erkenntnisse dieser Kommission war die Feststellung, 
dass eine Verwaltungsstrukturreform aufgrund der sich abzeichnenden 
demografischen Veränderungen notwendig sei. So wurde prognostiziert, 
dass sich die Einwohnerzahl des Landes bis 2030 um etwa 10 % reduzie-
ren, dass sich die Siedlungsdichte innerhalb des Landes in diesem Zeit-
raum noch ungleichmäßiger entwickeln und der Altersdurchschnitt der 
Bevölkerung weiter ansteigen werde (vgl. Landesamt für Bauen und 
Verkehr 2012). Diese Veränderungen wirken sich auch auf die Situation 
der öffentlichen Finanzen aus, da viele Einnahmen der öffentlichen Auf-
gabenträger direkt von der Einwohnerzahl und Bevölkerungsstruktur 
abhängen. Hinzu kommen sinkende Unterstützungsleistungen infolge 
des Rückgangs von EU-Förderungen, das Auslaufen des Solidarpakts 
2019, das ab 2020 geltende Verschuldungsverbot des Grundgesetzes 
und die Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen. Darüber hin-
aus wird es in bevölkerungsmäßig schrumpfenden Regionen immer 
schwieriger, bestehende Infrastrukturangebote aufrechtzuerhalten und 
Verwaltungsleistungen effizient anzubieten, was durch das Problem, 
qualifizierte Fachkräfte zu gewinnen, noch verstärkt wird. Angesichts 
dieser verschiedenen Einflussfaktoren hat die EK 5/2 verschiedene Re-
formempfehlungen abgegeben, die der besonderen Ausgangslage in 
Brandenburg Rechnung tragen (vgl. Enquete-Kommission 2013, 93ff. für 
die Landkreise). Grundsätzlich kann vor diesem Hintergrund kein Zweifel 
an der Notwendigkeit der Reform bestehen. 

In der Legislaturperiode von 2014 bis 2019 nahmen die Koalitionspart-
ner die Verwaltungsstrukturreform in den Koalitionsvertrag auf. Dabei 
ist die Kreisreform nur ein Teil der geplanten Verwaltungsreformen. Um 
diese Zielsetzungen zu erreichen, hat der Landtag die Landesregierung 
im Dezember 2014 mit der Entwicklung eines Leitbildes beauftragt. Das 
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Leitbild (Drucksache 6/1788) wurde im Juni 2015 vorgelegt und vom 
Landtag zur Kenntnis genommen. Es beinhaltet u.a. Empfehlungen über 
kommunale Gestaltungsspielräume, demokratische Teilhabe, Aufga-
benwahrnehmung und zukünftige Herausforderungen. Kernpunkte wa-
ren jedoch die Reduktion der Anzahl der Kreise sowie die Einkreisung 
der bisher kreisfreien Städte (mit Ausnahme der Landeshauptstadt 
Potsdam). Für die Umsetzung der Verwaltungsstrukturreform wurde 
zudem zwischenzeitlich eine Stabstelle im Ministerium des Innern und 
für Kommunales geschaffen.  

Die Landesregierung führte eine Vielzahl von Dialogveranstaltungen 
durch, um eine breite Beteiligung im Reformprozess sicherzustellen und 
bestehenden Vorbehalten zu begegnen. Landesweit wurden 19 Leitbild-
konferenzen, ein Reformkongress sowie fünf Regionalkonferenzen 
durchgeführt (MIK 2016: 6). Hinzu kamen zahlreiche Anhörungen und 
Diskussionen, denen von Seiten der Kritiker jedoch vorgeworfen wurde, 
nicht als partizipative Veranstaltungen konzipiert gewesen zu sein.  

Das Konzept für die Kreisreform wurde schließlich im Jahr 2016 vorge-
legt (vgl. Drucksache 6/4528-B). Die Landesregierung sah vor, den Zu-
schnitt der Landkreise in der Mitte des Jahres 2017 neu zu ordnen. Wäh-
rend die Enquete-Kommission „sieben bis höchstens zehn Landkreise“ 
empfohlen hatte (Enquete-Kommission 2013: 93), legte sich die Landes-
regierung auf neun neu zu bildende Kreise fest. Hinzu kamen die Ein-
kreisungen der kreisfreien Städte mit Ausnahme der Landeshauptstadt 
Potsdam (MIK 2016).  

Als Reaktion auf die nunmehr konkretisierten Reformpläne formierte 
sich weiter anwachsender Widerstand und auch bisherige Reformbe-
fürworter bezogen nun teils Position gegen das Vorhaben. Die Kritik 
gipfelte in einer Volksinitiative, die im Februar 2017 abgeschlossen wur-
de. Dabei wurden 129.464 Unterschriften gegen die Kreisreform ge-
sammelt und im Landtag übergeben. Dieses Ergebnis unterstreicht die 
wahrgenommene Relevanz der Reform und dass ihre Kritiker zahlreich 
sind. 

Inzwischen hat sich die Landesregierung bereit gezeigt, an einigen Teilen 
der Reform Veränderungen vorzunehmen. So hat das Innenministerium 
des Landes Brandenburg zuletzt eine Lösung mit elf Landkreisen in Aus-
sicht gestellt. Demnach bewertet die Landesregierung die Landkreise 
Dahme-Spreewald und Teltow-Fläming als Landkreise, die eine wirt-
schaftlich tragfähige Verwaltung haben und somit nicht fusioniert wer-
den müssten (Peters 2017). Darüber hinaus hat die Landesregierung 
angekündigt, von der Bildung des Großkreises Niederlausitz abzusehen. 
Den Planungen entsprechend, sollte dieser Kreis aus den bisherigen 
Kreisen Elbe-Elster, Oberspreewald-Lausitz und Spree-Neiße sowie der 
kreisfreien Stadt Cottbus gebildet werden (Blankennagel 2017). 

Kennzeichnend für die bisherigen Debatten ist, dass nur wenig auf die 
vorhandenen Wissensbestände über die Wirkungen von Gebietsrefor-
men zurückgegriffen wird und deshalb viele Befürchtungen eher auf 
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Mutmaßungen und Ängsten als auf wissenschaftlicher Evidenz basieren. 
Um hier eine breitere und belastbare Informationsbasis zu schaffen, hat 
das Ministerium des Inneren und für Kommunales (MIK) die Gutachter 
beauftragt, eine Expertise zu erarbeiten, die sich mit dem nationalen 
und internationalen Forschungsstand über die Wirkungen von Gebiets-
reformen befasst und hieraus Empfehlungen für das Land Brandenburg 
ableitet. Eine solche umfassende Bestandsaufnahme und Systematisie-
rung des verfügbaren Wissens ist bislang in Deutschland nicht vorgelegt 
worden. 

Das vorliegende Gutachten verfolgt damit das Ziel, zentrale Erkenntnisse 
über die Effekte von Gebietsreformen systematisch und umfassend aus-
zuwerten. Dazu gehört auch die kritische Auseinandersetzung mit der 
bestehenden Forschung, da die Befunde mitunter widersprüchlich sind. 
Deshalb betrachtet das Gutachten verschiedene Wirkungsdimensionen 
der Reform und identifiziert zentrale methodische Probleme der bisher 
durchgeführten Untersuchungen. Der Analyse liegen insgesamt 83 wis-
senschaftliche Studien und sonstige Untersuchungen (z.B. von Rech-
nungshöfen) zugrunde, die nicht nur die inhaltliche Breite der Wir-
kungsdiskussion bei Gebietsreformen im nationalen und internationalen 
Kontext abbilden, sondern auch unterschiedliche methodische Heran-
gehensweisen, Zeithorizonte und Zielgruppen. Dadurch soll das Gutach-
ten dazu beitragen, die derzeit geführte Debatte zu versachlichen und 
durch wissenschaftliche Erkenntnisse zu untermauern. 
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2 Wirkungsanalyse und Wirkungsdimensionen von Gebiets-

reformen 

 

Zunächst ist daran zu erinnern, dass die Analyse von Wirkungen institu-
tioneller Reformen, hier insbesondere der Kreisgebietsreform, vor be-
sonderen Problemen steht (siehe Kapitel 5; vgl. Kuhlmann 2009; Woll-
mann/Kuhlmann 2011: 563 ff.). Im Unterschied zur Evaluation von Sekt-
oralpolitiken (Umweltpolitik, Arbeitsmarktpolitik etc.) ist die Evaluation 
von Institutionenpolitik durch eine komplexere analytische Architektur 
gekennzeichnet. Denn es müssen zunächst bestimmte Veränderungen 
der öffentlichen Institutionen (Institutionenevaluation), sodann die 
Auswirkungen dieser auf das Handeln der Akteure und die Leistungsfä-
higkeit der Institution (Performanzevaluation) und schließlich in einem 
dritten Analyseschritt die weiteren Wirkungen im Umfeld des politisch-
administrativen Systems (Outcome-Evaluation) erhoben werden. Diese 
Wirkungskette wird aber in den meisten vorliegenden ex post Studien 
über Gebietsreformen nicht nachvollzogen (siehe weiter unten). Statt-
dessen werden dort oftmals isolierte Variablen miteinander korreliert, 
während der ursächlich eigentlich interessierende institutionelle Wand-
lungsprozess (Verwaltungsveränderung durch Gebietsreform) über-
haupt nicht in die Wirkungsbetrachtung einfließt (siehe z.B. Rösel 2016a, 
b, c, d; Rösel/Sonnenburg 2016).  

Hinzu kommen methodische und konzeptionelle Schwierigkeiten von 
Wirkungsanalysen der Gebietsreform, wie z.B. teils fehlende Ver-
gleichsmaßstäbe, da oftmals der Ausgangszustand vor der Reform nur 
unzureichend erfasst ist, weil Daten nicht verfügbar sind oder Rahmen-
bedingungen sich ändern. Des Weiteren trifft auf Wirkungsanalysen von 
Gebietsreformen das aus der Evaluationsforschung generell bekannte 
Problem zu, dass sich die Zieldimension der Reform nur unzureichend 
erfassen lässt, entweder weil Ziele gar nicht oder nicht hinreichend, nur 
vage, vieldimensional oder widersprüchlich formuliert worden sind oder 
weil es nicht für alle Reformziele messbare Indikatoren gibt, sodass Soll-
Ist-Analysen oder Erfolgskontrollen nach einer Gebietsreform an Gren-
zen stoßen.  

Oftmals ist es auch schwierig, Wirkungszusammenhänge zweifelsfrei zu 
identifizieren, weil sich der Kontext des Verwaltungshandelns im Laufe 
des Reformprozesses wandelt (z.B. wenn parallel Funktionalreformen 
durchgeführt und neue Aufgaben und Personal übertragen werden) und 
auf diese Weise die Reformwirkung beeinflusst wird. Da sich in sozialen 
Systemen (im Gegensatz zum Laborexperiment) solche „Randbedingun-
gen“ aber nicht vollständig kontrollieren lassen, ist es letztlich oftmals 
schwierig festzustellen, ob eine bestimmte Veränderung (z.B. im Wahl-
verhalten oder im politischen Vertrauen der Bevölkerung) ursächlich vor 
allem auf die Reform oder aber auf andere mögliche Einflussfaktoren 
zurückzuführen ist (Thieme/Prillwitz 1981: 83; Wollmann 2004: 397 ff.). 
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Zwar ist die Kontrolle solcher Drittfaktoren bei kurzen Vergleichszeit-
räumen noch relativ praktikabel, aber diese kurzen Zeiträume sind eben 
nicht ausreichend, um Wirkungen von Gebietsreformen zu erfassen, die 
nur mittel- bis längerfristig eintreten.  

Unbeschadet dieser Schwierigkeiten sollten sich die öffentlichen Ent-
scheidungsträger der Wirkungsanalyse von Gebietsreformen stellen und 
diese auch initiieren. Allerdings sind die konzeptionellen und methodi-
schen Einschränkungen und Probleme im Auge zu behalten (siehe Kapi-
tel 5). 

 

2.1 Wirkungsdimensionen 

Im vorliegenden Gutachten werden drei Wirkungsdimensionen unter-
schieden, die anerkannte Basiskategorien der Wirkungsanalyse von 
Verwaltungsreformen darstellen (vgl. Wagener 1969; Kuhl-
mann/Wollmann 2011, 2013; Kuhlmann/Wayenberg 2016):  

1.) Leistungsfähigkeit, Verwaltungs- und Veranstaltungskraft 

2.) Einsparungen, Skalenerträge, Wirtschaftlichkeit 

3.) Integrationsfähigkeit, Partizipation, demokratische Kontrolle 

Ad 1) Bei der Bewertung der Leistungsfähigkeit, Verwaltungs- und Ver-
anstaltungskraft von Kommunen ist zu beachten, dass diese sich einer-
seits aus den (finanziellen, politischen, organisatorischen, personellen 
etc.) Handlungs-, Gestaltungs- und Ressourcenspielräumen ergibt. Zum 
anderen ist sie an der Fähigkeit abzulesen, lokale Probleme zu lösen und 
gesellschaftliche Entwicklungen im Territorium zielgerichtet und nach-
haltig zu beeinflussen. Dies schließt die Fähigkeit ein, öffentliche Aufga-
ben in hoher Qualität, bürgernah, rechtmäßig und effizient zu erfüllen 
(Verwaltungskraft) und als leistungsstarker Träger öffentlicher Einrich-
tungen zu fungieren (Veranstaltungskraft). Mit Blick auf die jüngsten 
Veröffentlichungen zu Effekten von Gebietsreformen (vgl. u.a. Rösel 
2016a, b, d) fällt auf, dass die Wirkungsaspekte der Leistungs-, Steue-
rungs- und Problemlösungsfähigkeit sowie Verwaltungs- und Veranstal-
tungskraft von (fusionierten) Kommunen kaum thematisiert, sondern 
zugunsten eindimensionaler Betrachtungen möglicher Spareffekte – 
außerdem unter Vernachlässigung wichtiger weiterer Einflussfaktoren 
(insbesondere der funktionalen Aufwertung von Kommunen) – ignoriert 
worden sind.  

Dies muss erstaunen, wenn bedacht wird, dass Verwaltungshandeln 
immer (auch) an diesen Wirkungsdimensionen ausgerichtet sein muss 
sollte und sie insofern zentrale Reformziele darstellen (siehe oben). Im 
vorliegenden Gutachten werden im Wirkungsbereich der „Leistungsfä-
higkeit“ vor allem die folgenden Aspekte näher betrachtet: 

 Spezialisierungs- und Professionalisierungsgrad der Verwaltung 

 Strategische Handlungs- und Planungsfähigkeit  

 Fiskalische Leistungskraft 
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 Strukturpolitische Ausgleichsfunktion und Integration 

 Umfang/Qualität des Dienstleistungsangebots; Effektivität; Kor-
rektheit der Verwaltungsarbeit 

 Bürgerzufriedenheit 

 Innovations- und Problemlösungsfähigkeit 

 Organisatorische Straffung der Verwaltung/Abbau von „Mehr-
fachverwaltung“ 

 Kommunale Autonomie. 

Ad 2) Gebietsreformen liegt oft die ökonomische und organisationsthe-
oretische Annahme zugrunde, dass damit so genannte Skaleneffekte 
(bzw. -erträge) realisiert werden können. Damit ist vor allem gemeint, 
dass Gebietskörperschaften verhältnismäßig weniger Kosten und Perso-
nal benötigen, je größer sie sind, insbesondere gemessen an der Zahl 
der Einwohner (economies of scale; vgl. bspw. Kalb 2010 und Rosenfeld 
2013; kritisch dazu: Bönisch et al. 2011, Haug/Illy 2011). Hinzu kommt 
die Annahme, dass eine größere Zahl von Beschäftigten einer Verwal-
tung deren vertiefte Spezialisierung und dadurch eine professionellere, 
routiniertere fachliche Aufgabenerfüllung ermöglicht – und damit wie-
derum die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns steigt 
(economies of scope). Auch im Zusammenhang mit der Verwaltungs-
strukturreform in Thüringen wurde zum Beispiel ähnlich argumentiert  
„ rö ere  emeinden können, da sie mehr nachfragen, Kostenreduzie-
rungen erzielen und ihre Einrichtungen besser auslasten als kleine Ge-
meinden. Sie können deshalb auch die kommunale Planungshoheit eher 
mit Leben erfüllen. Die besseren Spezialisierungsmöglichkeiten können 
zu  ualita ven Verbesserungen führen.  ie grö eren  allzahlen bewir-
ken eine tendenziell weniger fehleranfällige Verwaltungsarbeit, da durch 
häu geres Au reten bes mmter Sachverhalte Erfahrungswissen ge-
wonnen werden kann.“ (Ziekow et al. 2013: 208). Inwieweit dies empi-
risch zutrifft, wird im Folgenden anhand der hierzu vorliegenden ein-
schlägigen Forschung herausgearbeitet. 

Aus ökonomischer Perspektive steht das Kriterium der Effizienz im Vor-
dergrund. Diese kann vereinfacht als Verhältnis zwischen Kosten und 
Nutzen – hier: des Verwaltungshandelns – verstanden werden. Präziser 
und für eine fundierte Analyse zweckmäßiger ist es jedoch, auf das Ver-
hältnis zwischen in Geldeinheiten bewerteten Ressourcenverbrauch 
einerseits sowie Qualität und Menge der Dienstleistungen der zu unter-
suchenden Verwaltungseinheiten beziehungsweise öffentlichen Ge-
bietskörperschaften andererseits abzustellen (vgl. zu einer ausführlichen 
Betrachtung von Konzepten und Analysen zur Wirtschaftlichkeit Müh-
lenkamp 2015). 

Eine Optimierung der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns kann 
demnach auf zwei Wegen erfolgen: entweder wird der Ressourcenein-
satz bei gleich bleibender Menge und Qualität der Leistungen reduziert 
(Minimalprinzip) oder es gelingt, bei gleich bleibendem Ressourcenein-
satz die Qualität und/oder Menge der Dienstleistungen zu erhöhen (Ma-
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ximalprinzip). Folglich bleibt aus ökonomischer Sicht eine ausschließli-
che Betrachtung der Kosten (bzw. der damit nicht gleich zu setzenden 
Ausgaben) immer problematisch: so stellt eine Verringerung der Leis-
tungsmenge (bspw. eine Reduzierung der Aufwendungen eines Land-
kreises um 10 %) eine Verschlechterung der Wirtschaftlichkeit dar, wenn 
die Menge der durch die jeweilige Verwaltung produzierten Leistungen 
überproportional (bspw. um 15 %) reduziert wird. Umgekehrt ist es 
durchaus möglich, dass mit steigenden (Gesamt-)Kosten eine Verbesse-
rung der Wirtschaftlichkeit einhergeht, nämlich wenn Qualität und/oder 
Menge der Leistungen überproportional zunehmen.  

Offensichtlich greift es also zu kurz, lediglich die Input-Seite ohne Rück-
sicht auf die Auswirkungen bei den Outputs der jeweiligen Verwaltung 
zu betrachten. Zweifellos kann es durchaus ein legitimes Ziel darstellen, 
Ausgaben bzw. Kosten des Verwaltungshandelns zu reduzieren bzw. 
einen entsprechenden Anstieg zu verringern. Derartige Ansätze lassen 
sich mit dem Ziel der Sparsamkeit respektive Einsparungen überschrei-
ben. In diesem Zusammenhang sind vor allem Pro-Einwohner-
Kostenvergleiche üblich. Diese erlauben laut Haug/Illy (2011: 348) „al-
lerdings kaum Aussagen über die E zienz der Leistungserstellung, da 
dies entweder identische Output- oder identische Inputmengen bei den 
zu vergleichenden Gemeinden erfordert. (...) Daher ist die Anwendung 
von Methoden der betrieblichen Effizienzanalyse eine sinnvolle Alter- 
native, insbesondere die Analyse der globalen Effizienz, bei der die Ge-
meinde als ‚Mehrproduktunternehmen’ interpretiert wird.“  

Ein zentrales Problem der aktuellen Forschung liegt darin, dass Qualität 
und Menge der Leistungen kommunaler Verwaltungen bei der Analyse 
der Auswirkungen von Gebietsreformen nicht angemessen berücksich-
tigt werden (vgl. zu diesem Problem bereits Engelhardt et al. 1986). Das 
hat zum einen mit der eingeschränkten Verfügbarkeit entsprechender 
Daten, zum anderen jedoch mit der – letztlich bedenklichen – Reduktion 
der Komplexität entsprechender Zusammenhänge in den verwendeten 
Analysekonzepten zu tun.  

Ebenfalls zu beachten ist der terminologische Unterschied zwischen Effi-
zienz und Effektivität  „ er Begriff der administrativen Effizienz zielt auf 
die Frage nach dem mit der Leistungserbringung verbundenen Ressour-
ceneinsatz“. Mit der E ek vität verbindet sich hingegen die  rage, „ob 
eine  emeinde in der Lage ist, die an sie gestellten Aufgaben zu erfüllen“ 
(Junkernheinrich et al. 2011: 28). Zu ergänzen ist dabei, dass gemeinhin 
unter Effektivität auch die Wirksamkeit der kommunalen Leistungen 
(insbesondere bei der Zielgruppe) und der Zielerreichungsgrad der 
kommunalen Aufgabenerfüllung gemeint sein kann – was die explizite 
Formulierung spezifischer und überprüfbarer Ziele voraussetzt. 

Darüber hinaus ist in diesem Zusammenhang ein Problem zu beachten, 
das theoretisch begründet und inzwischen auch empirisch gut belegt ist: 
das so genannte „Common-Problem-Problem“.  abei geht es um Mit-
nahmeeffekte unmittelbar vor einer Fusion von Gebietskörperschaften, 
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nämlich Ausgabensteigerungen, die quasi der fusionierten Körperschaft 
aufgebürdet werden (vgl. z.B. Hinnerich 2009, Fritz 2015).  

Die vorliegende Analyse adressiert insbesondere die folgenden Wir-
kungsaspekte: 

 Einsparungen im Sinne struktureller Minderausgaben  

 Skaleneffekte 

 Entwicklung der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns 

 Mitnahmeeffekte im Sinne des „Common-Pool“-Problems 

Ad 3) Die Debatte um einen möglichen Zusammenhang von Gebietsgrö-
ße einerseits und sozialem Zusammenhalt, Integrationsfähigkeit und 
demokratischer Mitwirkung andererseits stellt einen Klassiker der poli-
tik- und verwaltungswissenschaftlichen wie auch raumsoziologischen 
 orschung dar. So analysierte schon Tönnies in seinem Buch „ emein-
schaft und  esellschaft“ aus dem Jahre 1887 die sozialen und politi-
schen Auswirkungen von Urbanisierung und Vergrößerung von Gebiets-
einheiten. Wirth (1938: 11-12) sieht steigende Gebietsgröße als Ursache 
abnehmender Gemeinschaftsidentität und zunehmenden sozialen Miss-
trauens. Dieses sog. decline of community model wurde von einer Reihe 
von Autoren aufgegriffen und weiterentwickelt, basierend auf den An-
nahme, dass steigende Gebietsgrößen einen negativen Effekt auf den 
sozialen Zusammenhalt und die politischen Orientierungen, etwa das 
Interesse an politischer und zivilgesellschaftlicher Mitwirkung, der Bür-
ger haben (Dahl/Tufte 1973: 41-65; Verba/Nie 1972: 229-247; Verba et 
al. 1978: 269-285; Oliver 2000, 2001; Putnam 2000: 204-215).  

Gegen diese von Denters et al. (2014: 17 ff.) auch als Lovely Lilliput-
Theorie bezeichnete pessimistische Sicht auf den Zusammenhang von 
Gebietsgröße und Demokratie/Integration wird jedoch von anderen 
Autoren das Argument vorgebracht, dass mit der gebietsgrößenbeding-
ten Veränderung zwar die Auflösung traditioneller Gemeinschaften 
vonstattengeht. Diese mündet jedoch in neue Formen des gesellschaftli-
chen Zusammenlebens, die durch stärkere Diversität und Vielfalt sowohl 
bezüglich der sozialen Zusammensetzung und Herkunft der Bewohner, 
als auch der sich daraus entwickelnden gesellschaftlichen und politi-
schen Institutionen in den betreffenden Gebietseinheiten gekennzeich-
net sind (Fischer 1995). Mit zunehmender Gebietsgröße – so die Argu-
mentation – wachse auch die Anzahl und Vielfalt sozialer und politischer 
Organisationen, welche dann wiederum besser in der Lage sind, die ver-
schiedenen, durchaus konträren Wertvorstellungen, Ansichten, Interes-
sen und Ziele der unterschiedlichen Bewohnergruppen zu repräsentie-
ren und zu artikulieren (Dahl/Tufte 1973; 30-40; 89-109; Baglioni et al. 
2007).  

Verba und Nie (1972) zufolge führt diese ausdifferenzierte und diversifi-
zierte Sozialgemeinschaft zur Entstehung eines stärker kompetitiven 
Demokratiesystems (sog. mobilization model), in welchem die Bürger 
auch steigendes Interesse an politischer Mitwirkung und Wissen über 
Politikprozesse haben (Verba et al. 1978: 270). Zudem wird von einer 
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größeren Responsivität gegenüber den Politikpräferenzen der Bürger 
ausgegangen (Denters/Geurts 1998; Mouritzen 1989: 663). Da größere 
Gebietskörperschaften außerdem mehr und gewichtigere Entscheidun-
gen in den jeweiligen lokalen Gremien zu treffen haben und die Bedeut-
samkeit der kommunalpolitisch zu entscheidenden Sachverhalte zu-
nimmt, wird geschlussfolgert, dass das Interesse an politischer Mitwir-
kung steigen müsste. In der vorliegenden Studie werden die folgenden 
Dimensionen der Wirkungsanalyse von Gebietsreformen im Bereich der 
Integrationsfähigkeit, Partizipation und demokratischen Kontrolle ver-
wendet und jeweils der empirische Kenntnisstand zusammengefasst:  

- Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts; Ausübung des 
Ehrenamts politische Repräsentation 

- Parteipolitisches und zivilgesellschaftliches Engagement 
- Selbstwahrgenommene lokale Politikkompetenz, lokales Politik-

wissen/-interesse, lokales Politikvertrauen und lokale Identität 
- Kontaktorientierung der Bürger/Kontaktaufnahme mit lokalen 

Amtsträgern 
- Bürgernahe Leistungserbringung 
- Teilnahme an lokalen Referenden und in Gemeindeversammlun-

gen (nur für die Schweiz) 
 

2.2 Einflussfaktoren Kontext, Durchführung und Zeit 

Um Wirkungen von Gebietsreformen ermitteln und erklären sowie ent-
sprechende Wirkungsanalyen korrekt einordnen zu können, ist es wich-
tig, sich vor Augen zu führen, dass – neben der Gebietsveränderung – 
eine Vielzahl von weiteren, teils auch landes-/regionalspezifischen, Fak-
toren Einfluss auf die Reformwirkung haben und der „ ebietseffekt“ 
teils schwer zu isolieren ist. Für (internationale) Vergleiche sind die fol-
genden Faktoren besonders wichtig: 

- Territoriale Ausgangssituation vor der Reform, insbesondere ge-
gebene  ebietsgrö en und bereits erfolgte Reformen, da „Re-
formgewinne“ ab einer bestimmten (nicht einheitlich definierba-
ren) Gebietsgröße nicht weiter zu-, sondern sogar wieder ab-
nehmen; 

- Zeitpunkt der Messung, denn Veränderungen in der Leistungs-
kraft treten in der Regel nicht unmittelbar nach der Reform, son-
dern erst mittelfristig auf; 

- Verwaltungssystem/-kultur des betreffenden Landes oder der 
Region, denn Fusionen in einem Land führen nicht automatisch 
zu den gleichen Effekten in einem anderen Land;   

- Weitere intervenierende Faktoren (z.B. Ressourcensituation der 
Gebietskörperschaft), die den konkreten Wirkungszusammen-
hang zwischen Fusion und Performanz beeinflussen. 

Diese Kontextbedingungen, unter denen Gebietsreformen im jeweiligen 
nationalen und regionalen Zusammenhang stattfinden, sind besonders 
zu beachten, wenn nach der Übertragbarkeit von Forschungsbefunden 
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auf den brandenburgischen „ all“ der aktuellen Kreisgebietsreform ge-
fragt wird, die grundsätzlich mit Vorsicht zu handhaben ist, was aber 
nicht hei t, dass „Lernen von anderen“ nicht möglich ist. Vielmehr ist 
dieses eine Frage des Augenmaßes und der Balance. Zum einen ist die 
Besonderheit der Kreisebene in Rechnung zu stellen (siehe Kapitel 3), 
die sich von der Gemeindeebene sowohl in funktionaler, als auch terri-
torialer und politisch-demokratischer Hinsicht unterscheidet. Die meis-
ten vorliegenden internationalen Studien beziehen sich aber auf Ge-
meinden und Gemeindegebietsreformen, was gewisse Einschränkungen 
hinsichtlich der Generalisierbarkeit für andere Kommunalebenen mit 
sich bringt. Für die Betrachtung der Gemeindeebene ist außerdem zu 
berücksichtigen, dass die Gemeinden in Deutschland und speziell Bran-
denburg territorial, funktional und politisch mit einigen europäischen 
Ländern mehr, mit anderen weniger Gemeinsamkeiten haben, was 
ebenfalls für den Vergleich und die Übertragung von Forschungsergeb-
nissen wichtig ist.  

So ist Brandenburg zwar im Hinblick auf die territorialen Strukturen sei-
ner Gemeindeebene mit Spanien (Gemeinden mit durchschnittlich 5.400 
Einwohnern), Italien (7.300 Einwohner) oder Rumänien (6.800 Einwoh-
ner) zu vergleichen (siehe unten). Diese Staaten haben aber hinsichtlich 
der Gemeindefunktionen, Aufgaben und Autonomie als auch ihrer Ver-
waltungskultur eher wenig mit dem Bundesland Brandenburg gemein. 
Zudem gab es dort bisher kaum oder gar keine Gemeindegebietsrefor-
men. Andere Länderbeispiele, die im Hinblick auf ihr Kommunalsystem 
dem deutschen „ all“ ähnlicher sind und in denen Gebietsreformen 
auch praktisch eine Rolle spielen, wie etwa die Niederlande oder Däne-
mark, weisen hinsichtlich ihrer territorialen Strukturen große Unter-
schiede auf und erschweren damit eine Übertragung von Forschungsbe-
funden.  

Für die Niederlande liegt beispielsweise eine Reihe von (teils auch kriti-
schen) Befunden über die Effekte von Gebietsreformen vor (siehe un-
ten). Jedoch ist hier die Besonderheit zu beachten, dass die durch-
schnittliche Einwohnerzahl der Gemeinden in den Niederlanden bei ca. 
42.000 liegt (im Gegensatz zu Brandenburg mit durchschnittlich 6.000 
Einwohnern und angestrebten Mindestgrößen von 10.000) und damit 
dort eine Tendenz zu „übergro en“ Strukturen (ähnlich wie in Großbri-
tannien, Irland) besteht, aus denen sich unter bestimmten Bedingungen 
auch negative (Skalen-) Effekte ergeben können.  

Ähnliches gilt für Dänemark, wo in den Wirkungsdimensionen von Effizi-
enz/Skaleneffekten und Partizipation durchwachsene, d.h. teils positive, 
teils (vor allem in sehr großen Strukturen) negative Effekte festgestellt 
wurden. Hier geht es aber um eine Größenordnung von durchschnittlich 
über 55.000 Einwohnern in den (nur noch 98) Großgemeinden, also um 
mehr als das Neunfache des aktuellen brandenburgischen Durch-
schnitts. Des Weiteren sind als Kontextfaktoren das funktionale Profil 
der Kommunen und die lokale (finanzielle) Autonomie zu berücksichti-
gen.  

Vergleichbarkeit mit 
anderen Ländern 

Unterschiedliche 
Größendimensio-
nen wichtig 
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So ist die Großgemeindestruktur in den Niederlanden mit einer ausge-
sprochen geringen (finanziellen) Autonomie gekoppelt, da nur 8 % der 
Kommunaleinnahmen aus eigenen Steuern kommen, während es in 
Deutschland und Dänemark mehr als 30 % sind (vgl. Kuhl-
mann/Wollmann 2014: 24; Ladner et al. 2015). Die durchwachsenen bis 
kritischen Evaluationsergebnisse für die Gebietsreformen in den Nieder-
landen legen somit nahe, dass es ein Problem darstellen kann, wenn 
wachsende Gebietsgrößen nicht mit mehr (finanziellen) Gestaltungs- 
und Entscheidungsspielräumen verbunden werden. Hinzu kommen 
adäquate Partizipationsmöglichkeiten für die Bürger, die zusätzlich ein-
geräumt werden müssen, um bei Gebietsvergrößerungen auch die In-
tegrationsfähigkeit der neuen Einheiten zu sichern (siehe weiter unten). 

Hinsichtlich der Kreisgebietsreform, zu der allerdings kaum internationa-
le Studien vorliegen, ist wiederum vor vorschnellen Übertragungen der 
Erkenntnisse aus anderen deutschen Bundesländern, etwa Mecklen-
burg-Vorpommern, auf Brandenburg zu warnen. Denn in Brandenburg 
geht es um angestrebte Mindestgrößen von 175.000 Einwohnern, wo-
hingegen der aktuelle Reformentwurf mittelfristig auf eine durchschnitt-
liche Einwohnerzahl der Neukreise von ca. 190.000 Einwohnern hinaus-
läuft (entsprechend der Bevölkerungsprognose von 2030; ohne die 
kreisfreie Stadt Potsdam) womit Brandenburg immer noch deutlich hin-
ter den aktuellen Durchschnittswerten für Sachsen (286.000 Einwohner) 
und Mecklenburg-Vorpommern (224.000), ganz zu schweigen von 
Nordrhein-Westfalen (346.000) liegt.  

Bei der Interpretation von Kausalzusammenhängen zwischen Gebiets-
größe und Demokratie ist außerdem zu berücksichtigen, dass steigende 
Gebietsgrößen in der Regel auch mit qualitativen Veränderungen in der 
Bevölkerungsstruktur einhergehen, sodass Differenzen in den politi-
schen Orientierungen und in der Intensität politischer Partizipation zwi-
schen großen und kleinen Gebietseinheiten eher das Ergebnis sozial-
struktureller Unterschiede und nicht ein Effekt der Gebietsgröße als sol-
cher sein können. So sind aus stadtsoziologischer Sicht Unterschiede im 
politischen und sozialen Verhalten von Bewohnern großer und kleiner 
Städte weniger auf die Gebietsgröße, als auf die Bevölkerungsstruktur 
(insbesondere Bildungsgrad, soziale Herkunft) zurückzuführen (Gans 
1962: 640; Verba et al. 1978: 273; Denters et al. 2014: 22 f.).  

Es zeigt sich weiterhin, dass die Effekte der Reform immer von ihrer 
konkreten Umsetzung und ggf. weiteren flankierenden Maßnahmen 
(wie funktionalen Verschiebungen/Aufgabenübertragungen, Verände-
rungen des Serviceniveaus/der Servicequalität, Tariferhöhungen bei 
Personal etc.) abhängen, die es zu beachten gilt. Angesichts dieser un-
terschiedlichen Bedingungen und Einflussfaktoren ist es nicht weiter 
verwunderlich, dass Gebietsfusionen in Europa kein einheitliches Wir-
kungsbild aufweisen, sondern – wie auch in vielen anderen Reformbe-
reichen schon empirisch belegt worden ist (vgl. Kuhlmann/Wollmann 
2013; Kuhlmann/Bouckaert 2016; Schwab et al. 2017) – eine große Va-
rianzbreite sowohl im Ländervergleich als auch nach einzelnen Wir-
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kungsdimensionen. So stehen sich in der internationalen Literatur etwa 
folgende widerstreitende Positionen und Bewertungen der Wirkungen 
von Gebietsreformen gegenüber:  

„The analysis of the amalgamation reforms in the observed European 
countries indicates that the most important outcomes are improved 
service quality and, to some extent, cost savings. In addition, auton-
omy appears to increase after mergers” (Steiner et al. 2016  40)  

„There is limited evidence of significant savings or economies of scale, 
or performance improvement from such mergers and amalgamations.“ 
(Boyle 2016: 18) 

Diese Aussagen stehen stellvertretend und sind typisch für die Hetero-
genität, Vielfalt und Kontextabhängigkeit von Reformergebnissen und -
evaluationen, die folglich keine simplen und pauschalen Schlüsse zulas-
sen (wie in manchen Beiträgen festzustellen ist; vgl. etwa Rösel 2016a, 
b, c, d; Rösel/Sonnenburg 2016), insbesondere wenn es darum geht, 
Lehren hieraus für das eigene nationale oder regionale Reformprojekt 
abzuleiten.  

Schließlich kommt auch dem Faktor Zeit eine wichtige Rolle zu, wenn 
Reformwirkungen erklärt werden sollen. Da die Effekte von umfassen-
den Reformen, wie hier der Kreisgebietsreform, zeitversetzt eintreten 
und deshalb überhaupt nur mittel- bis langfristig nachweisbar sind, 
scheitern ex post Evaluationen und statistische Analysen, die einen kurz-
fristigen Zeithorizont in den Blick nehmen. Die daraus zu gewinnenden 
Erkenntnisse sind schon deshalb mit großer Vorsicht zu behandeln, da 
weder reformbedingte Verbesserungen noch Verschlechterungen in den 
verschiedenen Wirkungsbereichen unmittelbar nach Reformdurchfüh-
rung erwartet werden können und zudem die kurzfristig anfallenden 
(zusätzlichen) „Reformkosten“ beachtet werden müssen. So ist in den 
verschiedenen Gutachten (z.B. Bogumil 2016: 35) auch immer wieder 
betont worden, dass etwa Einsparungen nur nach einem gewissen (je 
nach Ausgangsbedingungen und Reichweite der Reform unterschiedlich 
langen) Zeitraum eintreten und auch die Identitätsbildung und damit 
Akzeptanz der neuen Strukturen auf Seiten der Bürger Zeit benötigt, so 
dass Effekte nur indirekt und zeitversetzt auftreten. Aus diesen Überle-
gungen ergibt sich das folgende vereinfachte Modell von Wirkungszu-
sammenhängen der Kreisgebietsreform (Abbildung 1). 

Ferner sind bei Wirkungsanalysen von Gebietsreformen weitere Bedin-
gungen zu beachten, die aber nur in einem Teil der vorliegenden Studi-
en überhaupt zur Sprache gebracht worden sind (so fehlen bspw. ent-
sprechende Überlegungen vollkommen in den Studien von Rösel; siehe 
oben). Mit Gebietsreformen können auch Veränderungen der Aufgaben 
einhergehen (Funktionalreform), die zwar zu Mehrausgaben führen, 
denen jedoch auch zusätzliche Leistungen der Kommune gegenüberste-
hen. Auch die kommunalen Finanzierungs- und Finanzausgleichssysteme 
(vgl. Färber et al. 2014) haben erheblichen Einfluss auf das Ausgabever-
halten und (Fehl-)Anreize für ein effizientes Verwaltungshandeln. Nicht 
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nur deshalb ist es keineswegs selbstverständlich, dass die Möglichkeiten 
zur Effizienzsteigerung (mit und ohne Fusion) im Rahmen der kommuna-
len Selbstverwaltung auch tatsächlich ausgeschöpft werden. Des Weite-
ren ist offensichtlich, dass die Auswirkungen des Unterlassens einer Re-
form teurer sein können. Zu beachten ist auch eine erhebliche Intrans-
parenz auf der Leistungsseite: zwar werden in den Kommunen inzwi-
schen überwiegend produkt- bzw. outputorientierte Haushalte geführt, 
aber die Informationen über die Leistungen beziehen sich in der Regel 
nur auf die Menge, erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit und 
berücksichtigen die Nachfrageentwicklung kaum. Letztendlich sind ex-
terne Effekte auf (Gesamt-)Ausgaben, (Produkt-)Kosten und Effizienz 
nicht oder unzureichend berücksichtigt worden, etwa die sozio-
ökonomische und demografische Struktur als Treiber für Sozialausga-
ben, der Kommunalisierungsgrad, Nachfrageveränderungen nach Leis-
tungen, rechtliche Anforderungen, usw. (vgl. dazu Kap. 5). 

 

 Abbildung 1: Wirkungsmodell 

 

 

 

2.3 Methodische Vorgehensweisen 

Es handelt sich bei der vorliegenden Expertise um eine Sekundär- oder 
Metaanalyse. Demzufolge werden in der Studie keine eigenen Erhebun-
gen durchgeführt, sondern Erkenntnisse aus bestehenden Studien zu-
sammengetragen. Das Ziel des Gutachtens ist das Zusammenfassen als 
gültig oder widersprüchlich anzusehender Befunde sowie die Systemati-
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sierung bestehender Untersuchungen. Zu diesem Zweck wurde ein um-
fangreicher Bestand wissenschaftlicher Studien und sonstiger Untersu-
chungen einbezogen, die wichtige Erkenntnisse über die Effekte von 
Gebietsreformen enthalten. Ziel war es, den Kenntnisstand so umfas-
send und differenziert wie möglich abzubilden. 

Die hier einbezogenen Studien zeichnen sich durch folgende Merkmale 
aus: (1) nationale und internationale Relevanz sowie methodische und 
konzeptionelle Validität der Analyse, (2) inhaltliche Schwerpunktsetzung 
auf eine oder mehrere der drei genannten Wirkungsdimensionen sowie 
(3) Abbildung unterschiedlicher methodischer Herangehensweisen, 
Zeithorizonte und Reformzeitpunkte.  

Die Relevanz nationaler und internationaler Studien lässt sich zum einen 
über die Bedeutung wissenschaftlicher Fachzeitschriften erfassen, in 
denen die Studien beispielsweise veröffentlicht wurden. Zum anderen 
gibt es Gutachten anderer Autoren, die sich sehr detailliert mit den Ef-
fekten von Gebietsreformen befasst haben, ohne die Ergebnisse in 
Fachzeitschriften zu veröffentlichen. Auch solche Untersuchungen tra-
gen einen wichtigen Beitrag zur gegenwärtigen Forschung über die Ef-
fekte von Gebietsreformen bei. Deshalb wurden Gutachten, Expertisen 
und Untersuchungen von Landesrechnungshöfen einbezogen. Darüber 
hinaus weisen alle hier erfassten Studien – unabhängig davon, ob sie 
sich auf Kreis- oder Gemeindefusionen beziehen – einen inhaltlichen 
Bezug zu (1) Leistungsfähigkeit, Verwaltungs- und Veranstaltungskraft, 
(2) Einsparungen, Skalenerträge, Wirtschaftlichkeit oder (3) Integrati-
onsfähigkeit, Partizipation, demokratische Kontrolle auf. Daneben gibt 
es noch andere Themen, die im Zusammenhang mit Gebietsreformen 
näher untersucht werden könnten. Sie spielen jedoch für die Effekte von 
Gebietsreformen eher eine untergeordnete Rolle (für eine Zusammen-
fassung siehe Tabellen 2 und 3). 

 

Tabelle 2: Zusammenfassung des Quellenmaterials 

Wirkungsdimension 
Nationale Studien 

 und Gutachten 
Internationale Studien  

und Gutachten 

Leistungsfähigkeit, Verwal-
tungs- und Veranstaltungskraft 

16 17 

Einsparungen, Skalenerträge, 
Wirtschaftlichkeit 

12 32 

Integrationsfähigkeit, Partizi-
pation, demokratische Kon-
trolle 

9 13 

Anmerkungen: In den Wirkungsdimensionen wurden insgesamt 83 Studien betrachtet. Doppelzählungen von 
Studien in mehr als einer Dimension möglich. 

 

Drittens ist es bedeutsam, dass die der Untersuchung zugrunde liegen-
den Studien unterschiedliche Analyseansätze anwenden. Die Betrach-
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tung verschiedener Forschungsdesigns ist gerade auch deshalb wichtig, 
um bestimmte Verzerrungen oder methodenbedingte Tendenzen in der 
Ergebniszusammenfassung zu vermeiden. Insofern spiegeln die hier zu-
sammengetragenen und betrachteten Untersuchungen nahezu das ge-
samte methodische Spektrum der Studien über die Effekte von Gebiets-
reformen wider. 

 

Tabelle 3: Zusammenfassung der Wirkungsdimensionen und ihrer Merkmale 

 Leistungsfähigkeit, Verwaltungs- 
und Veranstaltungskraft 

Einsparungen, Skalenerträge, 
Wirtschaftlichkeit 

Integrationsfähigkeit, Partizipa-
tion, demokratische Kontrolle 

M
e

rk
m

al
e

 

Spezialisierungs-/  
Professionalisierungsgrad 

Strukturelle  
Minderausgaben  

Ausübung des aktiven und 
passiven Wahlrechts,  
des Ehrenamts;  
politische Repräsentation 

Strategische Handlungs-/ 
Planungsfähigkeit  

Skaleneffekte Parteipolitisches und zivilge-
sellschaftliches Engagement 

Fiskalische  
Leistungskraft 

Mitnahmeeffekte  Politikkompetenz, -wissen,           
-interesse; Vertrauen; Identi-
tät 

Strukturpolitische  
Ausgleichsfunktion 

„Common-Pool“-Problem Kontaktorientierung der 
 Bürger 

Dienstleistungsangebot;  
Effektivität 

 Bürgernahe Leistungserbrin-
gung 

Bürgerzufriedenheit  Integrationsfähigkeit/  
Partizipation 

Organisatorische  
Robustheit 

  

Kommunale  
Autonomie 
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3 Wirkungsdimension „Leistungsfähigkeit, Verwaltungs- und 

Veranstaltungskraft“ 

 

3.1 Deutschland 

Hinsichtlich des funktionalen Profils der Kreisebene ist – im Unterschied 
zu den kreisangehörigen Gemeinden - die Besonderheit zu berücksichti-
gen, dass ihre wesentlichen Funktionen sich nicht auf publikumsintensi-
ve Dienstleistungen beziehen, da der durchschnittliche Bürgerkontakt 
mit einer Kreisverwaltung bei weniger als einem Mal pro Jahr liegt (vgl. 
Seitz 2007a: 10 f.). Vielmehr haben sie übergreifende Planungs-, Koordi-
nations- und Steuerungsfunktionen in Teilregionen des Bundeslandes 
sowie Ausgleichs- und Ergänzungsfunktionen für den kreisangehörigen 
Raum. Sie erfüllen Aufgaben der „überörtlichen  emeinschaft“, sind 
Träger öffentlicher Einrichtungen und überlokaler Infrastruktur und in 
die übergreifende Strukturpolitik, Landesplanung und Raumordnung 
eingebunden, was eine ausreichende Verwaltungs- und Veranstaltungs-
kraft der Kreisebene voraussetzt. Kreise sollen eine großräumige kom-
munale Entwicklungspolitik ermöglichen und zudem gewährleisten, dass 
die Länder möglichst keine eigenen unteren Landesbehörden unterhal-
ten müssen, sondern diese Aufgaben auf politisch kontrollierte Gebiets-
körperschaften übertragen werden können (Kommunalisierung; vgl. 
Laux 1999: 171). Die im Folgenden dargelegten Befunde über die Effekte 
von Gebietsreformen sind vor dem Hintergrund dieses besonderen Auf-
gabenprofils der Kreisebene in Deutschland zu interpretieren. 

Betrachtet man zunächst die Erkenntnisse, die über die Effekte der frü-
heren Gebietsreformen der 1960er/70er Jahre in der alten Bundesre-
publik vorliegen2, so wird in den zahlreichen wissenschaftlichen Studien, 
Berichten und Evaluationen weitgehend einhellig die Meinung vertre-
ten, dass die Reformen zur Steigerung der Verwaltungs- und Veranstal-
tungskraft der deutschen Kommunen, insbesondere im ländlichen 
Raum, geführt haben (Wagener 1969, 1983; Laux 1999; Thieme/Prillwitz 
1981). Dies wird u.a. mit dem höheren Spezialisierungs- und Professio-
nalisierungsgrad erklärt, der etwa zur Steigerung der Planungsfähigkeit 
und zu geringerer Fehleranfälligkeit im kommunalen Verwaltungsvollzug 
beigetragen hat (Bogumil 2016: 36). Ferner spielen Produktionsgrößen-
vorteile aufgrund besserer Auslastung von Einrichtungen und effektive-
rer Nutzung der vorhandenen Ressourcen (Junkernheinrich et al. 2011) 
sowie Kapazitäts- und Qualitätsverbesserungen im Leistungsangebot 
eine Rolle. Trotz der damaligen lautstarken Reformkritik, die später 
pointiert auch als „ orfromantik“ bezeichnet worden ist (Laux 1999: 
171), kann es heute als eine gesicherte Erkenntnis gelten, dass die ekla-

                                                           
2
 Hierzu liegen 16 Bände der Reihe „ ie kommunale  ebietsreform“ (Hrsg. von Oert-

zen/Thieme 1978-1983) sowie zahlreiche Einzelgutachten und Berichte vor, die hier 
aber nicht im Einzelnen aufgeführt werden können. Ein zusammenfassender Überblick 
findet sich bei Thieme/Prillwitz 1981. 

Aufgabenprofil der 
Kreise 

Erkenntnisse aus 
früheren Reformen 



 

Seite | 21  
 

tante Leistungsschwäche der territorialen Strukturen, welche für die 
kleingliedrigen Kommunaleinheiten der Nachkriegszeit charakteristisch 
war, durch die Reformen behoben worden ist. Es entstanden territorial, 
organisatorisch und funktional gestärkte Kommunen, die als leistungs-
fähige Träger öffentlicher Einrichtungen und Dienstleistungen agieren 
konnten.  

Auch die erste Welle der ostdeutschen Kreisgebietsreformen in den 
1990er Jahre war vor allem auf die Schaffung lebens- und leistungsfähi-
ger Träger kommunaler Selbstverwaltung gerichtet. Für diese Reform-
phase ist ebenfalls konstatiert worden, dass trotz der damaligen Ver-
knappung von Ressourcen (Haushaltsengpässe, Personalkürzungen etc.) 
die Fähigkeit der Kreise, öffentliche Aufgaben rechtsstaatlich wahrzu-
nehmen (Verwaltungskraft) sowie als Träger öffentlicher Einrichtungen 
zu fungieren (Veranstaltungskraft), angestiegen ist (Büchner/Franzke 
2001a: 240ff.; Kuhlmann 2009: 130). Ausweislich einer Untersuchung im 
Land Brandenburg3 hatte sich die kreisliche Leistungskraft nach der da-
maligen Kreisgebietsreform positiv entwickelt; lediglich in den Kreisen 
Uckermark und Elbe-Elster fielen die Einschätzungen zum Leistungsver-
mögen der Landkreise kritisch aus. Resümierend wurde festgestellt, dass 
„die erwartete institutionelle Stärkung der Kreisebene durch deren Neu-
zuschnitt Ende 1992 (…) eingetreten (ist)“ (Büchner/ ranzke 2001b: 23).  

Allerdings gab es vergleichsweise kritische Einschätzungen zu den struk-
turpolitischen und regionalstrukturellen Effekten der Reform, da insbe-
sondere die Strukturheterogenität der verschiedenen Altkreise nicht 
beseitigt worden sei (Büchner/Franzke 2001b: 12). Zudem wurden die 
längerfristige Stabilität und die strukturpolitische Ausgleichsfunktion der 
Kreisebene in Brandenburg als labil angesehen, nicht zuletzt aufgrund 
einer zu kleingliedrigen Gemeindestruktur (Büchner/Franzke 2001b: 12). 

Bezogen auf die neuere Reformwelle liegt eine Reihe von Gutachten und 
Berichten vor, die ebenfalls diesen Zusammenhang von gebietlicher 
„Ma stabsvergrö erung“ und Leistungskraft der Kommunen feststellen. 
Der Landesrechnungshof Schleswig-Holstein, der 140 kreisangehörige 
Verwaltungen in seine Prüfung einbezog, kommt in seinem Bericht 
(2014) zu dem Ergebnis, dass „durch die Vergrö erung (….) die Verwal-
tungen professioneller geworden (sind). Die Vertretung ist besser ge-
währleistet, Spezialisierungen sind möglich, Arbeitsspitzen können abge-
federt und Leistungen optimaler gebündelt werden.“ (LRH SH 2014  
10)4. Insgesamt wurde die Leistungsfähigkeit der Kommunalverwaltun-

                                                           
3
 Grundlage sind 122 Experteninterviews in den 14 brandenburgischen Kreisen, die 

zwischen Dezember 1998 und April 2000 im Rahmen eines Lehrforschungsprojekts des 
Kommunalwissenschaftlichen Instituts der Universität Potsdam durchgeführt wurden, 
wobei sowohl Kreistagsmitglieder als auch Landräte, leitende Verwaltungsmitarbeiter 
und Personalräte befragt wurden (Büchner/Franzke 2001b: 6f.). 
4
 Im Ergebnis der Gebietsreform war die Anzahl der Verwaltungen im kreisangehörigen 

Bereich von 217 auf 140 gesunken, was einer Minderung um 35 % entspricht, und die 
durchschnittliche Einwohnerzahl der durch eine Verwaltung im kreisangehörigen Raum 
betreuten Einwohner von 9.900 auf 15.100 angestiegen.  
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gen gesteigert und den Bürgern sowie dem Ehrenamt ein verbessertes 
Dienstleistungsangebot zur Verfügung gestellt. Auch beim Abbau der 
„Mehrfachverwaltungen“ wurden Erfolge verzeichnet. Ein Nachteil wird 
darin gesehen, dass zu viele – auch aus Sicht der Bürgernähe nicht not-
wendige – Außenstellen gebildet wurden, die zur Fragmentierung des 
Personalbestandes führen und verhindern, dass Größenvorteile durch 
Ressourcenkonzentration optimaler genutzt werden und die Verwaltung 
noch besser professionalisiert werden kann (LRH SH 2014: 23). Daher 
wird vom Landesrechnungshof die Reduzierung von zu vielen Außenstel-
len empfohlen, da Bürgernähe nicht mit räumlicher Nähe gleichzusetzen 
ist.  

Mit der gebietlichen Vergrößerung geht dabei auch in vielen Fällen eine 
Einstufung in das zentralörtliche System einher, aus der sich ergibt, dass 
die neuen zentralen Orte auch einen gehobenen Bedarf für ihren Ver-
sorgungsbereich und ein erweitertes Angebot an sozialen, schulischen, 
gewerblichen Einrichtungen sicherzustellen haben (LRH SH 2014: 16 f). 
Dies wiederum erfordert vielfach zusätzliches Personal, was teils im 
Kontrast zu Einsparzielen steht. So zeigte sich, dass mit steigender Ein-
wohnerzahl der amtsfreien Städte und Gemeinden auch die Höhe der 
Personalausgaben je Einwohner zunimmt, was vor allem auf das deut-
lich größere Aufgabenspektrum zurückzuführen ist (LRH SH 2014: 26). 
Ähnliches gilt für die Zahl der Stellen je 1.000 Einwohner. Allerdings ist 
festzuhalten, dass Einsparziele nicht im Zentrum der Reformen in 
Schleswig-Holstein standen. Diese waren vor allem darauf gerichtet, den 
ländlichen Raum verwaltungsmäßig zu stärken und in seiner Leistungs-
kraft zu fördern, sowie die Verwaltung zu professionalisieren. „Eine aus-
drückliche Aufforderung des Landes, Einsparungen zu erzielen, unter-
blieb jedoch“ (LRH SH 2014: 11).  

So stand bei vielen Fusionen nicht das Ziel, die Verwaltungskosten zu 
senken im Mittelpunkt (und wurden dementsprechend viele unnötige 
Außenstellen etabliert), sondern die Qualität der Dienstleistung zu ver-
bessern (LRH SH 2014: 32). Seitz (2007b) kommt außerdem in seiner 
Studie zur Verwaltungsreform in Schleswig-Holstein5 zu dem Ergebnis, 
dass größere Kreisstrukturen einen Schritt zur administrativen-
ökonomischen Integration einer Region darstellen (Seitz 2007b: 9). Nach 
seiner Ansicht fördern sie die strukturell-territoriale und ökonomische 
Integration der Region unter Einbeziehung von Bezugsverflechtungen 
der Unternehmen, Pendlerbewegungen der Arbeitsnehmer, Schul- und 
Einkaufspendeln. Die Übertragung von Aufgaben und Personal von der 
Landes- auf die Kommunalebene setzt ausweislich dieser Studie eine 
umfassende Kreisgebietsreform voraus, wobei auch bereits unter Bei-
behaltung der gegebenen Aufgabenverteilung zwischen den Ebenen 

                                                           
5
 Die Studie basiert auf umfangreichen (auch bundesländervergleichenden) Aggregat-

datenanalysen, mittels derer in einem ex-ante-Verfahren die Effekte von Gebietsre-
formen in Schleswig-Holstein ermittelt worden sind. Kerndatenbasis sind Quellen des 
Statistischen Bundesamtes (Kassenrechnungsstatistik, Personalstandsstatistik, Finanz-
/Steuerstatistik; vgl. Seitz 2007a: 19 ff.).  
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Effizienzgewinne durch eine Kreisgebietsreform ausgelöst werden kön-
nen (Seitz 2007b: 9).  

Empirische Befunde zu den Auswirkungen der Kreisgebietsreform in 
Mecklenburg-Vorpommern auf die administrative Leistungskraft, Orga-
nisations- und Innovationsfähigkeit der Kreise ergeben sich aus der Stu-
die von Hesse (2015), in welcher über einen Zeitraum von drei Jahren 
die Folgen der Kreisneugliederung für die kommunale Selbstverwaltung 
untersucht wurden6. Ausweislich der Untersuchungsergebnisse stellen 
zwar die räumliche Konzentration der Verwaltung (etwa von Fachdiens-
ten) und die Harmonisierung von Arbeitsabläufen nach wie vor Heraus-
forderungen für die neugebildeten Landkreise dar. Jedoch sind insge-
samt klare Professionalisierungsgewinne und ein Ausbau des Leistungs-
angebots als Folge der Reform festzustellen, u.a. im Bereich des Bürger-
service. So wurden angesichts der veränderten Größenordnungen be-
stimmte kontaktintensive  ienstleistungsangebote „in der  läche“ ange-
siedelt, die dezentralen Bürgerservices ausgebaut und teils mit der Ein-
führung der Behörden-Rufnummer 115 gekoppelt sowie mobile Bürger-
büros eingerichtet. Die Bürgerberater wurden mittels extern erarbeite-
ter Personalentwicklungs- und Schulungskonzepte professionalisiert, 
Wissensmanagement-Systeme eingeführt und die Öffentlichkeitsarbeit 
erweitert.  

Des Weiteren sind Kreise mit besonders herausragender Innovationsfä-
higkeit (z.B. Landkreis Ludwigslust-Parchim) hinsichtlich der internen 
Verwaltungsstrukturen identifiziert worden, die sowohl über ein leis-
tungsfähiges internes Controlling, eine funktionierende Kosten- und 
Leistungsrechnung und fortgeschrittene Ansätze der Kennzahlensteue-
rung, des Berichtswesens, der Zielentwicklung und IT-Steuerung verfü-
gen (Hesse 2015: 118 ff.). Zudem ist eine Reihe von Landkreisen an ei-
nem landesweiten Projekt zur Erprobung verschiedener Innovationen 
von Verwaltungsverfahren beteiligt, welches weiterführende Aktivitäten 
zum Aufbau einer kreislichen strategischen Steuerung befördert hat. 
Auch wurden interne Projektgruppen gebildet, die unter dem Motto 
„ emeinsam und erfolgreich für unsere Region“ auch Ma nahmen der 
Regionalentwicklung und der internen Leitbildentwicklung vorantreiben. 
Organisations-, Prozess- und Personalmanagement greifen also vielfach 
ineinander und stellen eine Art „interne  ortsetzung der Reform“ dar 
(Hesse 2015: 119). Dies ist als ein klares Indiz für die Innovationsfähig-
keit und interne Reformkapazität der Kreise anzusehen. Zwar werden 
noch immer personelle und organisatorische Engpässe und Übergangs-
probleme der Reform festgestellt. So sind etwa im Bereich der Sozial- 
und Jugendhilfe nach wie vor Personaldefizite festzustellen und es man-
gelt teilweise an ausreichend qualifiziertem Personal (Hesse 2015: 127). 

                                                           
6
 Der Studie liegen schriftliche Befragungen aller Kreistagsmitglieder und weiterer am 

Reformprozess beteiligter Akteure sowie Intensiv-Interviews mit Funktionsträgern vor 
Ort und vertiefende Fallstudien zugrunde. Die Online-Umfrage umfasste 409 Adressa-
ten und wies eine Rücklaufquote von 27,6 % auf (113 Personen; vgl. Hesse 2015: 18 
ff.).  
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Insgesamt kommt die Studie jedoch zu dem Ergebnis, dass es einen 
„Professionalisierungsschub“ gegeben hat, der „der gewachsenen Be-
deutung der jetzt territorial und landespolitisch ‚ertüchtigten‘ Kreise 
geschuldet ist“ (Hesse 2015: 147). 

Auch der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern kommt in 
seinem Bericht von 2015 zu dem Schluss, dass die organisatorische und 
personelle Konsolidierung im dritten Jahr nach der Landkreisneuord-
nung gut vorangekommen ist und auch in finanzieller Hinsicht positive 
Effekte gezeitigt hat (LRH MV 2015: 25). Neben bereits erfolgten Perso-
naleinsparungen (Rückgang um knapp 3 % bzw. 156 VZÄ seit 2012) und 
weiteren Einsparpotenzialen, die innerhalb der neuen Organisations-
strukturen identifiziert (allerdings von den neugebildeten Kreisverwal-
tungen bislang noch nicht vollständig „gehoben“) worden sind, hat sich 
die fiskalische Leistungskraft der Kreise seit 2012 insgesamt deutlich 
verbessert.  

Die gesamte Finanzausstattung der Kommunen hat sich seit 2011 – auch 
infolge vermehrter Steuereinnahmen – stetig verbessert und erhöhte 
sich zwischen 2011 und 2014 um 189,6 Mio. Euro. Auch die Haushalts-
ergebnisse weisen – trotz eines nach wie vor negativen Gesamtsaldos - 
einen deutlich positiven Trend auf. So reduzierte sich das jahresbezoge-
ne Haushaltsdefizit der Landkreise von 2012 bis 2013 um nahezu ein 
Drittel auf 43,2 Mio. Euro und wiesen im zweiten Jahr nach der Land-
kreisneuordnung erstmals zwei Landkreise jahresbezogen einen positi-
ven Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen auf (LRH MV 2015: 20). 
Zwar ist diese Entwicklung durch eine Reihe von Faktoren bedingt (z.B. 
vollständige Übernahme der Leistung der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung durch den Bund; zusätzliche Sonderhilfen des 
Landes etc.). Laut Landesrechnungshof zeitigt aber auch die Landkreis-
neuordnung hier erste positive Ergebnisse (LRH MV 2015: 25). Hieraus 
ist zu schlussfolgern, dass die fiskalische Leistungskraft der Landkreise 
durch die Gebietsreform insgesamt befördert worden ist. Zur weiteren 
organisatorischen Konsolidierung der Kreisebene trägt zudem die Ten-
denz bei, dass mehrere Landkreise die Fusionierung von Unternehmen 
(z.B. im Verkehrs- und Abfallbereich) planen oder bereits umgesetzt 
haben, was zu weiteren Synergieeffekten, Kostenreduzierungen und zur 
Verringerung von Zuschussbedarfen führt (LRH MV 2015: 39). 

Diese Befunde wurden auch in einer jüngeren Studie über die Effekte 
der Gebietsreform in Mecklenburg-Vorpommern bestätigt (vgl. Ham-
merschmid et al. 2015; 20167). Zusätzlich zeigt die Studie auf, dass Sy-
nergieeffekte infolge der Reform vor allem in den Bereichen der IT-
Strukturen, Kämmereien und im Personalwesen festzustellen sind. Für 
die kommunalen Einrichtungen und Unternehmen wurde konstatiert, 
                                                           
7
 Die Studie basiert auf umfangreichen Dokumentenanalysen und Experteninterviews 

mit Vertretern aus der Verwaltung, der Politik, den Kommunalverbänden und der Wis-
senschaft. Ziel war es u.a., die konkreten Auswirkungen der Gebietsreform in Meck-
lenburg-Vorpommern und Nachbesserungspotenziale zu identifizieren (vgl. Hammer-
schmid et al. 2016: 28). 
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dass infolge der Gebietsreform Kooperationen, die früher häufig am 
politischen Willen oder technischen Möglichkeiten scheiterten, nun-
mehr reibungsloser vorangetrieben werden, was ebenfalls zu Synergie-
effekten geführt hat (Hammerschmid et al. 2016: 28). Außerdem gibt es 
aus Sicht einzelner befragter Interviewpartner Serviceverbesserungen 
für private Unternehmen aufgrund einer reduzierten Zahl von relevan-
ten Ansprechpartnern und einer besseren Wirtschaftsförderung (Ham-
merschmid et al. 2016: 29). 

Als strukturpolitische Folge (outcome) der Kreisgebietsreform in Meck-
lenburg-Vorpommern8 wird erwartet, dass eine multidimensionale Ein-
heit von „Wirtschaftsraum, Lebensraum der Bevölkerung und administ-
rativem Aktionsraum“ entsteht (Seitz 2005  vi), durch die die Entwick-
lungsfähigkeit und die Standortattraktivität des gesamten Landes ge-
steigert werden kann. Es wird von einer Stärkung der territorialen 
Steuerungs-, Planungs- und Entwicklungskapazität der Kreisebene als 
einem wesentlichen Standortfaktor im Bundesland ausgegangen, die 
sich als längerfristiges Reformoutcome einstellt. Durch die so entste-
hende Ausrichtung der „Administrationsräume“ an den Handlungsräu-
men der Bürger und Betriebe wird eine effektive Regionalentwicklung in 
einem ökonomisch integrierten Teilraum des Landes ermöglicht, ohne 
dass quantitativ bedeutsame Kostensteigerungen für Private entstehen. 
Auch zusätzliche Belastungen des Bürgers werden in der Studie nicht 
identifiziert, da die Kontaktfrequenz des Durchschnittsbürgers mit den 
Kreisverwaltungen äußerst gering ist (siehe oben) und zudem E-
Government-Lösungen teilweise den direkten Kontakt ersetzen können 
(Seitz 2005: vii; siehe auch weiter oben). Ähnlich wie für Schleswig-
Holstein wird festgestellt, dass die  ebietsreform „keinesfalls als ein 
Instrument einer kurzfristigen ‚Sparpolitik‘“ und zum Nutzen gegenwär-
tiger Generationen oder (noch weniger) der gegenwärtig politisch Ver-
antwortlichen im Land angelegt ist, sondern zum Nutzen der zukünfti-
gen Generationen (Seitz 2005: xi.).  

Junkernheinrich et al. (2011) messen die kommunale Leistungsfähigkeit 
anhand von fiskalischen Indikatoren (Haushaltsergebnisse, Kassenkre-
ditverbindlichkeiten). Für die Verbandsgemeinden in Rheinland-Pfalz 
belegen sie einen klaren Zusammenhang zwischen Ortsgröße und Leis-
tungsfähigkeit, wobei kleinere Gemeinden im Durchschnitt deutlich 
schlechter abschneiden als einwohnerstarke Gemeinden. Da die Befun-
de auf multivariaten Regressionsanalysen beruhen, in denen Scheinkor-
relationen mit strukturellen Variablen (z.B. Sozialstruktur) ausgeschlos-
sen wurden, kann geschlussfolgert werden, dass die Einwohnerzahl ei-
nen spürbaren (wenn auch nicht alleinigen) Einfluss auf die (fiskalische) 
Leistungsfähigkeit der Verbandsgemeinden hat (Junkernheinrich et al. 

                                                           
8
 Zugrunde liegt eine Studie zu den (ex ante) ermittelten ökonomischen und fiskali-

schen Effekten der (im ersten Anlauf aufgrund des Landesverfassungsgerichtsurteils 
von 2007 gescheiterten und dann in abgeschwächter Form realisierten) Kreisgebietsre-
form in Mecklenburg-Vorpommern, die auf Aggregatdatenanalysen und statischen 
Auswertungen basiert (Seitz 2005).  
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2011: 6). Der Ortsgrößeneffekt ist dabei besonders deutlich im Bereich 
der allgemeinen Verwaltung zu erkennen. In diesem Bereich korrespon-
dieren auf der Verbandsgemeindeebene weit überdurchschnittliche 
Kosten der Leistungserbringung mit einer deutlich unterdurchschnittli-
chen Gemeindegröße und zudem einer ausgesprochen negativen Bevöl-
kerungsentwicklung, sodass häufig die prekäre Konstellation „klein, teu-
er, schrumpfend“ anzutreffen ist (Junkernheinrich et al. 2011: 6). Vor 
diesem Hintergrund wurden für die Verbandsgemeinden in Rheinland-
Pfalz – auch unter Berücksichtigung der demographischen Entwicklung – 
Einwohnerschwellenwerte zwischen 13.000 und 15.000 empfohlen, die 
auf statistisch ermittelten Wirtschaftlichkeitsgrenzen beruhen. Diese 
zeigen auch, dass jenseits eines Schwellenwertes von ca. 13.000 Ein-
wohnern keine weiteren Gewinne in der fiskalischen Leistungskraft von 
Verbandsgemeinden zu erwarten sind, d.h. das für Gebietsfusionen 
auch bestimmte „Sättigungsgrenzen“ zu beachten sind, die aber kon-
textbezogen variieren und jeweils gesondert zu ermitteln sind.  

Effekte der organisatorischen Konsolidierung und Stärkung der Verwal-
tungskapazität der Landkreise werden auch vom Landesrechnungshof 
Sachsen in seiner Evaluierung der Funktional- und Kreisgebietsreform 
festgestellt (SRH 2009). So wurden im Ergebnis der Reform infolge von 
Bündelung und Zusammenlegung bis 2009 insgesamt 19 Dezernate und 
69 Ämter gegenüber den Organisationsstrukturen der Altkreise einge-
spart und die Strukturen entsprechend gestrafft. Die daraus zu schöp-
fenden finanziellen Einsparpotenziale, die der Landesrechnungshof 
identifiziert hat, müssen jedoch von den Landkreisen im Rahmen ihrer 
kommunalen Organisationshoheit selbst realisiert werden, was bisher 
nicht vollständig erfolgt ist. Zwar verringerte sich im Ergebnis der Kreis-
neugliederung die Anzahl der nachgeordneten Einrichtungen auf der 
Landkreisebene (Gymnasien, Berufsschulen, Internate, Medienstellen, 
Volkshochschulen etc.) von 307 auf 289 (um ca. 6 %), was bereits zu 
Einspareffekten im Schul- und Bildungsbereich (14 %), im Brand-, Ret-
tungs-, und Katastrophenschutz (15 %) und in der Abfallwirtschaft (38 
%) geführt hat (SRH 2009: 338). Jedoch wird weiteres Konsolidierungs- 
und Straffungspotenzial, insbesondere bei den Querschnittsämtern (Fi-
nanzverwaltung, Zentrale Verwaltung), aber auch in den Kreisjugend- 
und Kreissozialämtern, Ordnungs- und Verkehrsämtern gesehen, da die 
Kreise in diesen Bereichen oftmals nach wie vor neben dem Hauptver-
waltungssitz weitere Verwaltungsstandorte unterhalten, was Synergie-
effekte und eine verwaltungsökonomisch sinnvolle Bündelung von 
Strukturen erschwert (SRH 2009: 329).  

Auch für planerische und strategische Aufgaben der Kreisebene werden 
zukünftig weitere Bündelungseffekte erwartet, ebenso aus der (weite-
ren) Zusammenlegung nachgeordneter Einrichtungen, da diese dann nur 
noch ein Mal im Kreisgebiet vorgehalten werden müssen (SRH 2009: 
332). Weitere Einsparungen werden aus der Reduzierung von Verwal-
tungsgebäuden erwartet, die von mehreren Kreisen anvisiert oder be-
reits abgewickelt wurden. Hinsichtlich der fiskalischen Leistungsfähigkeit 
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ist im Ergebnis eine positive Bilanz zu ziehen, da sich die Finanzsituation 
der 10 Landkreise in Bezug auf den Abbau von Fehlbeträgen, die Finan-
zierungssalden, die Verschuldung und die Nettoinvestitionsmittel ver-
bessert hat (SRH 2009: 332). So konnten die Landkreise ihren Finanzie-
rungssaldo zum 31.12.2008 im Vergleich zu 2007 mehr als verdoppeln. 
Dies wird wesentlich auf die Zuweisungen vom Land im Rahmen der 
Funktional- und Kreisgebietsreform zurückgeführt. Allerdings prognosti-
zierte der Rechnungshof bereits 2009 eine Verschlechterung der Finan-
zierungssalden, was vor allem mit den funktionalreformbedingten Aus-
gabenzuwächsen zusammenhängt.  

 

Tabelle 4: Forschungsergebnisse zu Auswirkungen von Gebietsfusionen auf die Leis-
tungsfähigkeit der Kommunen in Deutschland 

Analysedimensionen "Leistungsfähigkeit, Verwaltungs- und Veranstaltungskraft" 
Effekte der     
Gebietsreform 

Spezialisierungs- und Professionalisierungsgrad der Verwaltung + 

Planungsfähigkeit; Korrektheit der Verwaltungsarbeit + 

Verwaltungs-/ Veranstaltungskraft; fiskalische Leistungskraft + 

Beseitigung der Strukturheterogenität/ strukturpolitische Ausgleichsfunktion und In-
tegration 

+/- 

Umfang/Qualität des Dienstleistungsangebots + 

Innovationsfähigkeit + 

Organisatorische Straffung der Verwaltung/Abbau von "Mehrfachverwaltung" + 

Quellen: genaue Quellennachweise zu den Ausprägungen finden sich im Anhang. 
Anmerkungen:  
+ überwiegend positive Effekte nachweisbar 
+/- teils positive und teils negative Effekte nachweisbar 
0 keine Effekte nachweisbar 
0/- teils negative und teils keine Effekte nachweisbar 
- überwiegend negative Effekte nachweisbar 

 

Bei der Bewertung der Effekte der Gebietsreform in Sachsen ist beson-
ders zu beachten, dass sie in unmittelbarem Zusammenhang mit einer 
Funktionalreform erfolgte, durch die zum 1.8.2008 insgesamt 3.416 Per-
sonen vom Land auf die 10 Kreise übergingen. Ferner wechselten zum 
1.1.2009 759 Personen von den ehemals kreisfreien Städten auf die 
Landkreise. Darüber hinaus sind zahlreiche nachgeordnete Einrichtun-
gen (Straßenmeistereien, Berufsschule, Vermessungsamt etc.) mit ei-
nem Personalbestand von 550 Personen auf die Landkreise übergegan-
gen. Angesichts dieser funktionalen und personellen Aufwertung der 
Kreisebene, die mit erhöhten Personal- und Sachausgaben einhergeht, 
sind direkt reformbedingte „Effizienzrenditen“ nach Angaben des Rech-
nungshofes nicht abbildbar (SRH 2009: 332). Diesen Sachverhalt gilt es 
insbesondere bei der Bewertung von neueren Thesen über angeblich 
ausbleibende Renditen von Gebietsreformen im Auge zu behalten (vgl. 
Rösel 2016a, b), die die enormen Auswirkungen funktionaler Verände-
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rungen – als wesentlichen „intervenierenden“  aktoren in der Wir-
kungskette von Landkreisneugliederungen - vollkommen ausblenden.      

Die oben gezeigte Tabelle 4 resümiert die genannten Befunde für den 
„deutschen  all“ überblicksartig.  

 

3.2 Europa 

Im Folgenden wird der internationale Forschungsstand zu Effekten von 
Gebietsreformen (mergers bzw. amalgamations) im Hinblick auf die hier 
interessierende Wirkungsdimension der Leistungsfähigkeit (inkl. Aufga-
benerfüllung, Professionalität, Bürgerzufriedenheit) rekapituliert und 
abschließend hinsichtlich seiner Bezüge zum Fall Brandenburgs bewer-
tet. Eine international vergleichende Studie in 15 europäischen Ländern 
(Steiner et al. 20169) kommt zu dem Ergebnis, dass Gebietsreformen zur 
Verbesserung der Aufgabenerledigung bzw. Servicequalität geführt ha-
ben und dass zudem die Verhandlungs- und Durchsetzungsfähigkeit der 
Kommunen gegenüber höheren Verwaltungsebenen zunimmt, da sie im 
Rahmen größerer Gebietsstrukturen mehr Aufgaben, Funktionen und 
teils Autonomie erhalten (Steiner et al. 2016: 26).  

Von den befragten Experten wurde (mit Ausnahme Italiens) die Verbes-
serung der Servicequalität als zentrales Ergebnis von Gebietsfusionen 
angegeben, während Kostenreduzierungen nur teilweise konstatiert 
wurden (insbesondere in Belgien, Deutschland, Griechenland und Island; 
(Steiner et al. 2016: 35). Ferner sind stärkere Professionalisierung und 
teils Standardisierung der Leistungserbringung beobachtete Effekte von 
Gebietsreformen in Europa, die aber nicht gleichzusetzen sind mit mehr 
Bürgerorientierung. Ein weiteres Ergebnis stellen in den meisten Län-
dern Autonomiegewinne der Kommunen dar (Griechenland, Italien, 
Niederlande, Schweden, Schweiz), die sich aus größeren finanziellen 
Handlungsspielräumen, Aufgabenwachstum sowie der „Befreiung“ von 
früheren interkommunalen Kooperationszwängen ergeben (Steiner et 
al. 2016: 36). Allerdings kommt die Studie auch zu dem Schluss, dass 
Gebietsreformen tendenziell eher den Kommunen, ihren Exekutiven 
und Verwaltungen zugutekommen, wohingegen die Stärkung der Bür-
gerschaft eher eine untergeordnete Rolle spielt.  

Auch in mehreren Studien über Gebietsreformen in der Schweiz zeigte 
sich, dass die Aussage „ emeindegrö e – ein Erfolgsfaktor“ in der Ten-
denz stimmt (vgl. Lauber 2014: 145). So führten Gemeindefusionen im 
Kanton Luzern10 dazu, dass zum einen mehr Verantwortung und Funkti-

                                                           
9
 Die Studie basiert auf einer Expertenbefragung von Kommunalforschern aus 15 Län-

dern im Rahmen eines EU-Projekts (Belgien, Dänemark, Finnland, Deutschland, Grie-
chenland, Island, Italien, Niederlande, Norwegen, Polen, Portugal, Slowenien, Spanien, 
Schweden, Schweiz); vgl. http://www.uni-potsdam.de/cost-locref/.  
10

 Im Kanton Luzern wurden zwischen 2000 und 2014 16 Gemeindefusionen durchge-
führt, was einer Reduktion um 14 Gemeinden entspricht, sodass der Kanton heute 
noch 83 Gemeinden hat. Allerdings gehört die Schweiz nach wie vor zu jenen Ländern 
in Europa mit den kleinsten Gemeinden (durchschnittliche Einwohnerzahl 2.500). Ge-
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onen auf die Gemeinenden übertragen werden konnten, etwa die Ver-
antwortung für die eigene Organisation, die nunmehr in den Gemeinde-
ordnungen verankert wurde. Auch die vorherigen kantonalen Vorprü-
fungen und Genehmigungen der Gemeindeordnungen fielen als Ergeb-
nis der größeren kommunalen Eigenständigkeit weg. Zudem konnten 
vermehrt Fachspezialisten für die Gemeindeverwaltung gewonnen wer-
den und die Gemeinderäte stärker mit strategischen Aufgaben befasst 
werden. Ferner ergaben sich Vorteile bei der Raumplanung, insbesonde-
re der konzentrierten Siedlungsentwicklung, dem haushalterischen Um-
gang mit dem Boden, der großräumigen, flexibleren und rationelleren 
Nutzungsplanung sowie Kostensenkungen bei Planungsverfahren und 
der Gemeindeinfrastruktur. Allerdings wurde eingeräumt, dass noch 
nicht alle diese Effekte vollständig eingetreten seien, sondern teils lang-
fristig zu erwarten sind, da zunächst die Reorganisation der Grundstruk-
turen abgeschlossen und konsolidiert sein müsse (vgl. Lauber 2014: 144 
ff.).   

Darüber hinaus zeigte eine Studie von Steiner/Kaiser (2017) positive 
Auswirkungen von Gemeindefusionen in der Schweiz auf die Performanz 
der Leistungserbringung, wobei 28 Leistungsfelder betrachtet wurden11. 
So wird festgestellt, dass nach einer Gebietsfusion Leistungsbeschrän-
kungen der fusionierten Gemeinden abgebaut und in einigen Aufgaben-
feldern auch Serviceverbesserungen erreicht worden sind. Allerdings 
gab es im Vergleich von fusionierten und nicht-fusionierten Gemeinden 
auch zahlreiche Aufgabenbereiche, in denen kein Unterschied zwischen 
Untersuchungs- und Kontrollgruppe zu beobachten war (Steiner/Kaiser 
2017: 14). Insgesamt kommen die Verfasser aber zu dem Schluss, dass 
die Qualität der Leistungserbringung durch Gemeindefusionen gestei-
gert worden sei, was auch den Erkenntnissen aus anderen internationa-
len Studien entspricht (siehe oben; ferner OECD 2014; Schimmelpenick 
et al. 1984 über 9 Gemeindefusionen in den Niederlanden). Ferner stel-
len sie einen Zusammenhang zwischen Gemeindefusionen und Profes-
sionalisierung der Verwaltungen aufgrund der vermehrten Einstellung 
von Spezialisten sowie auch Personalreduzierungen fest, die nach ihrer 
Einschätzung aber noch weiterer empirischer Prüfung bedürfen (Stei-
ner/Kaiser 2017: 14 f.). Zudem sind Autonomiegewinne in fusionierten 
Gemeinden sowie größere Durchsetzungsfähigkeit gegenüber höheren 
Verwaltungsebenen weitere Effekte, die sich aus den empirischen Er-

                                                                                                                                              
meindefusionen finden ausschließlich auf freiwilliger Basis statt. Außerdem ist das 
Aufgabenspektrum begrenzt, was daran abzulesen ist, dass nur 25 % des öffentlichen 
Personals lokal beschäftigt ist und nur 21 % der öffentlichen Ausgaben von Kommune 
getätigt werden (Denters et al. 2014: 62).  
11

 Datenbasis sind zwei postalische Umfragen in schweizerischen Gemeinden (adres-
siert an die Gemeindeschreiber) in den Jahren 1998 (2.914 Gemeinden) und 2009 
(2.596 Gemeinden), ergänzt um Daten des schweizerischen Bundesamts für Statistik. 
Die Rücklaufquote lag bei 84 % (1998) bzw. 58 % (2009). Die Autoren arbeiten mit 
einem quasi-experimentellen Design, indem sie eine Untersuchungsgruppe (Fusions-
gemeinden) und eine Kontrollgruppe (nicht fusionierte Gemeinden) unterscheiden und 
vergleichen. 
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gebnissen der Studie ergeben und die auch konsistent mit anderen Un-
tersuchungen sind (OECD 2014; Mabuchi 2001 für Japan; Brasz et al. 
1979 für die Niederlande).  

Des Weiteren liegen Untersuchungen vor, die belegen, dass fusionierte 
Gemeinden besser in der Lage sind, Probleme größerer territorialer 
Reichweite und Komplexität zu lösen als nicht-fusionierte Gemeinden, 
wie beispielsweise eine Studie zu Gebietsfusionen in den Niederlanden 
zeigte (Fraanje et al. 2008: 56). Für Island12 konnte gezeigt werden, dass 
größere Gemeinden höhere Standards kommunaler Dienstleistungen 
aufweisen als kleine Gemeinden, was zumindest auf 11 von 18 unter-
suchten Leistungsbereichen zutrifft. Bezogen auf die sechs Leistungsbe-
reiche mit den besten Qualitätsbewertungen im Serviceniveau gab es in 
der besagten Evaluation überall einen positiven Zusammenhang zwi-
schen Gebietsgröße und Qualitätsbewertung, außer bei den Grundschu-
len (Eythórsson et al. 2015: 54).  

Insgesamt wird resümiert, dass die Leistungsstandards nach einer Ge-
bietsfusion schrittweise steigen, wohingegen sie sich in kleinen Gemein-
den, die auf Fusion verzichten, nach und nach verschlechtern (vgl. 
Eythórsson et al. 2015: 90). Auch eine Evaluation der Gemeindefusionen 
der 1990er Jahre in Island13 ergab den Befund, dass insbesondere kleine 
periphere Gemeinden, die mit größeren fusioniert wurden, von der Fu-
sion deutlich profitierten. Sie konnten ihre Verwaltungskapazität erhö-
hen und effektiver gegen den Bevölkerungsschwund agieren.  

Zudem wurden positive Effekte im Bereich der wirtschaftlichen Entwick-
lung und der Unterhaltung sowie Aufwertung lokaler Infrastruktur fest-
gestellt (z.B. bei Tourismuseinrichtungen und Häfen). Insgesamt belegt 
die Studie, dass es, speziell in den kleinen peripheren und ländlichen 
Gemeinden, nach Fusionen mit größeren leistungsfähigeren Gemeinden 
zu Serviceverbesserungen, sowohl hinsichtlich der Qualität als auch des 
angebotenen Leistungsspektrums, kam (Eythórsson 2009: 175 f.).  

Im Hinblick auf den Zusammenhang von Gemeindegröße und Bürgerzu-
friedenheit mit kommunalen Leistungen ergibt sich ein ambivalentes 
Bild, da hier wiederum weitere Faktoren intervenieren, die den konkre-
ten Wirkungszusammenhang von Gebietsgröße und Zufriedenheit mit 
kommunalen Leistungen beeinflussen. Besonders wichtig scheint hier 
die Variable „(Wahrnehmung der) Problemkomplexität und -dichte“ 
oder auch „(Wahrnehmung der) Herausforderungen in der Kommune“. 
Beides ist in größeren Einheiten stärker ausgeprägt als in kleineren, so-
dass auch die Wahrnehmungen und Zufriedenheitswerte der Bürger 

                                                           
12

 Grundlage ist eine schriftliche Befragung von 827 Kommunalvertretern aus Island, 
den Färöer Inseln und Grönland im Jahre 2015. Die Rücklaufquote lag bei 49,8 % (vgl. 
Eythórsson et al. 2015). In Island wurde die Gemeindezahl in den letzten 20 Jahren um 
2/3 reduziert; jedoch ist die Durchschnittsgröße der Gemeinden nach wie vor ver-
gleichsweise klein (4.400 Einwohner) und es kommt ausschließlich zu freiwilligen Zu-
sammenschlüssen. 
13

 Einbezogen wurden 37 Gemeinden, die zwischen 1994 und 1998 fusioniert wurden 
(Eythórsson et al. 2009; Eythórsson/Jóhannesson 2002). 
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hiervon beeinflusst werden. Denn Gebietsvergrößerungen führen dazu, 
dass die Reichweite und Komplexität der von den Kommune zu bearbei-
tenden Probleme zunehmen, sodass auch die Herausforderungen der 
Problembewältigung anwachsen, was sich auf die 
Performanzdimensionen von Effektivität und Problemlösungsfähigkeit 
und letztlich auch Bürgerzufriedenheit auswirkt (siehe Denters et al. 
2014). So kommt eine Studie über die Effekte der Gebietsreform in Dä-
nemark14 zu dem Ergebnis, dass die Gebietsfusionen mit geringeren 
Zufriedenheitswerten der Bürger mit den lokalen Leistungen, Infrastruk-
tureinrichtungen und der Kommunalperformanz generell einhergehen. 
Hieraus schließt der Autor einen negativen Zusammenhang von Größe 
und Zufriedenheit (Hansen 2015: 385). In einer international verglei-
chenden Studie von Denters et al. 201415 wurde jedoch festgestellt, dass 
im Wirkungszusammenhang von Größe und Zufriedenheit mindestens 
zwei wesentliche intervenierende Variablen zu beachten sind: Wahr-
nehmung der kommunalen Herausforderungen durch die Bürger 
(perception of government challenges) und lokales Politikvertrauen (lo-
cal political confidence).  

So stellen die Autoren zwar nach erster Durchsicht fest, dass Bürger in 
kleineren Gemeinden zufriedener mit der kommunalen Leistungserbrin-
gung zu sein scheinen als Bürger in großen Gemeinden. Allerdings ver-
schwindet dieser Zusammenhang, wenn man die genannten intervenie-
renden Variablen ins Spiel bringt. Die Einbeziehung dieser Variablen 
bewirkt, dass keine Varianz mehr hinsichtlich der Bürgerzufriedenheit 
verbleibt, die durch Gebietsgröße erklärt werden kann. Somit stellen die 
Autoren keinen direkten Größeneffekt der Bürgerzufriedenheit, sondern 
nur einen indirekten Effekt fest (Denters et al. 2014: 211; 303). Zudem 
konnte gezeigt werden, dass – selbst unter Vernachlässigung der inter-
venierenden Variablen – ein negativer Effekt nur im Bereich der perso-
nenbezogenen Leistungen (die aber, wie oben erwähnt, für die deut-
schen Kreise nicht charakteristisch sind) festzustellen ist, wohingegen 
sich hinsichtlich der Zufriedenheit mit der lokalen Problemlösungsfähig-
keit und den kommunalen Einrichtungen auch kein indirekter negativer 
Größeneffekt zeigte (Denters et al. 2014: 210).  

Insgesamt kristallisiert sich in der internationalen Literatur ein recht 
klarer Konsens heraus, dass Gebietsfusionen die institutionelle Kapazität 
der Kommunen stärken, was u.a. in robusteren Organisationsstrukturen 
der Verwaltung, einem höheren Professionalisierungsgrad der Mitarbei-
ter, verbesserten Fähigkeiten (capacities) für strategische Politikgestal-
tung und die Bearbeitung komplexerer Probleme im Territorium, dem 
Abbau von Leistungsbeschränkungen und Anhebung von Standards so-
wie (teils) erhöhter Kundenorientierung sichtbar wird (siehe oben; fer-

                                                           
14

 Als Datenbasis dienen zwei Umfragen aus den Jahren 2001 und 2009. 
15

 Die Studie stützt sich auf Umfragen nach einem mehrstufigen Samplingverfahren in 
Gemeinden der Länder Dänemark, Norwegen, den Niederlanden und der Schweiz. In 
den vier Ländern wurden jeweils zwischen 56 und 64 Gemeinden befragt, sowie inner-
halb dieser jeweils ca. 30 Bürger (Denters et al. 2014: 339 ff.). 

Höhere Zufrieden-
heit in kleinen    
Gemeinden? 

Steigerung instituti-
oneller Kapazität 



 

Seite | 32  
 

ner Bleker/De Koningh 1987; Denters et al. 1990; Berghuis et al. 1995; 
Toonen et al. 1998; Fraanje et al. 2008; Alta et al. 2002; zusammenfas-
send Schaap/Karsten 2017).  

Hinsichtlich der tatsächlich realisierten Service- und Effektivitätsverbes-
serungen gibt es einerseits eine Reihe von positiven Befunden (siehe 
oben; ferner Alta et al. 2002; Fraanje et al. 2008), aber andererseits 
auch einige kritische Bilanzen, speziell über Gebietsreformen in den 
Niederlanden. So lässt sich aus einigen niederländischen Studien kein 
direkter Zusammenhang von Gebietsreform und verbesserter Aufga-
benerfüllung, Servicequalität/-niveau und Effektivität ableiten (Derksen 
et al. 1987; Denters et al. 1990; Hoogerwerf 1999; Denters/Geurts 1998; 
Toonen et al. 1998; Van Twist et al. 2013; Allers/Geertsema 201616). 
Diese Studien kommen eher zu ernüchternden Ergebnissen. Allerdings 
ist bei der Interpretation der Befunde zum einen zu berücksichtigen, 
dass die Niederlande zu den Spitzenreitern in Europa hinsichtlich der 
Gemeindegröße zählen (durchschnittliche Einwohnerzahl: 42.00017; sie-
he oben Kapitel 2).  

Des Weiteren haben die niederländischen Kommunen – im Gegensatz 
zu den skandinavischen und auch zu den deutschen Gemeinden – sehr 
wenig Autonomie (vgl. Ladner et al. 2015). D.h. wachsende Gebietsgrö-
ßen wurden hier nicht an eine substanzielle Stärkung der Autonomie 
oder mehr finanzielle Spielräume von Kommunen gekoppelt. Diese Fak-
torenbündel könnten die in Teilen recht kritische Reformbilanz erklären. 
Zum anderen ist daran zu erinnern (siehe oben), dass im Wirkungszu-
sammenhang zwischen Gebietsveränderung und Performanz weitere 
Faktoren intervenieren, die es zu beachten gilt. Um die Verbesserungen 
in der Aufgabenerledigung und Servicequalität realisieren zu können, ist 
deshalb ein besonderes Augenmerk auf den konkreten Umsetzungspro-
zess der Reform, flankierende Maßnahmen sowie darauf zu legen, in-
wieweit die lokalen Akteure im Rahmen ihrer kommunalen Selbstver-
waltungsautonomie motiviert werden können die gegebenen Verbesse-
rungspotenziale auch tatsächlich zu nutzen.  

Zusammenfassend ergibt die europäische Bestandsaufnahme einschlä-
giger  orschungsergebnisse zur Wirkungsdimension der „Leistungsfähig-
keit“ das folgende (vereinfachte) Bild (siehe Tabelle 5): 

 

 

 

                                                           
16

 Hinsichtlich der Studie von Allers/Geertsema ist allerdings anzumerken, dass die 
Operationalisierung von Leistungsqualität der Verwaltung über den Indikator „Haus-
preise“ operationalisiert wird, was eine eher fragwürdige „Approximierung“ ist. Ein 
ähnliches Design findet sich bei Studerus (2016) für die Schweiz. Auch diese Studie 
weist keine Effekte von Gebietsreformen auf Haus- und Mietpreise nach.  
17

 Hieraus kann natürlich auch u.U. die Gefahr resultieren, dass sich negative Skalenef-
fekte ergeben, die bei „übergro en“ Strukturen auftreten (siehe weiter unten). 
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Tabelle 5: Forschungsergebnisse europäischer Studien zu Auswirkungen von Gebiets-
fusionen auf die Leistungsfähigkeit der Kommunen 

Analysedimensionen von Leis-
tungsfähigkeit 

  
+ 

+/-  0*/-  

Erhöhung Leistungsqualität/ -
niveau/ -standards; Abbau v. 
Leistungsbeschränkungen 

CH, DK, ISL, NO, SWE, 
FIN, GR, BE 

NL IT* 

Autonomiegewinne der Kom-
munen 

CH, NL, SWE, IT, GR ISL, FIN, BE   

Professionalisierung/ robustere 
Organisation 

CH, NL, ISL     

Höhere Problemlösungsfähig-
keit/ effektivere Policies 

  NL   

Erhöhung kommunaler Heraus-
forderungen/ Komplexität von 
Problemen 

CH, NL, DK, NO     

Erhöhung strategischer Hand-
lungs-/Planungskapazität 

CH, NL     

Erhöhung Bürgerzufriedenheit     CH, NL, DK, NO** 

Quellen: genaue Quellennachweise zu den einzelnen Ausprägungen finden sich im Anhang. 
Anmerkungen:  
+ überwiegend positive Effekte nachweisbar 
+/- teils positive und teils negative Effekte nachweisbar 
0 keine Effekte nachweisbar 
0/- teils negative und teils keine Effekte nachweisbar 
- überwiegend negative Effekte nachweisbar 
** nach Denters et al. 2014 nur im Bereich der personenbezogenen Leistungen; der negative Effekt verschwin-
det bei allen vier Ländern bei Einbeziehung intervenierender Variablen (z.B. "wahrgenommene kommunale 
Herausforderungen"); anders bzgl. DK jedoch Hansen 2015. 
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4 Wirkungsdimension „Einsparungen, Skalenerträge, Wirt-

schaftlichkeit“  

 

Schon Frido Wagener (1969), der die theoretisch-konzeptionellen 
Grundlagen der Gemeindegebietsreformen in der Bundesrepublik der 
1970er Jahre wissenschaftlich prägte, versuchte Kostenfunktionen für 
das kommunale Verwaltungshandeln mit Bezug zu Einwohnerzahl und 
Größe zu entwickeln. Dass Gebietsreformen zu einer Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns oder „Einsparungen“ füh-
ren, stellt seitdem einen wesentlichen – vor allem politischen – Begrün-
dungszusammenhang dieser Reformansätze dar. So konstatierte etwa 
Seitz (2005: vii)  „Eine wesentliche Mo va on für die Kreisstrukturre-
form ist die Erwartung sinkender Pro-Kopf-Ausgaben aufgrund der Rea-
lisierung von Skalenerträgen (economies of scope and scale).“ Wie an 
anderer Stelle in diesem Gutachten gezeigt (vgl. Abschnitt 2.1 und Kap. 
5), ist es allerdings konzeptionell und methodisch anspruchsvoll, ent-
sprechende Wirkungen anhand von Evaluationen empirisch nachzuwei-
sen. Gleichwohl liegt eine Reihe von empirischen Befunden vor, die 
Hinweise auf reformbedingte Wirtschaftlichkeitseffekte geben und die 
im Folgenden hinsichtlich ihrer wesentlichen Aussagen betrachtet wer-
den sollen.  

Wie Bogumil (2016: 36f.) in seinem aktuellen Gutachten zur Verwal-
tungsstrukturreform in Thüringen zusammenfasst, sinken mit zuneh-
mender Einwohnerzahl bei gleichbleibender Leistungsqualität aufgrund 
von Produktionsgrößenvorteilen bis zu einer – nicht allgemeingültig 
feststellbaren „optimalen  rö e“ – die Ausgaben für die Aufgabenerfül-
lung pro Kopf. Demnach können größere Verwaltungen Kosten im Ein-
kauf reduzieren, Kapazitäten besser auslasten und Planungshoheit ef-
fektiver nutzen. „Die potentiellen Vorteile größerer Kommunen liegen 
vor allem in der Bündelung der Kräfte, also einer effektiveren Nutzung 
der vorhandenen Ressourcen durch die Nutzung von Skalen- (Verteilung 
der Fixkosten), Verbund- (effizientere Auslastung) und Spezialisierungs-
effekten (fachliche Spezialisierung, Beschleunigung von Prozessen)“ 
(Bogumil 2016: 36f.). 

In zahlreichen internationalen Studien wurde beispielsweise eine u-
förmige Kurve der Kostenentwicklung im Verhältnis zur Gebietsgröße 
nachgewiesen: die Pro-Kopf-Kosten sind bei kleinen Gemeinden zu-
nächst hoch und sinken mit zunehmender Größe der Verwaltung, bis sie 
ab einem bestimmen Punkt wieder ansteigen.18  abei ist der „Sätti-
gungspunkt“ nicht einheitlich nachzuweisen, sondern er variiert kon-
text- und aufgabenabhängig. Insgesamt besteht insofern Einigkeit in der 

                                                           
18

 Befunde im Hinblick auf eine derartige u-förmige Beziehung von Gebietsgröße und 
Kosten finden sich in den Arbeiten von John (2010); Travers et al. (1993), Martins 
(1995), Drew et al. (2014), Breunig/Rocaboy (2008), Byrnes/Dollery (2002) und 
Bikker/Van der Linde (2016). 
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internationalen Literatur, dass kein allgemeingültiges Optimum für 
kommunale Gebietsgrößen existiert (Steiner/Kaiser 2016: 3; Sancton 
2000) bzw. sich dieses verändern kann (Bikker/Van der Linde 2016). Da-
bei ist unter anderem das Problem rückläufiger Bevölkerungszahlen bei 
gleichbleibendem Infrastrukturangebot im Kontext demografischer Ver-
änderungen (Kostenremanenzen) zu berücksichtigen, also „Kostende-
gressionseffekte, die daraus resultieren, dass sich die Kosten der Erstel-
lung und Unterhaltung von Infrastrukturen oder der öffentlichen Ver-
waltung auf eine größere Kopfzahl verteilen“ (Seitz 2005: 17). Ebenfalls 
problematisch für die Kostenentwicklung im Zusammenhang mit Ge-
bietsreformen ist das so genannte „Common Pool“-Problem (vgl. z.B. 
Hinnerich 2009, Fritz 2015). Dieses besteht darin, dass sich Gemeinden 
vor einer bevorstehenden Fusion zusätzlich verschulden oder hohe Aus-
gaben tätigen, da diese Kosten dann in der fusionierten Gemeinde „ge-
teilt“ werden. Durch diesen Mechanismus werden potenziell mögliche 
Effizienzgewinne vergrößerter Kommunen im Vorfeld beschnitten. Da-
bei ist dieser Mitnahmeeffekt umso größer, je höher der erwartete (Effi-
zienz-) Gewinn der Fusion ist.  

 

4.1 Deutschland 

Für Deutschland ist der empirische Erkenntnisstand zur Frage nach den 
Wirkungen kommunaler Gebietsreformen auf Ausgaben bzw. Einspa-
rungen sowie zur Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns recht 
begrenzt. Es dominieren (durchaus mit empirischen Daten unterlegte) 
ex-ante-Studien, die insbesondere im Zusammenhang mit entsprechen-
den Reformplänen in Ostdeutschland erstellt wurden. Belastbare ex-
post-Studien sind hingegen kaum verfügbar, was sicherlich mit geringen 
Kapazitäten und Traditionen hinsichtlich einer evaluierenden Verwal-
tungsforschung in Deutschland zusammenhängt. Die folgende Darstel-
lung zu Ausgaben-, Wirtschaftlichkeits- und Skaleneffekten von Gebiets-
reformen in Deutschland ist zwangsläufig kursorisch und konzentriert 
sich auf jene Studien, die aktuell und von ähnlichen Kontexten wie die 
beabsichtigte Verwaltungsstrukturreform in Brandenburg gekennzeich-
net sind. 

Zunächst stellt sich die Fragen nach Einspareffekten bzw. Ausgabenre-
duzierungen, die kommunalen Gebietsreformen zugeordnet werden 
können. In einer der ersten Untersuchungen zu diesem Thema über-
haupt konnten Brockmann/Rosenfeld (1984) keine Ausgabenreduzie-
rungen als  olge der niedersächsischen  emeindegebietsreformen zwi-
schen 1964 und 1980 nachweisen. Zu ähnlichen Befunden kommt aktu-
ell auch Rösel (2016a,b) für die jüngste Verwaltungsstrukturreform in 
Sachsen. 

Bei ihrer aktuellen Analyse von Gemeindegebietsreformen in Branden-
burg kommen Blesse/Baskaran (2013, 2016) zu dem Ergebnis, dass 
Zwangsfusionen zu Reduzierungen der Verwaltungsausgaben führen, 
insbesondere dann, wenn es kurz vor der Reform zu einem Ausgabenan-
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stieg kam. Nachgewiesen wurde – allerdings nicht statistisch signifikant 
– auch eine Reduktion der Gesamtausgaben und ein positiver Effekt in 
diesem Sinne bei mehreren fusionierten Körperschaften. Bei freiwilligen 
Fusionen ließ sich hingegen ein solcher Zusammenhang nicht beobach-
ten. Damit deutet sich an, dass der Einfluss auf die Ausgaben und ange-
strebte Verbesserung der Effizienz (unter Umständen) weniger vom 
„Ob“ als vom „Wie“ der Reformen abhängen.  

Hinsichtlich der Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit und Skalenef-
fekte sind die Befunde ebenfalls mehrdeutig und unklar. Tendenziell 
positiv beurteilt wurden diese Effekte in den relativ anspruchsvollen 
Untersuchungen von Seitz. In einer ex-ante-Studie zu Effekten der 
Kreisgebietsreform in Mecklenburg-Vorpommern kam er (Seitz 2005: 
105) bei Berechnungen sowohl zu Ost- als auch Westdeutschland zu 
dem di erenzierten Resultat, „dass auf der Landkreisebene erhebliche 
bevölkerungszahlbedingte economies of scale bei den Personalausgaben 
vorliegen, d.h. einwohnerstärkere Landkreise kommen mit geringeren 
Pro-Kopf-Personalaufwendungen aus als Kleinkreise.“ In der Studie wur-
de eine Vielzahl von Kontrollvariablen berücksich gt, so dass der Ein uss 
der Bevölkerungsgrö e und der Kreis äche vergleichsweise gut isoliert 
werden konnte. Im Hinblick auf die Kreis äche wurden für Ostdeutsch-
land diseconomies of scale prognostiziert, während dies für West-
deutschland nicht der Fall war, wobei Letzteres auf den  mstand 
zurückgeführt wurde, dass eine dünne Besiedlung insbesondere ein 
‚Ostdeutschland-Phänomen’ ist. Allerdings wurde auch gezeigt, dass der 
 uan ta ve E ekt der dünnen Besiedlung auf der Ebene der Landkreise 
bei den Personalausgaben recht gering ist. Mit den von der Bevölke-
rungsdichte abhängigen diseconomies ist gemeint, dass die Personal-
ausgaben pro Kopf steigen, je geringer die Bevölkerungsdichte ist. Seitz 
zufolge kann dieses (für die administrative Leistungskraft wesentliche) 
Problem durch größere Strukturen mehr als kompensiert werden. Die-
ses Argument war und ist für alle Gebietsreformen in Ostdeutschland 
und die strukturschwachen Flächenländer in Westdeutschland von zent-
raler Bedeutung, insbesondere in Regionen, die vom demografischen 
Wandel besonders negativ betroffen sind. 

Diese Ergebnisse wurden in weiteren Studien bestätigt, etwa für 
Schleswig-Holstein und Sachsen (Seitz 2007a, 2007b). Für Schleswig-
Holstein beispielsweise ermittelte Seitz (2007b: 105) je nach Reformva-
riante Einsparpotenziale von 14 bis 37 % innerhalb von zehn Jahren bei 
den Personalausgaben und von 9 bis 27 % bei den Sachausgaben (für 
Sachsen waren es in der seinerzeit untersuchten Variante 25 bzw. 18 %; 
vgl. Seitz 2007a: 19). Auch wenn es sich dabei um Schätzungen handelt 
und es methodische Limitationen zu beachten gilt (vgl. Hesse 2007: 
130f.), sind die Kernaussagen aufgrund der Vielzahl der berücksichtigten 
Faktoren und der soliden empirischen Datenbasis als belastbar zu be-
trachten. Seitz kommt im Übrigen auch das Verdienst zu, in diesen Stu-
dien die Kosten für die Reformen, insbesondere den verwaltungsinter-
nen Mehraufwand für die Umsetzung, mit in Betracht gezogen zu ha-
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ben, wobei dieser durchaus hoch angesetzt wurde. Er konnte jeweils 
nachweisen, dass die Kosten langfristig in allen untersuchten Fällen 
deutlich unter den ermittelten Einsparungen liegen. Ragnitz et al. (2010)  
bestätigten die Schätzungen von Seitz in ihrer Untersuchung und ermit-
telten ihrerseits mögliche Einsparungen bei den Personalausgaben von 
ca. 16 %. 

Ob derartige Schätzungen sich nach entsprechenden Reformen tatsäch-
lich bestätigen, ist zumindest für Deutschland aus wissenschaftlicher 
Perspektive eine weitgehend offene Frage. Anhaltspunkte dafür bietet 
die letzte Unterrichtung der Landesregierung Mecklenburg-
Vorpommern (2015) zur Umsetzung der Landkreisneuordnung nach 
2012. Dort wurde festgestellt, dass bis 2014 2,9 % der Personalkapazität 
(in Vollzeitäquivalenten) der Landkreise reduziert wurden; in den Job-
centern waren es darüber hinaus 3,1 % (Ragnitz et al. 2010: 6ff.). Eine 
Organisationsuntersuchung in einem Landkreis kam darüber hinaus zu 
dem Schluss, dass dort ein Einsparpotenzial von 9,4 % besteht; insofern 
„wird man auch bei den übrigen fünf Landkreisen in einem ersten Schri  
von erheblichen, bereits heute möglichen Einsparungen ausgehen 
können“ (Ragnitz et al. 2010: 10). Aufschlussreich sind in diesem Zu-
sammenhang die Anmerkung  „Es war und ist“ an den Landkreisen 
selbst, „die Rendite, die ihnen die Kreisstrukturreform bisher erö net 
hat und auch weiterhin erö net, tatsächlich zu heben (Ragnitz et al. 
2010: 10f.). Zu beachten ist dabei, dass es zu den identifizierten 
Einsparmöglichkeiten kün ig auch gegenläu ge Entwicklungen bei der 
notwendigen Personalausstattung geben kann, die sich aus der Wahr-
nehmung neuer Aufgaben, der Erhöhung von Standards bezüglich der 
Aufgabenerfüllung oder als  olge steigender  allzahlen ergeben können. 
Dies bedeutet, dass es trotz weiterer Einsparungen an der einen Stelle 
infolge eines V  -Zuwachses an anderer Stelle in einzelnen Haushalts-
jahren unter Umständen zu keiner e ek ven Einsparung, 
möglicherweise sogar zu einer V  -Mehrung, kommen kann Diese Fest-
stellung ist insofern wichtig, als die Schaffung von Einsparungsmöglich-
keiten nicht mit deren tatsächlicher Nutzung zu verwechseln ist. 

Diese Erkenntnis wurde zuvor auch schon in einer anderen Studie hin-
sichtlich der Wirtschaftlichkeit betont. Haug/Illy (2011) errechneten be-
züglich der kreisangehörigen Städte und  emeinden in Sachsen-Anhalt, 
dass „E zienzsteigerungen (...) weder von  emeindevergrö erungen 
noch von der pauschalen Umwandlung von Verwaltungsgemeinschaften 
in Einheitsgemeinden zu erwarten (sind).“ Die Studie enthält auch keine 
Hinweise darauf, dass sich Effizienz an einer bestimmten Mindestein-
wohnerzahl festmachen lässt. Dies zeigt erneut, dass Effizienzgewinne 
nicht automatisch aus der Gebietsvergrößerung hervorgehen, sondern 
Umsetzungs- und Rahmenbedingungen nötig sind, die es erlauben ge-
gebene Reformrenditen auch lokal zu heben. Als problematisch wurde 
die  estlegung von Mindestbevölkerungszahlen in  emeinden oder 
Landkreisen unter der Bedingung herausgestellt, dass diese nur durch 
übermä ige  lächenausdehnung zu erreichen sind (Haug/Illy 2011: 355). 
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Auch Rösel (2016a, b) kommt in seiner Modellrechnung für die Land-
kreisebene in Sachsen zu dem Ergebnis, dass sich keine eindeutigen 
Schlüsse hinsichtlich der Effizienzwirkungen der von ihm betrachteten 
Ansätze ziehen lassen. 

Zu der in der internationalen finanzwissenschaftlichen Literatur intensiv 
betrachteten Frage nach Kostensteigerungen unmittelbar vor (bereits 
beschlossenen, aber noch nicht umgesetzten)  usionen („Common-
Pool“-Problem) liegt für Deutschland eine aktuelle Studie von Fritz 
(2015) vor. Er untersuchte die langfristigen Wirkungen von Gemeinde-
fusionen in Baden-Württemberg in der ersten Hälfte der 1970er Jahre 
und fand dabei unter anderem heraus, dass fusionierte Kommunen kurz 
nach der Reform überdurchschnittliche Ausgaben aufwiesen, langfristig 
jedoch wieder durchschnittliche. Dieser Effekt wird auf zwischenzeitlich 
höhere Personalausgaben und Bauinvestitionen zurückgeführt. Diese 
Erkenntnisse bestätigen entsprechende empirische Befunde aus ande-
ren europäischen Ländern (vgl. den folgenden Abschnitt). 

 

Tabelle 6: Forschungsergebnisse zu Auswirkungen von Gebietsfusionen auf die Aus-
gaben und Wirtschaftlichkeit der Kommunen in Deutschland 

Analysedimensionen  
Effekte von       

Gebietsreformen 

Einsparungen, Reduzierung von Ausgaben oder Kosten +/- 

Wirtschaftlichkeit, Skaleneffekte +/- 

„Common-Pool“-Problem unmittelbar vor Fusionen 0/- 

Quellen: genaue Quellennachweise zu den einzelnen Ausprägungen finden sich im Anhang. 

Anmerkungen:  
+ überwiegend positive Effekte nachweisbar 
+/- teils positive und teils negative Effekte nachweisbar 
0 keine Effekte nachweisbar 
0/- teils negative und teils keine Effekte nachweisbar 
- überwiegend negative Effekte nachweisbar 

 

Als Zwischenfazit lässt sich festhalten, dass es für Deutschland zwar ei-
nige Hinweise auf mögliche Einsparungen und Verbesserungen in der 
Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns gibt, diese aber bislang 
nicht eindeutig bestätigt werden konnten. Dabei ist aber zu beachten, 
dass nicht nachgewiesen nicht zwangsläufig bedeutet, dass derartige 
Effekte nicht bestehen oder nicht erreicht werden können.  

 

4.2 Europa 

Angesichts der relativ schwachen Datengrundlage und vielfältigen Inter-
pretationsmöglichkeiten öffnet sich die deutsche Fachdiskussion auch 
zunehmend für entsprechende Befunde aus anderen Ländern, zumal im 
europäischen Ausland. So nutzen Blesse und Rösel (2017) einen (be-
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grenzten) Überblick, um ihre Skepsis auch hinsichtlich der Ausgaben- 
und Wirtschaftlichkeitseffekte von kommunalen Gebietsreformen zu 
belegen. Sie ziehen dabei jedoch einseitige Schlussfolgerungen aus, 
auch in internationaler Perspektive, mehrdeutigen und unklaren For-
schungsergebnissen. Daher gilt es, diese vielfältigen Erkenntnisse diffe-
renziert zu betrachten und zu interpretieren. 

Während in der Gesamtbilanz die empirische Evidenz über positive 
Auswirkungen von Gebietsfusionen auf die kommunale Leistungsfähig-
keit überwiegt (vgl. Kap. 3), sind die Befunde hinsichtlich der (erwarte-
ten) Einsparwirkung, Skaleneffekte und Effizienzsteigerung eher durch-
wachsen und insgesamt unbestreitbar weniger eindeutig. Ausweislich 
einer Meta-Studie von Byrnes/Dollery (2002) über den Forschungsstand 
in Großbritannien und den USA konnten 8 % der einbezogenen Studien 
Skaleneffekte nach Gebietsfusionen nachweisen, 39 % verneinten sie 
und in 29 % der Studien wurde ein u-förmiger Zusammenhang von Ge-
bietsgröße und Kostenentwicklung festgestellt. 24 % der Studien wiesen 
negative Skaleneffekte der Gebietsvergrößerung nach (dis-economies of 
scale; vgl. Swianiewicz/Lukomska 2017). Auch eine neuere Meta-Studie 
(Walker/Andrews 2013), die sich auf 490 empirische Untersuchungen zu 
Gebietsreformen, überwiegend aus den USA und Europa, bezieht, 
kommt zu dem Ergebnis, dass ca. die Hälfte der Studien keine Skalenef-
fekte nachweisen konnten, während sie in der anderen Hälfte der Studi-
en gefunden wurden, wenn auch nicht unbedingt als linearer Zusam-
menhang. Das hier beschriebene heterogene Bild steht mit anderen 
internationalen Studien im Einklang (bspw. Sancton 1996; Kush-
ner/Siegel 2005; Fox/Gurley 2006; Dollery/Byrnes 2007). 

Im Einzelnen können hier nicht alle internationalen Befunde präsentiert 
werden. Insofern ist die folgende Darstellung als zusammenfassende 
Übersicht zu der Frage zu verstehen, ob empirische Untersuchungen 
Auswirkungen von kommunalen Gebietsreform auf Ausgaben (insbe-
sondere im Sinne von Einsparungen), Effizienz bzw. Skaleneffekte oder 
das „Common-Pool“-Problem nachweisen können.  

Die politisch-plakativ gern diskutierte Frage, ob sich mit Gebietsrefor-
men Einsparungen bzw. Ausgabereduzierungen erreichen lassen, ist 
zwar anhand der internationalen Untersuchungen nicht eindeutig zu 
beantworten, allerdings gibt es mehrere Hinweise, dass derartige Effek-
te möglich sind. 

In einer Einzelfallstudie zu einer „Kreisgebietsreform“ in Irland ermittel-
ten O’Riordan/Boyle (2015) etwa kürzlich, dass die Einsparziele (vor al-
lem durch Personalabbau) nicht nur erreicht wurden, sondern sogar 
gegenüber den ursprünglichen Plänen vorzeitig realisiert werden konn-
ten. Hier scheint sich im Kleinen zu bestätigen, was der irische Rech-
nungshof (National Oversight and Audit Commission 2016) für die 
Kommunalreform (bei der Gebietsreformen zentrale Komponenten 
sind) im Großem festgestellt hat, nämlich eine Reduktion der kommuna-
len Gesamtausgaben von 4,72 Mrd. Euro in 2008 auf 3,95 Mrd. Euro in 
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2013. Mitverantwortlich für dieses Ergebnis dürfte eine Reduzierung des 
Personalbestands um fast 9.000 Vollzeitäquivalente bzw. 23,6 % sein. 
Bemerkenswert ist auch die Umsetzung von Shared-Service-Ansätzen, 
teilweise flächendeckend für die gesamte Kommunalverwaltung Irlands 
(z.B. bei der Bezahlung des Personals). Auch wenn hier wohl die Auswir-
kungen der globalen Finanzkrise und der daraus resultierenden 
Austeritäts- und Konsolidierungspolitik entscheidend sind, waren Ge-
bietsreformen ein wichtiger Teil der Verwaltungsreform insgesamt und 
ihnen kann insofern ein Anteil an diesen „Erfolgen“ zugerechnet wer-
den. 

Auch in anderen Ländern konnten Einspareffekte nachgewiesen wer-
den. Für Israel wurden für die Gemeindegebietsreformen von 2009 von 
Reingewertz (2012) statistisch signifikante Reduktion der Ausgaben (um 
9 %) bestätigt. Zu einem interessanten Ergebnis gelangen Allers/Van 
Ommeren (2016) für die Niederlanden bei der Analyse von Zinszahlun-
gen (als Ausgabeart): demnach weisen interkommunale Organisationen 
höhere Zinszahlungen auf als fusionierte Gemeinden – ein Argument für 
günstigere Wirkungen auf die Ausgaben von Fusionen gegenüber inter-
kommunaler Zusammenarbeit als naheliegenden alternativen institutio-
nellen Arrangement. Hinsichtlich des – umgekehrten – polnischen 
„Falls“ ergab eine Untersuchung von 15 Gemeindeteilungen, dass diese 
sich in 13 Fällen negativ auf die Verwaltungskosten auswirkte, woraus 
die Autoren schlie en, dass auch „ ragmentierungsreformen“ die uni-
versale Bedeutung der Gebietsgröße von Kommunen als Einflussfaktor 
für die Kostenentwicklung lokaler Leistungen belegen (vgl. 
Swianiewicz/Lukomska 2017). 

In mehreren anderen Studien stellen sich die entsprechenden Befunde 
etwas differenzierter und widersprüchlicher dar. Nelson (1992) bewer-
tet die schwedischen  emeindereformen von 1952 und 19 4 kri sch. Er 
ermi elte ein verringertes Ausgabenwachstum bei den Reformen der 
1950er  ahre und ein verstärktes Ausgabenwachstum als  olge der zwei-
ten Reformwelle in den 1970er Jahren. In Studien zum dänischen „Fall“ 
(die insbesondere mit der sog. difference-in-difference-Methode arbei-
teten) konnten Einsparungen bei den Verwaltungskosten der fusionier-
ten Gemeinden nachgewiesen werden. Sie kommen zu dem Schluss, 
dass die Gebietsfusionen insgesamt die wirtschaftliche und fiskalische 
Steuerungsfähigkeit sowie die Haushaltsergebnisse (fiscal outcomes) der 
Kommunen verbessert haben. Allerdings treten diese Effekte erst mit 
einiger Verzögerung auf und sind auch „störanfällig“ gegenüber neuen 
Regulierungen oder institutionellen Eingriffen übergeordneter Ebenen 
(Hansen et al. 2014: 209). Als zentrale Erklärung für den (insgesamt 
recht positiven) Befund führen die Autoren die gestiegene Organisati-
onskapazität der Kommunen, gerade im Bereich der Finanzsteuerung, in 
Verbindung mit höherer Professionalisierung, Spezialisierung und Ver-
waltungskraft an (Hansen et al. 2014: 210). In einer Untersuchung der 
Effekte von kommunalen Gebietsreformen in Finnland kamen 
Moisi/Uusitalo (2013) zu dem Ergebnis, dass die Pro-Kopf-Ausgaben 
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fusionierter im Vergleich zu nichtfusionierten Gemeinden nicht sanken; 
vielmehr nahmen diese in einigen Kategorien stärker zu. Während signi-
fikante Ausgabenreduzierungen im Bereich der allgemeinen Verwal-
tungskosten nachgewiesen werden konnten, stiegen Kosten in anderen 
Ausgabenpositionen, vor allem im Bildungs- und Gesundheitsbereich. 
Bei den internen Verwaltungskosten sanken die Pro-Kopf-Ausgaben al-
so, allerdings wurde der Effekt in anderen Ausgabekategorien kompen-
siert. 

Während diese Studien unterschiedliche Auswirkungen belegen, konn-
ten Untersuchungen zu Island und der Schweiz keine eindeutigen Effek-
te einschlägiger Reformen bezüglich der Ausgabenentwicklung nachwei-
sen. In Island wurde beobachtet, dass der Maßstab für das kommunale 
Serviceniveau immer bei der Gemeinde mit dem höchsten Service-Level 
(bei gleichzeitig möglichst geringer Steuerbelastung für die Bürger) an-
gesetzt wurde, was entsprechende Ausgabenerhöhungen nach Fusionen 
erklärt. Des Weiteren wurde nachgewiesen, dass Effizienzgewinne, die 
durch Skaleneffekte, straffere Verwaltungsstrukturen und Ausgabenre-
duzierungen bei den Verwaltungskosten entstanden sind, direkt in den 
Ausbau oder die Qualitätsverbesserung lokaler Dienstleistungen (z.B. 
Kinderbetreuung, soziale Sicherheit, Arbeitslosenprogramme) investiert 
wurden, sodass in der Gesamtbilanz keine reformbedingten Einsparun-
gen nachweisbar waren (vgl. Eythórsson 2009: 175 f.). Für die Schweiz 
konnten Steiner/Kaiser (2016) weder klar positive noch durchweg nega-
tive Ausgabeneffekte feststellen. Auch Studerus (2016) kam zu ähnli-
chen Befunden und konnte keine signifikanten Veränderungen der Aus-
gaben bei fusionierten Gemeinden belegen. 

Hinsichtlich der Wirkungen von kommunalen Gebietsreformen auf die 
Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns und entsprechende Skalen-
effekte ergibt sich ebenfalls ein sehr differenziertes Bild. 

Für die Niederlande, Israel und Portugal gibt es Belege für entsprechen-
de Verbesserungen. Allers/Geertsema (2016) weisen (nicht-signifikante) 
Einsparungen bei den Verwaltungskosten nach Gebietsfusionen in den 
Niederlanden nach, wobei jedoch die Auswirkungen auf andere Ausga-
benarten unklar, teils steigend oder ebenfalls statistisch nicht signifikant 
sind. Schaap/Karsten (2015) stellen in ihrem Überblicksartikel fest, dass 
sich laut der meisten Studien Skaleneffekte in niederländischen Kom-
munen nicht belegen lassen. Ein weiterer interessanter Befund stammt 
von Bikker/Van der Linde (2016), die in einer Modellrechnung anhand 
empirischer Daten ermittelten, dass durchschnittlich ca. 17-prozentige 
Skaleneffekte möglich wären, wenn sich Kommunen durch Fusionen der 
optimalen Betriebsgröße annähern würden, die den Berechnungen zu-
folge zwischen 2005 und 2014 von 49.000 auf 66.260 Einwohner gestie-
gen ist, was auf einen höheren Fixkostenanteil zurückgeführt wird. In 
der bereits erwähnten Studie von Reingewertz (2012) zur Gemeindege-
bietsreform in Israel von 2009 wurde die signifikante Reduktion der 
Ausgaben bei gleichzeitiger Stabilität des Leistungsniveaus festgestellt. 
Tavares/Rodrigues (2015) untersuchten die Frage, ob Fusionen (im Sin-
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ne von De-Fragmentierung) auf Gemeinde- und Ortsteilebene in Portu-
gal Skaleneffekte erwarten lassen und bejahen diese anhand ihrer Be-
rechnungen. Ferner stellen sie fest, dass fragmentierte Gemeindestruk-
turen zu höheren Ausgaben führen. Insofern sehen sie in den Ergebnis-
sen eine Bestätigung für die Zweckmäßigkeit entsprechender Forderun-
gen im Zuge der Verwaltungsreform nach der Finanzkrise. 

Zu mehrdeutigen und teilweise widersprüchlichen Erkenntnissen führ-
ten andere Untersuchungen, insbesondere in Skandinavien: In Däne-
mark, einem der drastischsten Fälle von Gebietsfusionen in den letzten 
Jahre, wurden im Zuge der Gebietsreform von 2007 Skaleneffekte fest-
gestellt, die im Wesentlichen einer u-Kurve folgen (vgl. Mouritzen 2010: 
34 m.w.N.). Konkret zeigte sich für Dänemark, dass moderate Gebiets-
vergrößerungen zu deutlichen Skaleneffekten führen, die aber bei wei-
terer Vergrößerung abflachen, um dann ab einer Gemeindegröße von 
40.000 zu verschwinden. Die Analysen erbrachten weiterhin, dass in 
Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern eher negative Skaleneffek-
te zu beobachten sind und dass sich die Effekte in Kommunen zwischen 
20.000 und 50.000 Einwohnern nur wenig unterscheiden (vgl. Mouritzen 
2010: 34). In einer weiteren Untersuchung (Blom-Hansen et al. 2014) zu 
den Auswirkungen auf die Ausgabenentwicklung nach dieser Reform 
konnten signifikante Skaleneffekte nachgewiesen werden; mit zuneh-
mender Größe sanken die Verwaltungskosten pro Kopf um ca. 10 %. 
Hansen et al. (2014) bestätigten diese Befunde, die allerdings in ihrer 
Studie statistisch nicht signifikant waren; erst vier Jahre nach der Re-
form war dies der Fall. Auf die liquiden Mittel und Schulden der fusio-
nierten Kommunen hatte die Reform zunächst einen negativen Einfluss, 
später jedoch wurde hinsichtlich dieser Variablen wieder der Stand vor 
der Reform erreicht – insofern führte also die Reform nicht zu einer 
Verbesserung bei diesen beiden Komponenten der finanziellen Situatio-
nen. Bemerkenswert ist bei den hier genannten Studien, dass sie explizit 
den Vergleich mit Kommunen beinhalten, die nicht fusioniert wurden 
(als Vergleichs- bzw. Kontrollgruppe). Resümierend wird festgestellt, 
dass die Einspareffekte nach Gebietsfusionen immer (auch) vom Um-
fang und der Qualität der Aufgabenwahrnehmung in der fusionierten 
Gemeinde abhängen (Blom-Hansen et al. 2016). Für den schwedischen 
Fall unterzog Hanes (2015) die fiskalischen Auswirkungen der Reformen 
der 1950er Jahre einer erneuten, vertieften Analyse und kam zu dem 
Ergebnis einer Verringerung der Pro-Kopf-Ausgaben, so lange die betref-
fenden Kommunen eine bestimmte Größe nicht überstiegen. Außerdem 
stellte er fest, dass eine Fusion mehrerer, etwa gleich großer Kommu-
nen mit höherer Wahrscheinlichkeit zu Skaleneffekten führt als ein Zu-
sammenschluss von kleineren Gemeinden mit größeren Städten. 

In ihrer Analyse kommunaler Gebietsreformen in Irland kommen 
Callanan et al. (2014) zu dem Schluss, dass eigentlich eine nach Aufga-
benbereichen differenzierte Betrachtung von Wirkungen derartiger Re-
formen bzw. eine Suche nach der optimaler Betriebsgröße erforderlich 
ist. Außerdem gelte es, die Ausgangslage angemessen zu beachten, ins-
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besondere hinsichtlich der Größen der kommunalen Gebietskörper-
schaften im internationalen Vergleich; sie stellen fest, dass Skaleneffek-
te insgesamt nicht signifikant sind und sich am ehesten in den Bereits-
tellungskosten für Infrastruktur und ausgewählten Teilen der Verwal-
tungskosten niederschlagen.  

Wenn auch nicht aus Europa, so doch interessant: In ihrer Studie zu den 
Auswirkungen von kommunalen Gebietsreformen in Australien kamen 
Aulich et al. (2014) zu differenzierten Ergebnissen. Sie stellten fest, dass 
sich die entsprechenden Bemühungen im Allgemeinen auszahlen, hin-
sichtlich Fusionen jedoch wenige Belege für Skaleneffekte gefunden 
werden konnten; dies gilt insbesondere für kleine, abgelegene Kommu-
nen. Zwar sind punktuelle Verbesserungen in der Wirtschaftlichkeit fest-
zustellen, die jedoch oft genutzt werden, um entsprechende Defizite an 
anderer Stelle zu kompensieren. In einer weiteren Untersuchung fanden 
Drew/Dollery (2016) jüngst heraus, dass bei ländlichen Gemeinden und 
bei Großstädten die zunehmende Größe positive Auswirkungen auf die 
Kundenzufriedenheit (und damit Wirtschaftlichkeit) mit den entspre-
chenden Verwaltungsleistungen hat, nicht jedoch bei mittelgroßen 
Kommunen.  

Kettunen (2014) konnte in Finnland keine wesentlichen Unterschiede 
zwischen fusionierten und nicht-fusionierten Gemeinden hinsichtlich 
der Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung ermitteln – allerdings 
auch keine negativen Effekte der Reformen. Vielmehr weist er darauf 
hin, dass die Effizienz weniger von der Größe der Kommune als von den 
jeweiligen wirtschaftlichen Bedingungen und Entwicklungen beeinflusst 
wird. Auch für die Schweiz wurden keine eindeutigen Effekte festge-
stellt: in einer explorativen Studie (Lüchinger/Stutzer 2002) zu vier Ge-
meindefusionen wurde ermittelt, „dass mit zunehmender 
 emeindegrösse keine zunehmenden Skalenerträge verbunden sind, 
d.h. dass die Durchschnittskosten bei zunehmender Gemeindegröße 
nicht sinken“ (Lüchinger/Stutzer 2002: 43). 

Eindeutig bestätigt wird durch empirische Untersuchungen hingegen 
das oben bereits erwähnte „Common-Pool“-Problem. Für Dänemark 
identifizierte Blom-Hansen (2010) kurz vor den Fusionen Mitte der 
2000er Jahre einen kurzeitigen Ausgabenanstieg in den betroffenen 
Kommunen und fand damit Bestätigung für die Existenz des „Common-
Pool“-Problems. Zu ähnlichen Ergebnisse kam später auch Hansen 
(2014). Saarimaa/Tukainen (2015) fanden kürzlich auch für Finnland 
Belege für das „Common-Pool“-Problem steigender Ausgaben unmittel-
bar vor Fusionen. Jordahl/Liang (2010) machten zuvor bereits für die 
schwedischen Reformen Belege für das „Common-Pool“-Problem aus. 

Eine Reihe von Studien kommt also zu dem Schluss, dass Gebietsfusio-
nen durchaus positive Skalen- und Effizienzeffekte haben können; ande-
re diagnostizieren solche erhofften Skaleneffekten nicht eindeutig und 
schlussfolgern, dass keine signifikanten Einsparungen nachweisbar sei-
en. Insgesamt ergibt sich also, wie eingangs schon erwähnt, ein ausge-
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sprochen heterogenes Bild, das nahelegt, vor allem die konkreten Kon-
text- und Rahmenbedingungen sowie den Durchführungsprozess der 
Reformen besonders zu berücksichtigen. Denn ausbleibende Effizienz-
gewinne oder gar Effizienzverluste nach einer Gebietsfusion können 
sehr unterschiedliche Ursachen haben (siehe oben). Dass die Zusam-
menhänge – statistisch oder substantiell – unklar bleiben und mehrdeu-
tig sind, dürfte somit auch an der bereits erwähnten problematischen 
Komplexitätsreduktion liegen, die mit einigen der vorliegenden empiri-
schen Studien verbunden ist.  

 

Tabelle 7: Forschungsergebnisse internationaler Studien zu Auswirkungen von Ge-
bietsfusionen auf die Ausgaben und Wirtschaftlichkeit der Kommunen 

Analysedimensionen  +  +/- 0*/- 

Einsparungen, Reduzierung von 
Ausgaben  

IRL, ISR, NL, POL, SWE,  DK, AUS, FIN, SWE ISL*; CH* 

Wirtschaftlichkeit, Skaleneffek-
te 

ISR, POR, NL AUS, DK, FIN, NL, SWE, 
ISL 

CH*, FIN*;NL* 

„Common-Pool“-Problem un-
mittelbar vor Fusionen 

    DK, FIN; SWE 
 

Quellen: genaue Quellennachweise zu den einzelnen Ausprägungen finden sich im Anhang. 
Anmerkungen:  
+ überwiegend positive Effekte nachweisbar 
+/- teils positive und teils negative Effekte nachweisbar 
0 keine Effekte nachweisbar 
0/- teils negative und teils keine Effekte nachweisbar 
- überwiegend negative Effekte nachweisbar 

 

Insgesamt ist festzuhalten, dass die empirische Evidenz in diesem Wir-
kungsfeld deutlich heterogener ausfällt als im Bereich der Leistungsfä-
higkeit (vgl. Kap 3). Dies spricht nicht nur für die Komplexität der Mate-
rie, sondern auch dafür, dass es wichtige intervenierende Faktoren gibt, 
die den konkreten Wirkungszusammenhang von Gebietsgröße, Ausga-
benentwicklung und Wirtschaftlichkeit beeinflussen. Soweit möglich, 
sollten diese Faktoren von den Entscheidungsträgern identifiziert und im 
Reformprozess gezielt gesteuert werden, um hier positive Effekte erzie-
len zu können. Gerade die Übersicht über die Ergebnisse einschlägiger 
Studien zeigt jedoch auch, dass eine negative Beurteilung der Effekte 
von kommunalen Gebietsreformen auf Einsparungen und Wirtschaft-
lichkeit jedoch keineswegs geboten oder gar zwingend ist. Vielmehr 
ergibt sich der Gesamteindruck, dass (bei aller Unklarheit und Mehrdeu-
tigkeit) entsprechende Wirkungen weder ausgeschlossen noch unwahr-
scheinlich sind. Die Schlussfolgerung von Blesse/Rösel (201   2 ), „dass 
die moderne empirische Literatur mit wenigen Ausnahmen keine signifi-
kanten Einspareffekte und Effizienzgewinne von Gebietsreformen 
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nachweisen kann“, ist insofern weder nachvollziehbar, noch sollte da-
raus abgeleitet werden, dass diese Wirkungen nicht vorhanden bzw. 
erreichbar sind. 

Vor diesem Hintergrund kann es – trotz der gebotenen Zurückhaltung – 
nicht darum gehen, die Reform zu vermeiden oder zu verhindern. Viel-
mehr gilt es, die Rahmen- und Durchführungsbedingungen der Reform 
so auszugestalten, dass potenziell mögliche (und in der empirischen 
Forschung auch grundsätzlich nachgewiesene) ökonomischen Reform-
gewinne befördert werden. 
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5 Wirkungsdimension „Integrationsfähigkeit, Partizipation, 

demokratische Kontrolle“  

 

Im Folgenden wird die bislang vorliegende empirische Evidenz zum Zu-
sammenhang von Gebietsgröße und Demokratie/Integration zunächst 
am deutschen Fall und danach für den europäischen Kontext näher be-
trachtet.  

 

5.1 Deutschland 

Für die Betrachtung der Effekte von Gebietsreformen hinsichtlich Bür-
gernähe, Bürgerfreundlichkeit und Partizipation wird für den deutschen 
Fall auf folgende Dimensionen zurückgegriffen (1) Bürgernähe/-
orientierung im Sinne der Leistungserbringung, (2) Partizipation im Sin-
ne der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts sowie (3) Identi-
tätsentwicklung. Die Effekte von Gebietsreformen auf die genannten 
Aspekte werden in der aktuellen Forschungsliteratur unterschiedlich 
bewertet. Dabei ist explizit darauf hinzuweisen, dass die Erkenntnisse 
auf unterschiedlichen Forschungsansätzen basieren, was zur Folge ha-
ben kann, dass sich dadurch auch die Ergebnisse unterscheiden (vgl. 
dazu Kapitel 6).  

(1) Hinsichtlich des Zusammenhangs von Gebietsreformen und Bürger-
nähe/-orientierung sind zwei grundlegende Perspektiven zu unterschei-
den. Auf der einen Seite wird argumentiert, dass die Bürgernähe steigt. 
Dies wird damit begründet, dass die zunehmende Konzentration und 
Verwaltungskraft zu einer Professionalisierung führen, die dem Bürger 
als Leistungsadressaten zu Gute kommt (Bogumil 2016: 39). Dem stehen 
aber auf der anderen Seite weitere Anfahrtswege, die größere geogra-
phische Entfernung der Verwaltung und eine dadurch bedingte wach-
sende Bürgerferne gegenüber (Büchner/Franzke 2001b: 28). Letzteres 
wird auch in den Studien von Rösel und Sonnenburg aufgegriffen (Rö-
sel/Sonnenburg 2016: 7ff.).  

Trotzdem greifen solche Betrachtungen etwas zu kurz, da sie ignorieren, 
dass Gebietsreformen auch so ausgestaltet werden können, dass daraus 
nicht zwangsläufig negative Konsequenzen für die Leistungsbereitstel-
lung und Partizipation erwachsen müssen. So argumentierend, verweist 
Tessmann (2009) auf Kompensationseffekte infolge einer Dekonzentra-
tion der Kreisverwaltung (Außenstellen). Auch dem Aspekt von E-
Government kommt hier eine wichtige Bedeutung zu, denn auf diese 
Weise könnte die persönliche Präsenz und Kommunikation des Bürgers 
mit der Kreisverwaltung durch elektronische Prozesse (zumindest teil-
weise) ersetzt werden. Diese könnte dazu in der Lage sein die Effekte 
der Flächenausdehnung abzumildern (Tessmann 2009: 169). Allerdings 
sind hierbei mögliche Zielkonflikte – wie etwa zwischen der Errichtung 

Bürgernähe, Partizi-
pation, Identität 

Professionellere 
Verwaltung vs. 
geographische Ent-
fernung 

E-Government-
Lösungen 
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von Außenstellen und der angestrebten Professionalisierung sowie er-
warteter Einspareffekte – zu beachten (vgl. Bogumil 2016: 38ff.). 

(2) Hinsichtlich der Partizipation im Sinne der Ausübung des aktiven und 
passiven Wahlrechts verweist Bogumil (2016) auf die veränderten Be-
dingungen politischer Repräsentation. Demnach ist ein Anwachsen des 
Repräsentationsquotients eine zwangsläufige Folge von Gebietsrefor-
men, die Veränderungen des aktiven Wahlrechts, etwa durch neue 
Wahlkreiszuschnitte, impliziert. Rösel und andere gehen beispielsweise 
in ihren empirischen Untersuchungen davon aus, dass Gebietsreformen 
bestimmte politische Kosten nach sich ziehen (Rösel/Sonnenburg 2016; 
Rösel 2016c). Sie weisen in ihren Untersuchungen einen Zusammenhang 
zwischen Gebietsreformen und rückläufiger Wahlbeteiligung sowie ein 
Erstarken populistischer Parteien nach. Die Erklärung für diese Phäno-
mene sehen sie zum einen in der Veränderung der bestehenden Mehr-
heitsverhältnisse durch neue Wahlkreiszuschnitte und zum anderen in 
der Reduzierung des Stimmgewichts der Wahlberechtigten durch größe-
re Wahlkreise (vgl. etwa Rösel/Sonnenburg 2016; Rösel 2016c).  

Diesen Studien folgend, führt eine höhere räumliche und politische Dis-
tanz zu mehr Entfremdung oder, wie Rösel für Mecklenburg-
Vorpommern konstatiert, zu einem höheren Wähleranteil der AfD (Rö-
sel/Sonnenburg 2016: 12). Hier sind allerdings erhebliche Zweifel an der 
Validität der Befunde anzumerken. Zum einen weisen Rösel und Son-
nenburg in ihrer Untersuchung nicht darauf hin, dass von allen gemes-
senen signifikanten Effekten jener für politische Distanz mit Abstand der 
schwächste ist und damit auch am wenigsten Einfluss auf den Wähler-
anteil der AfD hat. Für die räumliche Distanz ist sogar überhaupt kein 
Effekt nachweisbar. Darüber hinaus sind die verwendeten Variablen 
nicht eindeutig in Bezug auf das, was die Autoren letztlich messen wol-
len. So kann beispielsweise das Maß für politische Distanz auch als Maß 
für Strukturschwäche interpretiert werden, was einen Zusammenhang 
mit einem hohen Wähleranteil der AfD plausibel erscheinen lässt, aber 
zwangsläufig zu ganz anderen inhaltlichen Interpretationen führen wür-
de.19 Erschwerend kommt hinzu, dass die Studie von Rösel und Sonnen-
burg einen statistischen Zusammenhang (Korrelation) mit einem Ursa-
chenzusammenhang (Kausalität) verwechselt. Die Annahme, dass in 
fusionierten Gemeinden der Einfluss der einzelnen Stimme auf das 
Wahlergebnis sinkt, mag rechnerisch zwar korrekt sein, sie impliziert 
aber, dass Wähler den Gewichtsverlust wahrnehmen und sich genau 
deshalb populistischen Parteien zuwenden. Dies liegt daran, dass diese 

                                                           
19

 Rösel und Sonnenburg definieren räumliche Distanz folgendermaßen  „ ie räumli-
che Distanz messen wir dabei als die prozentuale Veränderung der geographischen 
Entfernung einer Gemeinde (Gemeindemittelpunkt) zur jeweiligen Kreisstadt durch die 
Kreisgebietsreform 2011.“ (Rösel/Sonnenburg 2016: 8). Die politische Distanz messen 
sie als „Ma  für die politische Einflussmöglichkeit“ gemessen als „Anteil der Wahlbe-
rechtigten einer Gemeinde an der Gesamtzahl der Wahlberechtigten eines Landkreises 
vor (2006) und nach (2016) der Kreisgebietsreform.“ (Rösel/Sonnenburg 2016: 8). 
Gerade das letztgenannte Maß ist etwas irritierend und suggestiv, da es ebenso als 
Maß für Strukturschwäche angeführt werden kann. 

Politische Kosten 
von Gebietsrefor-
men  werden über-
schätzt 

Befunde zum Ein-
fluss von Gebietsre-
form auf Wahlver-
halten nicht valide 
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Untersuchungen sehr stark von einem rationalen Wählermodell ausge-
hen.  

Dieses Modell nimmt eine Wählerschaft an, die ihr Stimmgewicht genau 
kennt und dessen Reduzierung durch Gebietsreformen ganz bewusst 
wahrnimmt. Dass solche Überlegungen aber in der Praxis ausschlagge-
bend für Wahlentscheidungen sein sollen, ist unrealistisch, abgesehen 
davon, dass das rationale Wählermodell ohnedies in der Wissenschaft 
hoch umstritten ist (Herrmann 2015: 8). Generell darf hinterfragt wer-
den, ob die Mehrheit der Wähler das spezifische Gewicht ihrer Stimme 
im Wahlkreis überhaupt kennt, von dessen Veränderungen ganz abge-
sehen. Zudem kann eine solche Annahme bereits unter Rückgriff auf 
Alltagswissen als unhaltbar zurückgewiesen werden. Würde es sich um 
einen Kausalzusammenhang von Stimmgewicht und Wahlbeteiligungs-
bereitschaft oder Wahlneigung für populistische Parteien handeln, dann 
müsste die Beteiligung an der Bundestagswahl verschwindend gering 
sein und die kommunale Wahlbeteiligung deutlich höher. Wenn dann 
noch berücksichtigt wird, dass der direkte Kontakt zwischen Bürger und 
Kreisverwaltung vergleichsweise selten stattfindet (siehe oben), dann 
stellt sich die Frage, wie die individuelle Einstellung zu größeren Kreis-
gebieten die Wahlentscheidung überhaupt beeinflussen kann.   

Für das passive Wahlrecht gibt es eine Reihe von Untersuchungen, die 
mögliche Zusammenhänge mit Gebietsreformen in den Blick nehmen. 
Beispielsweise gelangt Seitz zu der Erkenntnis, dass sich keine sinkende 
Bereitschaft für die Kandidatur um ein Mandat des Kreistags feststellen 
lässt. Auch etwaige negative Einflüsse auf die Beteiligung an Kommu-
nalwahlen werden, im Gegensatz zu den oben angeführten Studien 
Rösels, als sehr gering eingeschätzt (Seitz 2007c: 35/36; Ems/Greiner 
2017). Hinzu kommt, dass in größeren Gebietszuschnitten die Bedeu-
tung des Mandats zunimmt (Bogumil 2016: 41f.), nicht zuletzt weil sich 
die Relevanz der in den fusionierten Gebieten zu treffenden Entschei-
dungen verändert.  

Dieser Bedeutungszuwachs durch gestiegene Entscheidungsbefugnisse 
und wachsende Entscheidungsmaterien ist jedoch nicht ohne einen 
Aufwandszuwachs zu haben. Verschiedene Studien zeigen beispielswei-
se, dass sich der Arbeitsaufwand für Mandatsträger erhöht hat. So wei-
sen Ems (2016) sowie Ems und Greiner (2017) beispielsweise einen Zu-
wachs an Führungsaufgaben nach, der von Mandatsträgern als solcher 
wahrgenommen20, der jedoch nicht als überfordernd eingeschätzt wird.  

                                                           
20

 Die Studie von Ems (2016), „Befragung von Kreistagsabgeordneten“ wird von Bles-
se/Rösel (2017: 17) auf die Hauptaussage reduziert, dass mit der Kreisgebietsreform in 
Sachsen der Arbeitsaufwand und die Unübersichtlichkeit für die Kreistagsabgeordne-
ten zugenommen haben. Dies stellt eine unzulässige Verkürzung einer deutlich diffe-
renzierteren Studie dar, die im Ergebnis die reformbedingten Repräsentationsproble-
me für vertretbar und eher gering hält.  

Rationales Wähler-
modell realitätsfern 

Keine rückläufige 
Bereitschaft zu 
Kandidaturen 
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So bewegt sich ausweislich der Studie von Ems der Arbeitsaufwand für 
die Kreistagsabgeordneten in einem Rahmen, der es weiterhin ermög-
licht, das Kreistagsmandat ehrenamtlich wahrzunehmen (Ems 2016: 96). 
Zwar hat sich die Überschaubarkeit der überörtlichen Gegebenheiten in 
den neuen Landkreisen verschlechtert, aber die Befragten geben an, 
dass die zu behandelnden und damit relevanten Themen mehrheitlich 
auch in den neuen Kreisgebieten überblickt werden können (Ems 2016: 
98). Die Kreisgebietsreform habe zudem zu keinem Rückgang der Legi-
timität lokalen Handelns geführt, denn trotz der größeren Belastungen 
der Mandatsträger gibt es nach wie vor ausreichend viele Bewerber aus 
den unterschiedlichen Personengruppen zu den Kreistagswahlen (Ems 
2016: 101). Auch Hesse (2015) kann in seinen Untersuchungen, die auf 
umfangreiche und selbst erhobene Datenquellen zurückgreifen, Mehr-
belastungen nachweisen. Er schreibt jedoch gleichzeitig über eine Kon-
solidierung infolge von erbrachten Anpassungsleistungen. Eine grundle-
gende Gefährdung des Ehrenamts kann jedoch nicht erkannt werden 
(Hesse 2015: 136). 

(3) Ein weiteres Problem von Gebietsreformen, das insbesondere mit 
Blick auf die Gemeindeebene eine Rolle spielt, ist die Identitätsbildung 
bzw. ein möglicher subjektiv wahrgenommener Identitätsverlust. Unter 
Berücksichtigung der oben erwähnten politischen Kosten ist die generel-
le Annahme, dass die Identifikation des Bürgers mit den fusionierten 
und damit immer größer werdenden Gebietseinheiten sinkt. Rö-
sel/Sonnenburg (2016: 6) leiten hieraus eine „mögliche Entfremdung 
von Kreispolitik und Bürger“ ab, welche Politikverdrossenheit befördere 
und weitere Distanzen zwischen Bürgern und Politik sowie Verwaltung 
aufbaue. Abgesehen davon, dass auch diese Mutmaßung die bereits 
erwähnte geringe Kontakthäufigkeit des Bürgers mit der Kreisverwal-
tung deutlich überschätzt und dem Kreis als Gebietskörperschaft eine 
viel zu große Bedeutung für Fragen der lokalen Identitätsbildung auf der 
Individualebene zuschreibt (für die Gemeinden sieht es möglicherweise 
kritischer aus), lassen sich in der verwaltungswissenschaftlichen Litera-
tur auch deutlich differenziertere Befunde zu dieser Frage finden.  

Die Untersuchung von Büchner und Franzke (2001b) beispielsweise lie-
fert – basierend auf umfangreichen Interviews – einen sehr detaillierten 
Blick auf die Folgen der ersten Kreisgebietsreform in Brandenburg. Da-
bei zeigt sich, dass insgesamt sowohl positive als auch negative Effekte 
zu verzeichnen sind. Bemerkenswerterweise werden seitens der inter-
viewten Personen sogar Standpunkte vertreten, wonach der Bürger 
selbst gar keine weitere Partizipation auf Kreisebene wünscht (Büch-
ner/Franzke 2001b: 28). In Bezug auf die Identitätsentwicklung können 
Büchner und Franzke (2001b) nachweisen, dass die Gebietsreform zu-
nächst bestehende Identitäten irritierte. Jedoch kommt es im Laufe ei-
nes längeren Prozesses zur Neuentwicklung von Identitäten. Insgesamt 
zeigt sich, dass sich Kreisidentitäten eher langsam und sehr unterschied-
lich entwickeln (Büchner/Franzke 2001b: 20ff.). Auch dieser Befund 
spricht gegen den unmittelbaren Einfluss von Kreisgebietsreformen auf 
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politische Prozesse, wie Wahlen und Abstimmungen, die in gleichem 
oder ähnlichem zeitlichen Rahmen stattfinden, da politisch-
partizipatorische Effekte allenfalls zeitversetzt auftreten.  

Außerdem kann die Identitätsentwicklung gefördert werden. So ver-
weist Tessmann (2009) auf eine Reihe verschiedener Faktoren, die einer 
Identitätsbildung dienlich sein könnten. Diese Faktoren sind unter ande-
rem wieder mit der unter Punkt 1 erwähnten Leistungserbringung ver-
bunden, wie etwa die Lage des Kreissitzes, dessen Anbindung an den 
öffentlichen Personennahverkehr, das Verkehrsnetz für den Individual-
verkehr, Leistungsprozessgestaltung durch E-Government, (siehe 
Tessmann 2009: 169ff.). Insofern wird hier deutlich, dass letztlich der 
Umsetzung einer Gebietsreform maßgebliche Bedeutung zukommt.  

Zum einen gibt es somit negative Effekte von Gebietsreformen auf die 
Partizipation und die Integrationsfähigkeit, insbesondere in den Berei-
chen des Arbeitsaufwands für das Ehrenamt und (mit gewissen Abstri-
chen für die Kreisebene) in Bezug auf die lokale Identität. Zum anderen 
sind ambivalente Effekte von Gebietsreformen erkennbar, die sich in 
einem Für und Wider äußern, etwa bei der Bürgerorientierung (profes-
sionelle Verwaltungsarbeit für den Bürger vs. räumliche Ferne). Oftmals 
handelt es sich um Zielkonflikte, die definitionsgemäß nicht ohne weite-
res aufzulösen sind. Dennoch lassen sich bestimmte negative Effekte 
durch die Ausgestaltung von Reformprozessen abmildern bzw. vermei-
den. 

 

Tabelle 8: Forschungsergebnisse zu Auswirkungen von Gebietsfusionen auf die lokale 
Demokratie, politische Teilhabe und Integration in Deutschland 

Analysedimensionen "Demokratische Teilhabe/Integration" 
Effekte von      

Gebietsreformen 

Bürgernähe (Leistungserbringung, Anfahrtswege, etc.) 0/- 

Wahlbeteiligung (aktiv und passiv) +/- 

Beteiligung in politischen und gesellschaftlichen Organisationen (außer Parteien)/ 
lokales Politikinteresse 

+/- 

Parteipolitisches Engagement, Kandidaturen +/- 

Identitätsbildung 0/- 

Quellen: genaue Quellennachweise zu den einzelnen Ausprägungen finden sich im Anhang. 

Anmerkungen:  

+ überwiegend positive Effekte nachweisbar 
+/- teils positive und teils negative Effekte nachweisbar 
0 keine Effekte nachweisbar 
0/- teils negative und teils keine Effekte nachweisbar 
- überwiegend negative Effekte nachweisbar 

 

Die empirischen Untersuchungen legen nahe, dass die Ausgestaltung 
der Gebietsreformen eine wesentliche Rolle zur Hebung positiver Effek-
te spielt. Vor diesem Hintergrund sei auch explizit auf den Faktor Zeit 
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hingewiesen. Das Eintreten bestimmter Effekte bei weitreichenden Re-
formvorhaben lässt sich bestenfalls mittel- bis langfristig nachweisen. 
Insbesondere dann, wenn es um Identitäten oder Partizipationsverhal-
ten geht. Bei der Durchführung von Reformen werden solche basalen 
Aspekte aber oft ausgeblendet. Demnach sind Veränderungen durch die 
Akteure zunächst zu verarbeiten und umzusetzen, bevor Effekte im Be-
reich Partizipation, politische Kontrolle, Identitätsbildung, Integrations-
fähigkeit (etc.) empirisch nachgewiesen und beurteilt werden können. 

 

5.2 Europa 

Insgesamt kommt vor allem die neuere ländervergleichende Forschung 
(siehe Denters et al. 2014) zu dem Schluss, dass die Gebietsgröße einen 
allenfalls moderaten Effekt auf lokale Demokratie hat. Bedeutsamer 
sind andere Erklärungsfaktoren, wie individuelle sozio-ökonomische 
Merkmale (Geschlecht, Bildungsgrad etc.). Zwar gibt es einige indirekte 
und wenige direkte Effekte der Gebietsgröße auf verschiedene Aspekte 
von Partizipation (siehe weiter unten), aber insgesamt darf der Einfluss 
von Gebietsveränderungen auf die Ausübung demokratischer Teilhaber-
echte nicht überschätzt werden (Houlberg 2001: 325). Soweit in Teilen 
sog. „demokratische Kosten“ anfallen, sind diese gering bis marginal; 
teils existieren sie überhaupt nicht. Allerdings lassen sich auch die ange-
nommenen positiven Auswirkungen von Gebietsvergrößerungen auf 
demokratische Beteiligung, Politikinteresse und -kompetenz der Bürger 
empirisch nur bedingt, teilweise gar nicht, nachweisen (Denters et al. 
2014: 315). So kommt eine aktuelle Meta-Studie (vgl. Van Houwelingen 
2014: 417) über den Einfluss von Gemeindegröße auf verschiedene Di-
mensionen politischer Beteiligung zu dem Ergebnis, dass positive Zu-
sammenhänge nur äußerst selten festgestellt werden können21.  

Aus einer ländervergleichenden Studie über Gemeinden in Dänemark, 
Norwegen, den Niederlanden und der Schweiz (siehe oben22) geht her-
vor, dass es in drei der vier untersuchten Länder keinen Zusammenhang 
von Gebietsgröße und Wahlbeteiligung gibt. Lediglich in den Niederlan-
den wurde ein negativer Effekt zwischen steigender Gebietsgröße und 

                                                           
21

 Die Untersuchung bezieht 15 internationale Studien ein, in denen 70 Wirkungszu-
sammenhänge zwischen Gemeindegröße und Partizipation untersucht worden sind. In 
39 Fällen wurde mit Signifikanztests gearbeitet. Von diesen 39 Fällen wiesen 22 einen 
negativen Zusammenhang zwischen Gemeindegröße und Partizipation auf, während in 
16 Fällen kein signifikanter und nur in einem Fall ein positiver Zusammenhang gefun-
den werden konnte. Allerdings gibt die Untersuchung keinen Aufschluss über die Grö-
ße der Effekte und auch nicht darüber, ob es sich um direkte oder nur indirekte Effekte 
der Gebietsgröße handelt, sodass die Aussagekraft eher begrenzt bleibt.  
22

 Die Studie stützt sich auf Umfragen nach einem mehrstufigen Samplingverfahren in 
Gemeinden der Länder Dänemark, Norwegen, den Niederlanden und der Schweiz. In 
den vier Ländern wurden jeweils zwischen 56 und 64 Gemeinden befragt sowie inner-
halb dieser jeweils ca. 30 Bürger (Denters et al. 2014: 339 ff.). Dabei wurden nicht 
direkt Effekte von Gebietsreformen untersucht, sondern der Einfluss unterschiedlicher 
Gebietsgrößen auf eine Reihe von Demokratie- und Performanzdimensionen in den 
Gemeinden.  
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Wahlbeteiligung nachgewiesen. Die Autoren betonen, dass dieser nicht 
vorhandene Einfluss von Gebietsgröße auf die Wahlbeteiligung überra-
schend sei, da in früheren Studien (siehe weiter unten) oft die negativen 
Effekten in den Vordergrund gestellt worden waren. Vielmehr erweisen 
sich ausweislich der Vier-Länder-Studie von Denters et al. (2014) andere 
(Kontroll-) Variablen als erklärungskräftig für die Entwicklung der Wahl-
beteiligung, nämlich die zivilgesellschaftliche Einbettung der Bewohner 
(z.B. Mitgliedschaft in Vereinen, Verbänden; vgl. Denters et al. 2014: 229 
ff.; 304), die aber ihrerseits empirisch kaum mit der Gebietsgröße in 
einem Zusammenhang steht. Diese neueren Erkenntnisse stehen im 
Kontrast zu einigen früheren Studien, insbesondere über Gemeindege-
bietsreformen in den Niederlanden, die negative Auswirkungen von 
Gemeindefusionen auf die Wahlbeteiligung nachgewiesen hatten 
(Denters et al. 1990; Berghuis et al. 1995; Denters/Geurts 1998; Toonen 
et al. 1998; Frandsen 2002; Fraanje et al. 2008; vgl. zusammenfassend 
Schaap/Karsten 2017). Allerdings ist hinsichtlich der Generalisierbarkeit 
und Übertragbarkeit dieser – ausschließlich auf die Niederlande – bezo-
genen früheren Studien Vorsicht geboten, zumal die oben erwähnte 
aktuellere Vier-Länder-Studie zu deutlich anderen Ergebnissen kommt. 
Interessanterweise stellen aber auch in dieser neueren Studie die Nie-
derlande den einzigen Fall mit negativem Zusammenhang zwischen Ge-
bietsgröße und Wahlbeteiligung dar, während er in den anderen Län-
dern (Norwegen, Dänemark, Schweiz) nicht besteht. Außerdem gab es 
auch in einigen älteren Studien über Gebietsreformen in den Niederlan-
den bereits Befunde, die auf einen allenfalls schwachen negativen Zu-
sammenhang zwischen Gemeindefusion und Wahlbeteiligung hindeute-
ten, welcher zudem im Zeitverlauf verschwand. Stattdessen wird auf 
den generellen Rückgang der Wahlbeteiligung auf allen Ebenen hinge-
wiesen, der durch Gemeindefusionen nicht wesentlich tangiert wird 
(Kraaykamp et al. 2001). 

Anhand von Wahlergebnissen (1985-2015) in Österreich wurde in einem 
Forschungspapier des ifo Dresden argumentiert, dass in der Steiermark 
aufgrund von Gebietsfusionen im Jahre 201523 eine steigende Wahlabs-
tinenz zu konstatieren sei (Rösel 2016a, b). Hier ist allerdings anzumer-
ken, dass die Untersuchung unter erheblichen methodischen und kon-
zeptionellen Problemen leidet, u.a. einer Nicht-Berücksichtigung mögli-
cher weiterer Erklärungsfaktoren für Unterschiede im Wahlverhalten 
und einer Beschränkung auf bi-variate Zusammenhänge, aus der dann 
unzulässig kausale Schlüsse bzgl. der Gebietsreform abgeleitet werden 
(siehe die Argumentation in Abschnitt 5.1). Noch problematischer ist – 
angesichts der methodischen und konzeptionellen Probleme dieser 
Ausarbeitung – die Schlussfolgerung, dass die Gebietsreform zu einer 
Zunahme von Proteststimmen (FPÖ) geführt habe, in denen sich die 
„ nzufriedenheit mit den neuen  ebietsstrukturen“ widerspiegle (Rösel 
2016c: 24). Auch hier werden beim Vergleich der FPÖ-Wähleranteile in 
fusionierten und nicht-fusionierten Gemeinden keinerlei Drittfaktoren 
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zur Kontrolle dieser ad hoc-Schlussfolgerung24 herangezogen, sodass 
andere mögliche Ursachen zur Erklärung von Unterschieden im Wahl-
verhalten völlig ausgeklammert bleiben. Es erfolgt keine Prüfung multi-
variater Zusammenhänge und es werden allein auf der Basis von Wahl-
ergebnissen unzulässig kausale Schlüsse hinsichtlich der Wirkungen von 
Gebietsreformen gezogen. Berücksichtigt man außerdem, dass es in der 
internationalen Literatur ansonsten keine Anhaltspunkte für eine Bestä-
tigung dieser „Thesen“ gibt, so können sie hier aus guten  ründen zu-
rückgewiesen werden.   

Ebenfalls keinen Effekt der Gebietsgröße lässt sich ausweislich der be-
sagten Vier-Länder-Studie (Denters et al. 2014) im Hinblick auf zivilge-
sellschaftliche Aktivität nachweisen, was zumindest auf drei der vier 
Länder zutrifft. Außer in Norwegen gibt es in keinem der Untersu-
chungsländer einen Einfluss steigender Gebietsgröße auf den Grad zivil-
gesellschaftlichen Engagements (Denters et al. 2014: 304). Für die 
Schweiz stellte sich zudem heraus, dass steigende Gebietsgrößen von 
Gemeinden keine negative Auswirkung auf die Bereitschaft zur Teilnah-
me an Referenden haben, sondern im Gegenteil im Falle der Kommunen 
mit Gemeindeversammlung (assembly systems) diese sogar positiv be-
einflussen (Denters et al. 2014: 305). Ein weiterer Befund der Studie ist 
der allenfalls marginale Zusammenhang von Gebietsgröße und Politikin-
teresse der Gemeindebürger. Nur in den Niederlanden wurde hier ein 
negativer Effekt gefunden; in den drei anderen Ländern wirken sich stei-
gende Gebietsgrößen nicht mindernd auf das generelle Politikinteresse 
der Bürger aus. Ein Studie über die Gebietsreform in Dänemark 
(Mouritzen 2010) erbrachte den Befund, dass die kollektive demokrati-
sche Beteiligung in Form von zivilgesellschaftlichen und politischen Or-
ganisationen und Zusammenschlüssen mit zunehmender Gemeindegrö-
ße tendenziell ansteigt, was damit begründet wird, dass in größeren 
Gemeinden demokratische Beteiligung in politischen Organisationen 
geläufiger und „normaler“ ist als in kleinen  emeinden (Mouritzen 
2010: 35). Daraus wird geschlussfolgert, dass ein zentrales Argument 
der Kritiker von Gebietsreformen, wonach diese die lokale Demokratie 
beeinträchtigten oder gar gefährdeten, widerlegt sei (Mouritzen 2010: 
36). Auch die Evaluationen zu den Gebietsreformen in Island bestätigen 
den Befund, dass das Interesse der Bürger an demokratischer Teilhabe 
in den größeren Kommunen ausgeprägter ist als in kleineren, wobei dies 
am Beispiel von Bürgerversammlungen gezeigt wurde (Eythórsson et al. 
2015: 90). Weitere Bestätigung eines eher positiven Zusammenhangs 
von demokratischer Teilhabe und Gebietsreformen findet sich in den 
Befunden zum schweizer „Fall“, die belegen, dass das lokale Politikinte-
resse der Bürger nach Gemeindefusionen tendenziell zunimmt (Stei-
ner/Kaiser 2016: 13 f.).  
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Allerdings gibt es auch einige negative Effekte größerer Gemeinden auf 
einzelne Aspekte politischer Teilhabe. So wird in der Vier-Länder-Studie 
(Denters et al. 2014) gezeigt, dass – mit Ausnahme der Schweiz – in allen 
untersuchten Ländern der Grad parteipolitischer Aktivität der Gemein-
debürger in kleineren Gemeinden höher ist als in größeren. Diese Be-
funde sind auch mit früheren Studien aus den Niederlanden konsistent, 
in denen ein negativer Zusammenhang zwischen Gebietsreform bzw. 
Gebietsgröße generell und der Bereitschaft von Bürgern, sich in lokalen 
Parteien zu engagieren, beobachtet worden ist (Berghuis et al. 1995; 
Fraanje et al. 2008; Toonen et al. 1998; Schaap/Karstens 2017). Dies 
mag auch damit zu tun haben, dass der „Repräsentations uotient“ 
(Einwohner je Mandat) mit zunehmender Gemeindegröße anwächst 
und die Ratsmitglieder eine größere Anzahl von Wählern repräsentieren 
(Denters/Geurts 1998; Bogumil 2016: 41). Offensichtlich wird von den 
Bürgern größerer Gemeinden die mit der Gebietsgröße ebenfalls zu-
nehmende Bedeutsamkeit der kommunalpolitisch zu entscheidenden 
Sachverhalte als nicht gewichtig genug angesehen, um sich stärker par-
teipolitisch zu engagieren. Allerdings sei daran erinnert, dass sich diese 
negativen Befunde ausschließlich auf das parteipolitische Engagement 
beziehen, welches zudem auf allen Ebenen und unabhängig von Ge-
bietsveränderungen abnimmt. Dagegen sind andere Formen der Partizi-
pation und Mitwirkung, die nur bedingt Größeneffekte aufweisen (siehe 
oben), hier nicht angesprochen. In der Schweiz, in der als einzigem Land 
in Europa noch die Institution der Gemeindeversammlungen besteht25, 
gibt es außerdem einen negativen Effekt der Gebietsgröße von Gemein-
den auf die Bereitschaft, an Gemeindeversammlungen teilzunehmen 
(Denters et al. 2014: 303).  

Der vergleichsweise stärkste negative Zusammenhang besteht, ausweis-
lich der Vier-Länder-Studie (Denters et al. 2014), zwischen der Gebiets-
größe und der Neigung von Bürgern, in Kontakt mit lokalen Amtsträgern 
zu treten; dieser sinkt in allen vier Ländern signifikant mit zunehmender 
Gemeindegröße. Dieses Ergebnis steht in gewissem Widerspruch zu äl-
teren Studien, die in fusionierten Gemeinden eine größere Bereitschaft 
auf Seiten der Bürger antrafen, beispielsweise postalisch in Kontakt mit 
lokalen Amtsträgern zu treten oder an Konsultationen in der Gemeinde 
teilzunehmen (Fraanje et al. 2008: 81 f.). Erklärt wurde dies in den älte-
ren Arbeiten durch die besseren Möglichkeiten größerer Gemeinden, 
den Bürgern Mitwirkungsmöglichkeiten jenseits von Wahlterminen ein-
zuräumen (Denters et al. 1990). Auch die Studie über Gemeindefusionen 
in der Schweiz (siehe oben26; Steiner/Kaiser 2016) widerspricht dem 
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 Im Rahmen der Gemeindeversammlungen, die bis ins 20. Jahrhundert auch in Bran-
denburg und Schleswig-Holstein bekannt waren, können alle wahlberechtigten Bürger 
einer Gemeinde über Sachverhalte, die die Gemeinde betreffen, rechtlich bindend 
entscheiden. In diesen assembly systems gibt es keine Gemeindevertretung. 
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 Datenbasis sind zwei postalische Umfragen in schweizerischen Gemeinden (adres-
siert an die Gemeindeschreiber) in den Jahren 1998 (2.914 Gemeinden) und 2009 
(2.596 Gemeinden), ergänzt um Daten des schweizerischen Bundesamts für Statistik. 
Die Rücklaufquote lag bei 84 % (1998) bzw. 58 % (2009). Die Autoren arbeiten mit 
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Befund aus der Vier-Länder-Studie (Denters et al. 2014) hinsichtlich ei-
ner rückläufigen Kontaktorientierung der Bürger gegenüber lokalen 
Amtsträgern. Zudem kann ausweislich dieser Studie auch kein Rückgang 
in der Identifikation der Bürger mit der Gemeinde festgestellt werden 
(Steiner/Kaiser 2016: 13 f.). Insgesamt ergibt sich also auch in dieser 
Frage ein eher durchwachsenes Bild, da teils eine Verstärkung der Kon-
taktorientierung gegenüber lokalen Amtsträgern und teils eine Schwä-
chung infolge von Gebietsfusionen festgestellt wurde (Mouritzen 1989; 
Ladner 2002; Denters/Geurts 1998; Schaap/Karstens 2017).  

Ein weiterer kritischer Punkt ist die selbstwahrgenommene Politikkom-
petenz der Bürger, die in allen vier Untersuchungsländern mit zuneh-
mender Gemeindegröße sinkt, wobei dies nur in der Schweiz und Dä-
nemark ein direkter Effekt ist. Dagegen resultiert er in Norwegen und 
den Niederlanden nicht direkt aus der Gebietsgröße, sondern insbeson-
dere aus dem  rittfaktor „soziale Einbettung“. In eine ähnliche Richtung 
weist eine Studie über die dänische Gebietsreform (Lassen/Serritzlew 
2011). Sie kommt zu dem Ergebnis, dass die Gebietsvergrößerung sich 
deutlich negativ auf die Selbsteinschätzung der Bürger auswirkte, lokale 
Politikprozesse kompetent mitgestalten und diese verstehen zu können 
(sog. internal political efficacy – IPE; vgl. Lassen/Serritzlew 2011: 238; 
25527). Dies ist konsistent mit zwei älteren Studien (Finifter 1970 über 
die USA; Finifter/Abramson 1975 über die USA, UK, Mexiko, Deutsch-
land, Italien), allerdings auch konträr zu einigen anderen älteren For-
schungen (vgl. Almond/Verba 1966: 234; sowie Muller 1970: 797 über 
die USA, UK, Mexiko, Deutschland, Italien; Lyons/Lowery 1989 über die 
USA). Zudem ist darauf hinzuweisen, dass – trotz dieser kritischen Be-
funde zur selbstwahrgenommenen Politikkompetenz – das lokale Poli-
tikwissen der Bürger ausweislich der Vier-Länder-Studien nicht negativ 
durch steigende Gebietsgröße beeinflusst wird, was auf Dänemark, 
Norwegen, die Niederlande und die Schweiz gleichermaßen zutrifft 
(Denters et al. 2014: 302). Allerdings wurde für Norwegen und die 
Schweiz gezeigt (Denters et al. 2014: 303), dass die Gemeindegebiets-
größe einen zumindest indirekten negativen Effekt auf das Politikver-
trauen hat. Dieser indirekte Effekt ergibt sich daraus, dass in den größe-
ren norwegischen und schweizerischen Gemeinen eher Bevölkerungs-
gruppen leben, die generell ein geringeres Sozialvertrauen und zugleich 
eine deutlich kritischere Haltung im Hinblick auf die von der Kommune 
zu bewältigenden Herausforderungen haben. Diese Einstellungsmuster 
führen dazu, dass auch das Politikvertrauen geringer ist, was aber kein 
direkter sondern nur ein vermittelter Größeneffekt ist. Für Dänemark 

                                                                                                                                              
einem quasi-experimentellen Design, indem sie eine Untersuchungsgruppe (Fusions-
gemeinden) und eine Kontrollgruppe (nicht fusionierte Gemeinden) unterscheiden und 
vergleichen. 
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 Die Autoren arbeiten mit Ergebnissen aus telefonischen Bürgerumfragen in 60 Ge-
meinden vor und nach der Reform von 2007 unter Nutzung des DiD-Ansatzes (siehe 
oben). 2001 wurden insgesamt 2.763 Telefoninterviews geführt (Antwortquote 44 %); 
2007 waren es 1255 (Antwortquote 48 %), wobei identische Fragebögen zugrunde 
lagen (vgl. Lassen/Serritzlew 2011: 244 f.). 
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und die Niederlande konnte dieser Zusammenhang nicht nachgewiesen 
werden (Denters et al. 2014: 303).  

Weitere internationale Studien beleuchten zusätzliche Aspekte von Ge-
bietsreformen und politischer Beteiligung. So erbrachten Forschungsar-
beiten zur dänischen Gemeindeebene, dass in größeren Gemeinden 
eine Entwicklungstendenz weg vom „normalen“  emeinderatsmitglied 
hin zu einigen einflussreichen Hauptakteuren des Gemeinderates, also 
zur Herausbildung eines sog. „inner circle“, besteht (Kjær et al. 2010). 
Ferner sind die Stärkung der Verwaltung im Verhältnis zum Rat und eine 
größere Arbeitsbelastung der Ratsmitglieder beobachtet worden (Kjær 
et al. 2010). Allerdings sind diese Effekte insgesamt eher marginal und 
speziell in den Studien zu  änemark wird betont, dass die „demokrati-
schen Kosten“ von  ebietsreformen ausgesprochen klein sind und kei-
nesfalls überschätzt werden dürfen (Hansen 2014; Boyle 2016). Aus 
mehreren Studien geht hervor, dass bestimmte Größengrenzen, die al-
lerdings nicht allgemeingültig festzulegen sind, nicht überschritten wer-
den sollten, um Partizipation sicherzustellen. So wird für Australien und 
Neuseeland auf der Basis von Experteninterviews festgestellt, dass es ab 
einer bestimmten gebietsgrößenbedingten Wegstecke für Gemeinderä-
te zunehmend aufwändiger wird, demokratische Repräsentation sicher-
zustellen (Aulich et al. 2011: 11-12). In Dänemark wurde in den Gemein-
degrößenklassen von ca. 20.000 bis 30.000 und 70.000 bis 80.000 Ein-
wohnern eine geringfügige Abnahme der individuellen Wahlbeteiligung 
und des Politikvertrauens festgestellt, woraus geschlussfolgert wird, 
dass in Gemeinden über 50.000 Einwohnern gewisse Demokratieprob-
leme auf der Individualebene bestehen. Allerdings konnte nicht näher 
ermittelt werden, ab welcher genauen Größengrenze diese Probleme 
auftreten (Mouritzen 2010: 35).  

Schließlich gibt es auch Hinweise darauf, dass bei Gebietsfusionen, so-
fern sie ein Zentrum-Peripherie-Gefälle mit sich bringen (etwa bei Ein-
gemeindungen), Teilhabeprobleme der Randgebiete im Vergleich zum 
Zentrum entstehen können. So wurde als Folge der Gebietsreform in 
Island festgestellt, dass sich die Bewohner in den peripheren Lagen der 
neuen  ro gemeinde tendenziell „distanzierter“ zu ihren  emeindever-
tretern fühlten als vor der Reform (Eythórsson 2009: 175). Sie bewerte-
ten ihren Einfluss auf Politikentscheidungen in der Gemeinde als gerin-
ger und kritisierten die aus ihrer Sicht größere Zentralisierung politischer 
Entscheidungsmacht in den central places.  

Tabelle 9 fasst die Effekte von Gebietsreformen auf lokale Demokratie, 
Teilhabe und Integration, die bislang für den europäischen Kontext vor-
liegen, überblicksartig und vereinfacht zusammen (zu den Quellen siehe 
Anhang).  
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Tabelle 9: Forschungsergebnisse europäischer Studien zu Auswirkungen von Gebiets-
fusionen auf die lokale Demokratie, politische Teilhabe und Integration in den Kom-
munen 

Analysedimensionen  
"Demokratische Teilha-
be/Integration" 

+  
+/-  0/-  

Wahlbeteiligung     CH, DK, NO, 
NL, (A*) 

Beteiligung in politischen und 
gesellschaftlichen Organisati-
onen (außer Parteien)/ lokales 
Politikinteresse 

ISL DK, CH NL 

Teilnahme an lokalen Refe-
renden 

CH**   CH** 

Parteipolitisches Engagement     CH, DK, NO, NL 

Kontaktaufnahme mit lokalen 
Amtsträgern 

  NL, CH  DK, NO 

Selbstwahrgenommene Poli-
tikkompetenz der Bürger 

     CH, NO, NL, DK*** 

Lokales Politikwissen der 
Bürger 

    CH, DK, NO, NL 

Lokales Politikvertrauen     NL, DK, NO, CH**** 

Quellen: genaue Quellennachweise zu den einzelnen Ausprägungen finden sich im Anhang. 
Anmerkungen:  
+ überwiegend positive Effekte nachweisbar 
+/- teils positive und teils negative Effekte nachweisbar 
0 keine Effekte nachweisbar 
0/- teils negative und teils keine Effekte nachweisbar 
- überwiegend negative Effekte nachweisbar 

* Die Einordnung von Österreich basiert auf Rösel 2016c; hier ist aber nur eingeschränkte Validität gegeben 
(vgl. Kapitel 6)  

** Positive Effekte bezogen auf Gemeinden mit "assembly system"; keine Effekte bezogen auf Gemeinden mit 
"parliamentary system" 

*** Nur in der Schweiz und in Dänemark ein direkter Effekt der Gebietsgröße; in Norwegen und Dänemark ein 
indirekt (über den Faktor "soziale Einbettung" vermittelter) Effekt 
**** Nur ein indirekter Effekt der Gebietsgröße (vermittelt über die Faktoren "Sozialvertrauen" und "wahrge-
nommene kommunaler Herausforderungen") 
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6 Methodisch-konzeptionelle Meta-Analyse der Studien  

 

Es gibt, wie weiter oben gezeigt, eine Fülle von Untersuchungen, die sich 
mit dem Thema Gebietsreformen auseinandersetzen. In den Studien 
kommen zahlreiche unterschiedliche wissenschaftliche Forschungsan-
sätze und Methoden zur Anwendung. Diese zu analysieren ist der Zweck 
des vorliegenden Abschnitts. Zunächst werden dazu die verschiedenen 
Ansätze systematisiert, um anschließend die wichtigsten Herausforde-
rungen und Problemstellungen zu reflektieren. Es werden jeweils die 
allgemeinen methodischen Problemstellungen benannt und dann mit 
ausgewählten Beispielen belegt. Dadurch wird nachvollziehbar darge-
stellt, mit welchen Problemen Studien zu Gebietsreformen regelmäßig 
konfrontiert sind. 

Wie für sozialwissenschaftliche Forschung üblich, ist keiner der bisher 
angewandten Ansätze frei von Limitationen, weshalb die konstruktiv-
kritische Auseinandersetzung mit den Studien besonders wichtig ist. 
Darin liegt keine Schwäche, sondern eine dezidierte Stärke empirischer 
Verwaltungsforschung. Sie versteht es, komplexe gesellschaftliche Phä-
nomene mit unterschiedlichen Methoden zu untersuchen und darüber 
zu reflektieren. Der Abschnitt wird sich daher nicht mit der Frage befas-
sen, welche Befunde möglicherweise „richtig“ oder „falsch“, oder 
schlimmer, welche „gut“ oder „schlecht“ sind.  

Der Abschnitt gliedert sich wie folgt: Zu Beginn wird auf unterschiedliche 
Untersuchungsdesigns eingegangen, die im Bereich der Forschung zu 
Gebietsreformen vorliegen. In diesem Zusammenhang werden die ver-
schiedenen Zwecke und Fallstricke der Forschungsansätze kurz bespro-
chen. Daran anschließend geht es um das Problem von Korrelation (d.h. 
statistisch gemessenen Zusammenhängen) und Kausalität (d.h. existie-
renden Ursache-Wirkungsbeziehungen). Es folgen Erwägungen zur Da-
tenverfügbarkeit und zur Generalisierbarkeit der in den Studien hervor-
gebrachten Befunde. 

 

6.1 Untersuchungsdesigns 

Die Untersuchungen zu Gebietsreformen lassen sich, ähnlich wie in der 
Evaluationsforschung (vgl. Wollmann 2002), in drei Gruppen unterglie-
dern. So gibt es ex-post-, begleitende (ongoing) und ex-ante-
Untersuchungen. Studien werden also vor, während oder nach der Um-
setzung von Gebietsreformen durchgeführt. Dies sagt allerdings wenig 
über die zur Anwendung kommenden Forschungsmethoden aus. Sie 
umfassen die in den jeweiligen Studien angewandten Erhebungs- und 
Auswertungsinstrumente. Hier kann wiederum zwischen qualitativen, 
d.h. die Subjektivität und Komplexität zulassende, und quantitative, d.h. 
auf Zahlen basierende, Verfahren unterschieden werden (Pierce 2008). 
Da beide Verfahren mit spezifischen Herausforderungen behaftet sind, 
hat es sich bewährt, beide Ansätze miteinander zu verbinden und so 
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ihre gegenseitigen Schwächen auszubalancieren. Dabei handelt es sich 
um sogenannte gemischte Designs bzw. mixed methods-Ansätze 
(Tashakkori/ Teddlie 2003; Kelle 2006). 

Darüber hinaus spielen die klassischen Perspektiven von Mikro-, Meso- 
und Makroebene eine wichtige Rolle. Während die Mikroebene das In-
dividuum und dessen Handlungen und Wahrnehmungen untersucht 
(beispielsweise Effekte von Reformen auf Verwaltungspersonal, Bürger, 
Mandatsträger etc.; vgl. Ems/Greiner 2017, Büchner/Franzke 2001a, 
2001b, Hesse 2008, Steiner/Kaiser 2016), befasst sich die Mesoebene, 
d.h. die Mittelebene, mit den Effekten von Gebietsreformen auf Organi-
sationen und Organisationseinheiten (vgl. Hesse 2000, Büchner/Franzke  
2001a, b). Das höchste Abstraktionsniveau haben Untersuchungen der 
Makroebene, die Gesellschaften und ihre Teilsysteme untersuchen 
(Donges 2011, 217 ff.) etwa bei ländervergleichenden Studien unter 
Berücksichtigung von verschiedenen Aggregatdaten (vgl. 
Schaap/Karsten 2017; Blume/Blume 2007, Hanes 2015; Rösel 2016a, b; 
Blom-Hansen et al. 2016, 2014).  

All diese Untersuchungen haben ihre Vor- und Nachteile (siehe unten). 
Als besondere Herausforderung für jegliche Forschungsarbeit kann der 
Mikro-Meso-Makro-Link bezeichnet werden (Donges 2011; Schimank 
2008). Hierbei werden die drei Ebenen miteinander verbunden. In der 
Regel ist ein solches Forschungsvorhaben sehr aufwendig und lässt sich 
kaum im Rahmen eines Buchkapitels oder Forschungsartikels abhan-
deln. Daher sind umfassende Gutachten und Expertisen (meist als ex- -
ante-Untersuchungen) wichtig, da sich diese umfassender mit der Prob-
lematik von Gebietsreformen auseinandersetzen können (vgl. Bogumil 
2016, Ragnitz et al. 2010, Seitz 2005, 2007a, b, u.a. Hesse 2007, 2008).  

Gerade in wissenschaftlichen Artikeln sind Forscher dazu angehalten 
Schwerpunkte zu setzen. Sie können sich daher oft nur mit einer be-
stimmten Ebene befassen und sind daher gezwungen andere Sachver-
halte und Zusammenhänge auszublenden. Grundsätzlich ist das nicht 
problematisch, da empirische Sozialforschung immer einen begrenzten 
Rahmen für die Gültigkeit der Befunde benötigt. Es wird aber dann zum 
Problem, wenn deterministische Ansprüche erhoben und allgemeine 
normative und präskriptive Schlussfolgerungen gezogen werden.  

 

6.2 Korrelation und Kausalität 

Viele Studien untersuchen vergleichsweise komplexe Sachverhalte. Hin-
zu kommt, dass Gebietsreformen nicht im luftleeren Raum geschehen. 
Sie finden vor dem Hintergrund bestimmter Ausgangs- und Rahmenbe-
dingungen statt. Dazu gehören etwa die jeweilige gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung, strukturelle Spezifika, soziale Lage, politische Situation und 
kulturelle Faktoren (etc.). Diese lassen sich ausdifferenzieren auf die 
verschiedenen weiter oben erwähnten Mikro-, Meso- oder Makroebe-
nen. Eine solch komplexe Gemengelage macht es sehr schwierig, den 
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Untersuchungsgegenstand umfassend zu erörtern, was folglich nur aus-
schnittsweise gelingen kann. Damit stellen sich gleichzeitig besondere 
Herausforderungen an derartige Untersuchungen. 

Eine der zentralen Herausforderungen ist die Unterscheidung zwischen 
Korrelation und Kausalität. Korrelation meint einen statistischen Zu-
sammenhang, der über verschiedene Maßzahlen nachgewiesen werden 
kann. Kausalität meint dagegen einen faktischen Zusammenhang, der 
sich an drei Kriterien erkennen lässt. Diese sind (nach Benninghaus 
2002: 252):  

1. das Bestehen einer statistischen Beziehung (association) zwi-
schen zwei Variablen; 

2. das zeitliche Vorangehen einer der beiden Variablen (causal or-
der oder temporal precedence); 

3. das Verbleiben des Zusammenhangs auch bei der Kontrolle von 
Drittfaktoren (lack of spuriousness).  

Es liegt letztlich in der Verantwortung des einzelnen Wissenschaftlers 
Kausalitäten theoretisch herzuleiten und in den Studien nachzuweisen.  

Hierin unterscheiden sich beispielsweise die oben genannten ex-ante-, 
die begleitenden und die ex-post-Studien. Zwar stellen die meisten Stu-
dien basierend auf bestehender Forschung Kausalannahmen auf und 
postulieren Wirkungsbeziehungen, trotzdem ist es nicht die Aufgabe der 
ex-ante-Studien, diese Annahmen vorab zu testen. Sie lassen sich bes-
tenfalls argumentativ plausibilisieren. Die begleitende Forschung kann 
dagegen einen ersten Einblick geben, inwieweit die zu erwartenden Fol-
gen tatsächlich eintreten und die ex-post-Forschung kann im Nachhinein 
bestimmte vorab formulierte Kausalannahmen überprüfen.  

Aus diesen unterschiedlichen Vorgehensweisen in den Studien lässt sich 
jedoch keine unterschiedliche Wertigkeit der Untersuchungen ableiten. 
Zwar mag der erste Eindruck unterstellen, dass ex-post-Forschung den 
anderen Untersuchungsdesigns überlegen ist, dies ist jedoch nicht der 
Fall. Ex-post-Forschung ist beispielsweise der besonderen Gefahr des 
Nachrationalisierens ausgesetzt. So besteht das Problem, dass jeder 
statistische Zusammenhang auch als Kausalzusammenhang fehlinterpre-
tiert werden kann. Ob diese Zusammenhänge aber tatsächlich bestehen, 
ist immer theoretisch-argumentativ zu stützen. Dabei zeigt gerade die 
Studie von Rösel und Sonnenburg (2016), dass je mehr erklärende Vari-
ablen in ein komplexes Rechnungsmodell aufgenommen werden, desto 
mehr verschwindet der Zusammenhang mit der Wahl rechtspopulisti-
scher Parteien. Den Kausalitätskriterien von oben folgend, deutet dies 
lediglich auf einen statistischen Zusammenhang hin.  

Es spricht einiges dafür, dass dieser Zusammenhang – insbesondere für 
Kreisreformen – lediglich konstruiert und damit künstlich ist. Überspitzt 
formuliert, wird die Wahlentscheidung nicht kausal darauf zurückzufüh-
ren sein, ob eine Regierungspartei eine Gebietsreform durchgeführt hat 
oder nicht. Es ist immer eine Gemengelage von Politikinhalten und si-
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tuativen Faktoren, die als weitaus wichtiger wahrgenommen werden als 
Gebietsreformen. In diesem Zusammenhang sei gerade auf andere rele-
vante Einflussgrößen hingewiesen, wie etwa die „Flüchtlingskrise“ oder 
die als defizitär wahrgenommenen Institutionen der EU.  

Die Problematik der Kausalität hängt eng zusammen mit der erwähnten 
Komplexität des Untersuchungsgegenstands. Das bedeutet, dass für das 
Gelingen von Reformvorhaben eine Vielzahl verschiedener Faktoren 
zusammenspielen, die sich nicht alle messen und erheben bzw. auswer-
ten lassen. Außerdem sind nicht alle Faktoren direkt beeinflussbar. Je 
komplexer aber der Untersuchungsgegenstand ist, desto schwieriger 
sind einzelne Effekte nachzuweisen. Gleichzeitig wird es aber umso 
wichtiger, diese Effekte zu isolieren, um sie überhaupt nachweisbar zu 
machen. Das Kausalitätsproblem beschreibt somit einen ganz zentralen 
Aspekt jeglicher empirischer Forschungsarbeit. Dieses wird aber dann 
besonders virulent, wenn politische Schlussfolgerungen aus Forschungs-
arbeiten abgeleitet oder damit legitimiert werden. Das gilt insbesondere 
dann, wenn der eigentliche Zweck der Forschung zunächst nicht der 
Wissenstransfer war.  

Ein anderes, nicht weniger prominentes Beispiel für die Problematik von 
Korrelation und Kausalität ist der Zusammenhang zwischen Gebietsre-
formen und der Qualität von öffentlichen Dienstleistungen. So misst 
etwa Reingewertz (2012), etwas zugespitzt formuliert, die Bildungsquali-
tät mit Hilfe der Testergebnisse von Matrikulationsexamen oder die 
Managementqualität mit Hilfe der Steuereinnahmen. Demnach würden 
Noten schlechter werden und Steuereinnahmen sinken, wenn sich die 
Qualität jeweils verschlechtert (Reingewertz 2012). Beides jedoch direkt 
auf Gebietsreformen zurückzuführen, erscheint mehr als fraglich. So-
wohl Noten als auch Steuereinnahmen werden auch durch andere 
Maßnahmen beeinflusst, wie etwa Lehrpläne bzw. Wirtschaftswachs-
tum.  

Derartige Kausalzuschreibungen sind problematisch, nicht zuletzt da 
Qualität auch kein eindimensionales Konzept ist und sich als solches 
schwer messbar ist. Wenn empirische Sachverhalte aber nicht messbar 
sind oder nicht angemessen differenziert und operationalisiert werden, 
lassen sich auch Kausalaussagen nicht überzeugend begründen. Ähnlich 
verhält es sich auch mit anderen mehrdeutigen Konstrukten wie Effizi-
enz oder Wirksamkeit (Callanan et al. 2014). Genaue Zuschreibungen 
von Ursache und Effekt sind daher sehr schwierig und mit einer gesun-
den Skepsis zu betrachten. 

Dabei gilt grundsätzlich, dass längere und mehrdeutige Kausalketten die 
sozialwissenschaftliche Forschung immer vor erheblich größere Heraus-
forderungen stellen als kürzere und eindeutige. Das Problem wird auch 
dadurch nicht reduziert, dass man relevante Einflussfaktoren einfach 
ignoriert und „wegdefiniert“. Mit zunehmender Länge der Kausalketten, 
wird es immer schwieriger, die Effekte – etwa von Reformen – sauber zu 
messen und in Sinnzusammenhänge zu setzen. Von Gebietsreformen 
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auf Politikverdrossenheit, Servicequalität oder Effizienz zu schließen, 
impliziert zweifellos vergleichsweise lange Kausalketten, die umfangrei-
che Differenzierungen, Prüfungen und Diagnoseverfahren notwendig 
machen.  

 

6.3 Datenverfügbarkeit und Messbarkeit 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Verfügbarkeit und die Nutzung von 
Daten. In der heutigen Zeit ist die Verfügbarkeit von Daten in entwickel-
ten Ländern, zumindest was offizielle Daten und Statistiken betrifft, 
kaum mehr ein Problem. Vielmehr haben sich die Güte, die Auswahl der 
„richtigen“ bzw. „passenden“  aten und deren Vergleichbarkeit als be-
sonders relevant herausgestellt.  

So verweisen beispielsweise Blume und Blume (2007) darauf, dass viele 
Untersuchungen schon deshalb nicht verlässlich durchgeführt werden 
können, weil die zur Verfügung stehenden Daten nicht für die Beant-
wortung der Forschungsfrage geeignet sind. Konkret werden dabei Un-
tersuchungen zum Wirtschaftswachstum angeführt, das oft gar nicht in 
der notwendigen regionalen Untergliederung erhoben wird. Im Ver-
gleich dazu sind Daten über den Schuldenstand oder über Ausgaben viel 
besser verfügbar (Blume/Blume 2007). 

Generell werden in der Forschung verschiedene Arten von Daten ver-
wendet. Zu unterscheiden sind zunächst Primär- und Sekundärdaten. 
Während erstere ausschließlich für den Untersuchungszweck erhoben 
werden, sind letztere zweitgenutzte Daten. Sie wurden nicht für den 
originären Untersuchungszweck erhoben und können beispielsweise aus 
unterschiedlichen Datenquellen stammen. Diese Datenquellen lassen 
sich wiederum unterteilen in wissenschaftliche Daten, offizielle Daten 
statistischer Ämter und Organisationen sowie Verwaltungsdaten. Wäh-
rend die Erstgenannten im Idealfall nach dezidiert wissenschaftlichen 
Kriterien erhoben werden, sind für die beiden letztgenannten andere 
Zwecke von Bedeutung. Für die Daten statistischer Ämter spielt bei-
spielsweise Vergleichbarkeit eine große Rolle (etwa zwischen Regionen, 
Ländern, etc.), wohingegen für Verwaltungsdaten vor allem die Ver-
wendbarkeit der Informationen für administrative Prozesse von Bedeu-
tung ist. 

Während also für die wissenschaftlichen Daten die Herausforderung in 
der Operationalisierung – d.h. im Messbarmachen – von empirischen 
Phänomenen liegt, ist für die Verwaltungsdaten vor allem deren Über-
tragbarkeit und die Nutzbarkeit ein entscheidendes Kriterium. Nur weil 
Datenbestände umfassend sind, bedeutet das nicht zwangsläufig, dass 
alle Daten auch ohne weiteres nutzbar sind. Wenig überraschend ver-
weist gerade die internationale Spitzenforschung immer wieder auf so-
genannte proxies (also quasi Stellvertreter-Variablen; vgl. Callanan et al. 
2014; Allers/Geertsema 2016), die zwar Näherungsmaße für bestimmte 
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Sachverhalte darstellen sollen, aber nicht dazu in der Lage sind, diese 
eineindeutig abzubilden.  

Die zahlreichen Untersuchungen zu Gebietsreformen belegen eine gro-
ße Reichhaltigkeit an Daten und Datenquellen (siehe oben). Dabei fällt 
jedoch auf, dass sich ein Großteil der Datenbestände aus Sekundärdaten 
zusammensetzt (siehe Tabelle 10 unten). Die Verwendung der Daten 
statistischer Ämter ist zwar per se nicht problematisch, allerdings ist es 
eine der grundlegenden Aufgaben wissenschaftlicher Forschung, deut-
lich zu machen, warum die verwendeten Daten für die genannten 
Untersuchungszwecke relevant sein könnten. Nicht selten kommt es zu 
Erhebungen und Untersuchungen, die bei genauerem Hinsehen Fragen 
aufwerfen, ob mit den verwendeten Daten auch tatsächlich jene Fragen 
beantwortet werden können, die sich die Forscher eingangs gestellt ha-
ben. Dazu seien hier nur einige Beispiele aufgelistet, um die Tragweite 
dieses Problems etwas zu verdeutlichen. 

- Sehr oft wird in der Forschung beispielsweise eine sogenannte 
quasi-experimentelle Methode angewandt, die suggerieren soll, 
dass eine große Nähe zur Naturwissenschaft besteht und damit 
eine hohe Belastbarkeit der Untersuchungen einhergeht. Schon 
diese Grundprämisse ist aber angesichts der Komplexität von 
Gebietsreformen höchst fragwürdig, da keinesfalls die gesamte 
soziale Umwelt kontrollierbar ist. Ein weiteres Problem ist, dass 
oft unterstellt wird, dass das Ereignis der Gebietsreform unab-
hängig von anderen Sachverhalten, wie etwa Wirtschaftswachs-
tum, Ausgabendruck und Bevölkerungswachstum wäre. Gerade 
die internationale Spitzenforschung ist jedoch dazu in der Lage, 
diese Annahme hinreichend kritisch zu hinterfragen und zu wür-
digen. In bestimmten Kontexten beeinflusst der Problemdruck 
aber eindeutig die Entscheidung zu Gebietsreformen und hier 
sind Rahmenbedingungen und Reformentscheidung eben nicht 
unabhängig voneinander – und müssen daher hinreichend ge-
prüft werden (Lüchinger/Stutzer 2002; Swianiewicz/Łukomska 
2017; Reingewertz 2012). 

- Ferner spielen Variationen in der Datenqualität oder der Verfüg-
barkeit von Daten eine Rolle. Im internationalen Raum ist es bei-
spielsweise bedeutsam, ob Gebietsreformen im Rahmen einer 
Freiwilligkeitsphase realisiert werden. Abgesehen von lückenhaf-
ten Informationen aus den Medien gibt es dazu aber oft keine 
systematischen Erhebungen (Blom-Hansen et al. 2014). Nicht 
ohne Grund fordert eine Übersichtsstudie Qualitätsverbesserun-
gen in der Forschung über Gebietsreformen, etwa durch Metho-
denkombinationen (Schaap/Karsten 2017). 

- Oft liegen auch keine Informationen darüber vor, wie sich zu-
sammengeschlossene oder fusionierte Gebietskörperschaften 
entwickelt hätten, wenn sie nicht fusioniert worden wären (d.h. 
die Gegenprobe), da die Daten konsequenterweise nicht mehr in 
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separater Form erhoben werden (vgl. Kettunen 2014). Folglich 
wird streng genommen nur in eine Richtung gemessen. Ohnehin 
gibt es kaum Forschung dazu, ob Gebietsteilungen entgegenge-
setzte Effekte von Gebietsfusionen haben (Swianiewicz/ 
Łukomska 201 ). 

- Es fehlen oft Wirkungsindikatoren und aussagekräftige Kennzah-
len zur Wirtschaftlichkeit (z.B. Ist-Kosten je Outputeinheit). Die 
Systeme der Kosten- und Leistungsrechnung sind oft unausge-
reift und werden (naturgemäß) zu internen Zwecken verwendet, 
daher stehen diesbezügliche Daten nach außen (z.B. für wissen-
schaftliche Untersuchungen) nicht oder nur eingeschränkt zur 
Verfügung. 

- Die Problematik der Datenverfügbarkeit führt zu einer Veren-
gung der Forschungsansätze. Das zeigt sich daran, dass es eigent-
lich nur verwaltungs- und vor allem finanzwissenschaftliche Un-
tersuchungen gibt, jedoch keine betriebswirtschaftlichen Analy-
sen. Untersuchungen finden häufig auf der Makroebene mit we-
nig aussagekräftigen Aggregatdaten statt – die Meso- (Produkt-
/Fachbereiche) und Mikroebene (individuelle Faktoren, z.B. 
Handlungsorientierungen bzw. Einstellungen von Führungskräf-
ten, etc.) werden hingegen praktisch nicht oder nur sehr selten 
berücksichtigt. 

- Zielkonflikte werden etwa aufgrund methodischer Annahmen 
(wie etwa die Linearität von Zusammenhängen) nicht angemes-
sen abgebildet und modelliert. Allgemeine institutionelle oder 
ökonomische Vorteile (Makroebene) können beispielsweise als 
individuell nachteilige Veränderungen (Mikroebene) wahrge-
nommen werden. Die Perspektive der Beschäftigten auf Einspa-
rungen und Effizienzverbesserungen ist beispielsweise zurückhal-
tend bis ablehnend. Nicht ganz zu Unrecht werden im Zusam-
menhang mit Gebietsreformen Personalabbau in Verbindung mit 
individueller Aufgabenverdichtung, Überalterung durch Einstel-
lungsstopps, verringerte Aufstiegsmöglichkeiten wegen „ver-
stopfter“  ührungsstrukturen nach der  usion, längere Arbeits-
wege usw. befürchtet. 

Diese Beispiele sollen keinesfalls davon abhalten, Sekundärdaten zu 
verwenden. Sie sollen aber verdeutlichen, dass es besonders wichtig ist, 
die Verwendung und die Zwecke von Sekundärdaten ausführlich darzu-
legen und plausibel zu machen. Dazu gehört auch stärker hervorzuhe-
ben, welche Datenquellen überhaupt zur Anwendung gekommen sind 
(offizielle Statistiken, Verwaltungsdaten, etc.). Denn hierdurch ändert 
sich die Interpretation der Daten hinsichtlich ihrer Belastbarkeit und 
Güte. So werden etwa Verwaltungsdaten mit anderen Zwecken erhoben 
und gepflegt als beispielsweise Daten, die zu rein wissenschaftlichen 
Zwecken erhoben wurden. 
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Es gibt aber auch Untersuchungen mit eigenen qualitativen (z.B. Inter-
views) und quantitativen (z.B. schriftlichen Befragungen) Erhebungen, 
die unter anderem im Rahmen von Gutachten und Auftragsforschung 
durchgeführt wurden (vgl. Hesse 2008) und einen hohen Forschungs-
aufwand mit sich bringen. Der Vorteil dieser Daten liegt in der spezifi-
schen, punktgenauen Erhebung von Informationen bezogen auf den 
jeweiligen Untersuchungszweck. Dies bedeutet zwar, dass bestimmte 
Sachverhalte nur indirekt gemessen werden können, weil es keine direk-
ten Maße für jedes Erkenntnisinteresse gibt.  

Streng genommen müssten die Datenerhebungen für die ex-ante-, ex- 
post- oder Begleitforschung von politischen Reformvorhaben, jeweils 
vor den Reformen als sogenannte Grundlinien und Basisdaten definiert 
werden (Studerus 2016). Dazu fehlen jedoch oftmals die Zeit und die 
notwendigen Ressourcen. Zudem ist fraglich, ob für jedes Reformvorha-
ben Begleitforschung und Evaluation notwendig sind. Dennoch führt 
dies gerade bei ex-post-Betrachtungen dazu, dass die Datenbestände 
nicht direkt auf den Reformfokus und dessen Ziele passen. Dagegen ist 
nichts einzuwenden. Dennoch bedeutet es erhöhte Anforderungen hin-
sichtlich der Interpretierbarkeit der Ergebnisse. Wenn Ziele jedoch klar 
definiert und mit Messgrößen hinterlegt werden, dann kann im Zeitver-
lauf näherungsweise untersucht werden, ob eine Reform in Sachen Ziel-
erreichung erfolgreich war oder nicht. Andernfalls sind lediglich plausib-
le Schätzungen möglich. Diese sollten aber grundsätzlich als solche klar 
kenntlich gemacht und kritisch gewürdigt werden. 

 

6.4 Generalisierbarkeit von Befunden   

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Übertragbarkeit von Befunden. 
Zwar sind die Regeln für die Generalisierbarkeit von empirischen Befun-
den vergleichsweise klar (etwa Repräsentativität, Validität, d.h. Gültig-
keit, und Reliabilität, d.h. Verlässlichkeit von Messungen, etc.), dennoch 
handelt es sich insbesondere in der empirischen Sozialforschung um ein 
zentrales Problem. In der vergleichenden Forschung wird dies oft als das 
„ pfel- und Birnen-Problem“ bezeichnet, welches auf eine einge-
schränkte Vergleichbarkeit von ausgewählten Fällen hindeutet. Dies gilt 
oft schon für die Studien innerhalb eines Landes, die mit unterschiedli-
chen Methoden, Foki, Zielgruppen, Zeitpunkten, (etc.) erstellt worden 
sind (Schaap/Karsten 2017). 

In der Tat werfen zahlreiche Untersuchungen zu Gebietsreformen die 
Frage auf, inwieweit die erhobenen Befunde auf andere Länder oder 
Verwaltungseinheiten übertragbar sind. Problematisch ist in diesem 
Zusammenhang oft der Vorwurf der Nicht-Vergleichbarkeit, der Verän-
derungsbemühungen in Hinblick auf Reformen in anderen Ländern un-
mittelbar diskreditiert. Ohne Zweifel ist der Blick in andere Länder hilf- 
und lehrreich, wenngleich nicht jedes Vorhaben eins zu eins übernom-
men werden kann. Andere Verwaltungsstrukturen, politische Gegeben-
heiten, sozialstrukturelle Zusammensetzungen, territoriale Besonderhei-
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ten (u.v.a.m.) machen jedoch differenzierte Betrachtungen und Bewer-
tungen notwendig. Außerdem ist die gegenwärtig noch geringe Anzahl 
an internationalen Vergleichsstudien zu Gebietsreformen letztlich ein 
Ausdruck der schwierigen Übertragbarkeit von Befunden (De Ceuninck 
et al. 2010; Swianiewicz/Łukomska 2017). 

Von gewichtiger Bedeutung sind beispielsweise Sachverhalte wie Ver-
waltungskulturen und -traditionen, die insbesondere bei der Leistungs-
erbringung oder bei der Durchführung und Umsetzung von Reformen 
eine wichtige Rolle spielen (De Ceunick et al. 2010). Daher erweisen sich 
gerade Zeitreihenvergleiche als besonders wichtig. Durch vorher-
nachher Untersuchungen lassen sich bei verlässlicher Datenbasis belast-
bare Erkenntnisse gewinnen (Schaap/Karsten 2017) – vorausgesetzt, die 
Daten der von Gebietsreformen betroffenen Fälle sind sowohl vor als 
auch nach der Gebietsreform verfügbar. 

Wichtig für die Übertragbarkeit von Befunden ist die Definition eines 
tertium comparationis, d.h. eines Vergleichskriteriums, das unabhängig 
von Rahmenbedingungen (externer Varianz) gültig ist. In diesem Falle 
lassen sich die Funktionsbedingungen eingrenzen, unter denen be-
stimmte Reformvorhaben bestimmte Effekte nach sich ziehen. Bisher 
erfüllen jedoch nur wenige vergleichende Untersuchungen diese Kriteri-
en, die in der Komparatistik (d.h. der vergleichenden Politikwissen-
schaft) einen sehr hohen Stellenwert genießen.  

Viele der bisher vorgenommenen Untersuchungen sind im Grunde Fall-
studien, die mehr oder weniger nebeneinander stehen. Für die deut-
schen Bundesländer (oder zumindest für Teilmengen davon) kann zwar 
eher auf eine Vergleichbarkeit geschlossen werden, dennoch wäre es 
auch hier notwendig die unterschiedlichen Rahmenbedingungen zu kon-
trollieren, bevor diese Forschungsarbeiten direkt verglichen werden 
könnten. Beispielhaft sei nur auf unterschiedliche Bevölkerungsstruktu-
ren, soziale Problemlagen oder finanzielle Ausgangssituationen verwie-
sen.  

Ein solcher Vergleich würde daher voraussetzen, dass die Bundesländer 
in ähnlichen Untersuchungen betrachtet worden wären, um die Ergeb-
nisse einander gegenüberstellen zu können. Denkbar wäre dies bei-
spielsweise für verschiedene Untersuchungen von Hesse (1999, 2000, 
2004, 2007, u.a.m.), die jedoch auch verschiedene Nuancen enthalten. 
Unabhängig davon, ist das Konsolidieren von verschiedenen For-
schungsarbeiten nur dann möglich, wenn Daten und Untersuchungskon-
zepte weitestgehend identisch sind.  
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Tabelle 10: Forschungsansätze, Methoden und Erhebungsinstrumente 

 

Wenn die Übertragbarkeit von empirischen Befunden ein verständli-
cherweise großes Problem ist, dann bedeutet dies aber auch, dass die 
Generalisierbarkeit von Befunden nur in Ausschnitten gegeben ist. 
Wenn beispielsweise behauptet wird, dass Gebietsreformen zu geringe-
ren Kosten oder Ausgaben führen (Tavares/Rodrigues 2015), diese er-
höhen (Bikker/Van der Linde 2016) oder kein Zusammenhang festge-
stellt werden kann (teilweise Seitz 2005), dann gilt dies zunächst nur im 
Kontext der jeweiligen Studie und der dort ausgewerteten Datenbe-
stände. Daraus jedoch die Schlussfolgerung abzuleiten, dass Gebietsre-
formen auch unter anderen Umständen solche Effekte nach sich ziehen, 
widerspricht schon dem gegenwärtig vorliegenden Erkenntnisstand, der 
offenkundig alles andere als eindeutig ist. Insofern hilft hier nur die wei-
ter oben bereits beschriebene differenzierte Betrachtungsweise des 
Themas. Alles andere wären unseriöse und unzulässige Generalisierun-
gen und Pauschalisierungen, die einem solch komplexen Untersu-
chungsgegenstand nicht gerecht werden.  

Dies setzt schlussendlich hohe Anforderungen an die Betrachtung der 
Befunde. Sind diese nicht eindeutig, erlaubt dies, für sehr unterschiedli-

 
Design 

 
Methoden 
 

 
Vertreter 

Ex ante Deskriptiv und Analytisch Bogumil 2016; Bogumil et al. 2014; Färber 2014; 
Hesse 2000; Hesse 2007; Junkernheinrich et al. 2011; 
Kuhlmann et al. 2012; SRH 2009; Ragnitz et al. 2010; 
Ziekow et al. 2013; Seitz 2005, 2007a, b  

Mixed Methods Ansatz Hesse 2008  
 

Ongoing Beobachtung Hesse 2014, 2015 
 

Ex post Quasi-experimentell u.a.  
difference-in-difference, matching 
und diachrone Vergleiche, 
synthethic control method 

Blom-Hansen et al. 2016, 2014; Kjær et al. 2010; 
Hansen et al. 2004; Hansen 2015, 2012 ; Foged 2016; 
Saarimaa 2015 ; Blesse/ Baskaran 2013; Hinnerich 
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che Sichtweisen immer die geeignete wissenschaftliche Untersuchung 
zu zitieren, ohne jeweils auf deren genaue Gültigkeitsbedingungen zu 
achten. Dadurch kann letztlich eine selektive Wahrnehmung bzw. Nut-
zung von Forschungsergebnissen befördert werden, die aber für das 
Verständnis des Untersuchungsproblems bzw. für das Begreifen sozialer 
Realität nur wenig hilfreich ist. 
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7 Empfehlungen 

Die Ergebnisse des Gutachtens zeigen, dass die geplante Kreisgebietsre-
form in Brandenburg zur Erreichung des übergeordneten Ziels, leis-
tungsfähige, zukunftsfeste und bürgerorientierte Strukturen kommuna-
ler Selbstverwaltung im Land zu schaffen, grundsätzlich einen geeigne-
ten Weg darstellt. Auch die insoweit höhere Gewichtung dieses Reform-
ziels gegenüber Einsparzielen und Kostensenkungen erscheint aus Sicht 
der Gutachter eine richtige Entscheidung, da in diesem Wirkungsfeld 
positive Bilanzen eindeutig überwiegen. Zur Erreichung positiver Effekte 
bzw. Vermeidung von möglichen Verschlechterungen im Wirkungsfeld 
der Partizipation und Integrationsfähigkeit sollte die Landesregierung 
proaktiv Maßnahmen ergreifen, die eine lokale demokratische Beteili-
gung der Bürger stärken und prozedural erleichtern. Im Einzelnen lassen 
sich auf der Basis des Gutachtens die folgenden Empfehlungen zum wei-
teren Reformprozess formulieren.  

 

7.1 Allgemeine Empfehlungen 

- Ziele überdenken und Prioritäten setzen: Gebietsreformen sind 
geeignet, die Handlungs- und Leistungsfähigkeit kommunaler 
Körperschaften zu verbessern und – mit Einschränkungen – ist es 
möglich, damit auch eine Verbesserung der Wirtschaftlichkeit 
des Verwaltungshandelns zu ermöglichen. Hierbei ist es erfolg-
versprechender, bei tendenziell gleichbleibendem Ressourcen-
einsatz auf eine Verbesserung des Service und der Qualität der 
Leistungen zu setzen als auf Einsparungen – auch wenn diese 
grundsätzlich möglich sind. Angesichts der zentralen Herausfor-
derungen für die kommunale Ebene in Brandenburg – Digitalisie-
rung, demografischer Wandel und Fachkräftemangel (auch in der 
Verwaltung), finanzielle Nachhaltigkeit – ist es legitim, der Siche-
rung der Funktions-, Leistungs- und Zukunftsfähigkeit der kom-
munalen Selbstverwaltung angesichts zunehmender Erwartun-
gen höchste Priorität einzuräumen. Dabei sollten die negativen 
Auswirkungen auf die demokratische Teilhabe so weit wie mög-
lich begrenzt werden, insbesondere durch Vermeidung von 
übergroßen Gebietszuschnitten, wo dies administrativ und öko-
nomisch zu verantworten ist. 

- Umsetzungsprozess der Reform: Die Wirkungen von Gebietsre-
formen ergeben sich nicht als Automatismus allein aus der Zu-
sammenlegung von Gebietseinheiten. Um die potenziell mögli-
chen Gewinne zu realisieren, aber auch um negative Effekte zu 
vermeiden, muss ein besonderes Augenmerk auf die Umsetzung 
des Reformprozesses, auf flankierende und Kompensationsmaß-
nahmen gelegt sowie gewährleistet werden, damit die kommu-
nalen Akteure im Rahmen ihrer Selbstverwaltungshoheit moti-
viert werden können, die gegebenen Verbesserungspotenziale 
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auch tatsächlich zu nutzen. Hierzu kommen u.a. finanzielle Un-
terstützung zur Bewältigung der reformbedingten „Transforma-
tionsphase“ („Anschubfinanzierung“), Überlegungen hinsichtlich 
der Anpassungen des kommunalen Finanzausgleichs, aber auch 
organisatorische Maßnahmen (der internen Verwaltungsmoder-
nisierung), professionelle Personalentwicklung und eine aktive 
Informations-/Kommunikationspolitik infrage. 

- Verwaltungsmodernisierung und Digitalisierung: Erfahrungen aus 
anderen Bundesländern haben gezeigt, dass oftmals der inter-
nen Fortführung der Verwaltungsmodernisierung und der Digita-
lisierung der Verwaltung zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt 
wurde. Die Gewinne der Gebietsreform lassen sich aber schnel-
ler und nachhaltiger erreichen, wenn die territoriale Strukturver-
änderung mit begleitenden Maßnahmen der internen Verwal-
tungsmodernisierung, Personal- und Führungskräfteentwicklung 
sowie Digitalisierung der Verwaltungsarbeit verknüpft wird. Die-
se Maßnahmen tragen nicht nur dazu bei, mögliche größenbe-
dingte Negativeffekte zu vermeiden (siehe weiter unten) son-
dern auch, den generell kritisierten Rückstand der deutschen öf-
fentlichen Verwaltung in Sachen Digitalisierung zu verringern. Es 
gilt, die verbesserte Leistungs- und Reformkapazität der größe-
ren Strukturen und damit die Chance zu nutzen, sie zu „Innovati-
onszentren“ der öffentlichen Verwaltung zu entwickeln. 

- Zeit: Dem Faktor Zeit kommt besondere Bedeutung zu, wenn es 
um die Frage der Reformwirkungen geht. Das Eintreten positiver 
(aber auch negativer) Effekte bei so weitreichenden Reformvor-
haben wie Gebietsreformen lässt sich bestenfalls mittel- bis lang-
fristig nachweisen. Deshalb sollten Leistungsverbesserungen, fu-
sionsbedingte Synergieeffekte und Einsparungen nicht kurzfristig 
erwartet werden. Zugleich dürfen aktuelle negative Entwicklun-
gen, wie etwa rückläufige Wahlbeteiligung oder Veränderungen 
im Wahlverhalten, die zeitlich im Zusammenhang mit der Reform 
zu beobachten sind, nicht kurzschlussartig auf die Reform zu-
rückgeführt werden, deren Wirksamkeit mittel- bis langfristiger 
Natur ist.  

- Einsparungen nicht an erster Stelle: Leistungsfähigere Kreise 
können mehr und bessere Dienstleistungen anbieten und zusätz-
liche Aufgaben übernehmen. Hierzu können aber u.a. mehr und 
besser qualifiziertes Personal sowie Investitionen in die Moder-
nisierung der internen Verwaltungsprozesse (etwa IT-
Ausstattung) erforderlich sein. Deshalb sollten Gebietsreformen 
nicht in erster Linie mit der Erwartung und dem Ziel, Einsparun-
gen zu realisieren, durchgeführt werden. Insbesondere dann, 
wenn sie mit Funktionalreformen und einer Erweite-
rung/Verbesserung des Leistungsspektrums einhergehen, ist in 
den substanziellen Ausgabenpositionen sogar mit einer Erhö-
hung (im Vergleich zum Status ex ante) zu rechnen, was aber der 
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Zielstellung entspricht, starke und gestaltungsfähige Kommunen 
zu schaffen. Im Bereich der Verwaltungskosten sind dagegen 
aufgrund von Bündelungs- und Synergieeffekten, die aber vor 
Ort aktiv realisiert werden müssen, eher Reduzierungen zu er-
warten. 

- Effekte der Reform dokumentieren: Die bisherige Forschung und 
Praxis kennzeichnet sich dadurch, dass kaum darüber nachge-
dacht wird, welche Maßzahlen und Daten darüber Aufschluss 
geben könnten, den Erfolg von Gebietsreformen systematisch zu 
erfassen. Insofern ist zu empfehlen, idealerweise noch vor der 
Umsetzung einer Reform, mögliche Indikatoren und Datenbe-
stände zu definieren, die den Erfolg oder Misserfolg, zumindest 
aber das Erreichen der Zielsetzung der Reform, dokumentieren 
können. Hinzu kommt, dass die bestehende ex-ante- und ex-
post-Forschung weitgehend losgelöst voneinander existiert. 
Dementsprechend gibt es keine Verbindung jener Studien, die 
vor der Durchführung von Gebietsreformen deren Effekte ein-
schätzen mit jenen Untersuchungen, die im Nachgang den Re-
formerfolg auf Basis derselben Kriterien und Datenbestände ein-
schätzen. Diese fehlende Verbindung führt zu einer Vielzahl un-
terschiedlicher Studien und Befunde. Insofern wäre es sinnvoll 
begleitende Forschungen durchzuführen, die den Verlauf von Re-
formen und deren Umsetzung von Beginn an untersuchen. Die 
Auswertung der bestehenden Literatur zeigt zudem, dass bisher 
nur sehr wenig Begleitforschung von Gebietsreformen durchge-
führt wurde. Gerade hierin zeigt sich jedoch ein möglicher Ansatz 
solche Reformvorhaben im Verlauf zu evaluieren und den Um-
setzungsprozess evidenzbasiert zu gestalten.  

 

7.2 Gebietsreform und Leistungsfähigkeit 

- Serviceverbesserungen fördern: Die Schaffung robusterer Organi-
sationsstrukturen, die Verbesserung von Verwaltungsprozessen, 
die Steigerung der Verwaltungs- und Veranstaltungskraft der 
Kreise und die Professionalisierung der Verwaltungsarbeit gehö-
ren zu den zentralen Pluspunkten von Gebietsreformen. Hier 
sind die sichtbarsten und sichersten Gewinne zu erzielen. Daher 
sollte dieses Potenzial mit Nachdruck genutzt und sollten vor Ort 
Bedingungen geschaffen werden, damit diese Gewinne sich tat-
sächlich „heben“ lassen. In der Abwägung und Gewichtung zwi-
schen möglichen Serviceverbesserungen einerseits und erwarte-
ten Einsparungen andererseits erscheint es sinnvoll, dem im 
Rahmen leistungsfähigerer und robusterer Strukturen möglichen 
Ausbau des Leistungsangebots und der Anhebung von Service- 
bzw. bzw. Qualitätsstandards den Vorrang gegenüber kurzfristi-
gen (Personal-) Einsparungen zu geben. Dies dürfte auch die Le-
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gitimität und Akzeptanz der neuen Strukturen auf Seiten der 
Bürger steigern helfen.   

- Schnelle Konsolidierung der Strukturen: Um diese Reformgewin-
ne auch tatsächlich realisieren zu können, ist es wichtig, die neu-
en Organisationsstrukturen rasch zu konsolidieren und hand-
lungsfähig zu machen, da sich nur auf dieser Basis tatsächlich 
Leistungsverbesserungen ergeben können. Hier sind Fragen ei-
ner adäquaten Anschubfinanzierung zur Bewältigung der re-
formbedingten Transformationskosten und ein Ausgleich vorü-
bergehender Zusatzbelastungen, insbesondere bei stark asym-
metrischen Fusionen besonders wichtig (siehe oben). Außerdem 
gilt es, die relativ hohe Zahl von Altersabgängen beim kommuna-
len Personal zu nutzen, eine langfristig tragfähige Zielstruktur zu 
entwickeln und auch einzunehmen, da sonst eine (weitere) 
„Aushöhlung“ der kommunalen Leistungsfähigkeit droht.  

- Funktionalreform und Kommunalautonomie: Professionellere, 
robustere und leistungsfähigere Kreise sollten auch in funktiona-
ler Hinsicht und in ihrer Kommunalautonomie gestärkt und ge-
fördert werden. Erfahrungen aus anderen Bundesländern (etwa 
Mecklenburg-Vorpommern) haben gezeigt, dass die Kommunali-
sierung nicht zum „Papiertiger“ degenerieren darf und letztlich 
die meisten Aufgaben beim Land verbleiben. Die gebietliche 
Neugliederung greift zu kurz und wird von den relevanten loka-
len Stakeholdern auch nicht akzeptiert, wenn sie nicht mit einer 
entsprechenden funktionalen Aufwertung der Kreisebene ein-
hergeht. In diesem Zusammenhang sollte – gerade für die Kreis-
ebene – darüber nachgedacht werden, wie diese mehr Selbst-
verwaltungsfreiräume und Autonomierechte erhalten könnte, 
um nicht auf den Status einer lokalen Vollzugsinstanz der landes-
staatlichen Verwaltung reduziert zu werden. Gebiets- und Funk-
tionalreformen sollten mit einer Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltungsfunktion der Kreise einhergehen (Stichwort 
„echte Kommunalisierung“), was einen nicht zu unterschätzen-
den Anreiz für die Reformakzeptanz und eine effektive Reform-
durchführung bieten könnte, aber auch positive Auswirkungen 
auf die Bürgerzufriedenheit und wahrgenommene Servicequali-
tät haben könnte28.  

- Strukturpolitische Effekte: Die Landesregierung sollte Maßnah-
men in Erwägung ziehen, um die strukturpolitischen und regio-
nalstrukturellen Effekte der Reform zu befördern, da sich diese 
als besonders kritische Aspekte der letzten Kreisgebietsreform 

                                                           
28

 Letztere Schlussfolgerung liegt angesichts des niederländischen Falles nahe, da dort 
einschneidende Gemeindegebietsreformen nicht mit einer Erweiterung der kommuna-
len Gestaltungsspielräume (Kommunalautonomie) und auch nur bedingt mit einer 
funktionalen Aufwertung der Gemeindeebene verknüpft wurden, was u.a. die teils 
recht kritischen Bürgereinschätzungen bzgl. reformbedingter Verbesserungen in der 
Servicequalität und Effektivität der Verwaltung erklären könnte. 
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herausgestellt hatten. Hier ist an mögliche Förder- und Aus-
gleichsmaßnahmen zu denken, um die Strukturheterogenität der 
verschiedenen Altkreise abzumildern und möglichst zu beseiti-
gen, um so die strukturpolitische Ausgleichsfunktion der Kreis-
ebene in Brandenburg zu kräftigen. Dies könnte letztlich die 
strukturell-territoriale und ökonomische Integration des Landes 
längerfristig steigern helfen und dazu beitragen, dass eine Ein-
heit von Wirtschafts-, Lebens- und Verwaltungsraum entsteht, 
durch die die Entwicklungsfähigkeit und die Standortattraktivität 
des gesamten Landes gesteigert werden kann. 

- Professionalisierung der Verwaltung und Personalentwicklung: 
Die Professionalisierung der Verwaltungsarbeit stellt einen der 
entscheidenden Plus-Punkte von Gebietsvergrößerungen dar. 
Zugleich ist die Arbeitsmarktsituation angespannt, die Beleg-
schaften stehen vor dem Problem zunehmender Überalterung 
und es wird für bestimmte Bereiche oder Regionen des öffentli-
chen Sektors von einem zunehmenden Nachwuchs- und Fach-
kräftemangel ausgegangen. Deshalb ist in den neugebildeten 
Strukturen die Personalentwicklung zu priorisieren. Um künftige 
Personalengpässe zu vermeiden, müssen der Fachkräftegewin-
nung, der Professionalisierung des Personalauswahlprozesses, 
der Aus- und Fortbildung und generell einem modernen Human 
Resource Management grundlegende Bedeutung beigemessen 
werden. Entsprechende Steuerungskapazitäten sollten in den 
Kommunen geschaffen werden, um die Personalrekrutierung 
und -entwicklung strategisch vorausschauend und effektiv ange-
hen zu können. Soweit möglich, sollten die Kreise in diesem Pro-
zess (z.B. durch übergreifendes Personalmonitoring, Know-How 
in Fragen der Personalauswahl; Aus- und Fortbildungsprogram-
me etc.) unterstützt werden. Zudem muss die Bezahlung an die 
neuen Aufgaben und größeren Verantwortungsbereiche ange-
passt werden. Schließlich ist auch an den verstärkten Einsatz von 
flexiblen Arbeitszeitmodellen und Tele-Arbeit zu denken, um 
mögliche Negativeffekte für das Personal infolge größerer Weg-
strecken zum Arbeitsplatz einzugrenzen. 

- Modernisierung der Gemeindeebene: Der Modernisierung und 
Stärkung der Kreisebene sollten sich korrespondierende Reform-
schritte auf der Gemeindeebene anschließen. Denn die Kreise 
können ihrer Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion umso besser 
und effektiver nachkommen, je mehr sie es mit leistungs- und 
handlungsfähigen Gemeinden zu tun haben. Die längerfristige 
Stabilität und die strukturpolitische Ausgleichsfunktion der 
Kreisebene in Brandenburg sind nur dann gegeben, wenn diese 
nicht mit einer zu kleingliedrigen Gemeindestruktur verbunden 
sind. Zudem setzt die funktionale Stärkung der Gemeindeebene 
(Funktionalreform II) zwingend entsprechende Kapazitäten vo-
raus, sodass die kommunale Zukunftsfähigkeit in Brandenburg 
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insgesamt letztlich auch eine Modernisierung der Gemeindeebe-
ne voraussetzt. 

- Kooperation kein Widerspruch: Gebietsreformen stehen nicht im 
Widerspruch zu einer (notwendigen) besseren Ausschöpfung von 
Möglichkeiten interkommunaler Kooperation, aber auch einer 
Weiterentwicklung der Zusammenarbeit zwischen Städten und 
Gemeinden, Landkreisen, Landes- und Bundesverwaltung. Ge-
bietsreformen sind nur eine Möglichkeit, die damit verbundenen 
Ziele zu erreichen; kooperative Arrangements können dazu zwei-
fellos ebenfalls beitragen. Insofern ist ein intelligenter und un-
dogmatischer „Mix“ verschiedener, komplementärer Reforman-
sätze nicht nur möglich, sondern geboten. Die entsprechenden 
Varianten können und müssen je nach Aufgabenbereich und un-
ter Berücksichtigung aktueller Strukturen unterschiedlich ausge-
staltet und kontinuierlich weiterentwickelt werden.  

 

7.3 Gebietsreform und Wirtschaftlichkeit  

 Ausgabenerhöhung infolge funktionaler Aufwertung kein Wider-
spruch zu Effizienzgewinnen:: Leistungsfähigere Kreise sollen – 
und können bei erfolgreicher Umsetzung von Gebietsreformen – 
zukünftig mehr und bessere Dienstleistungen anbieten und zu-
sätzliche Aufgaben übernehmen. Hierzu sind aber u.a. mehr und 
besser qualifiziertes Personal sowie Investitionen in die Moder-
nisierung der internen Verwaltungsprozesse (etwa IT-
Ausstattung) erforderlich. Dadurch und auch infolge dessen, dass 
Gebietsreformen sinnvollerweise mit Funktionalreformen ver-
knüpft werden sollten und mit einer Erweiterung und Verbesse-
rung des Leistungsspektrums einhergehen, ist in den einzelnen 
Ausgabenpositionen punktuell eine Erhöhung von Ausgaben zu 
akzeptieren. Dies entspricht jedoch der Zielstellung, starke und 
gestaltungsfähige Kommunen zu schaffen. Im Bereich der Ver-
waltungskosten sind dagegen aufgrund von Bündelungs- und Sy-
nergieeffekten, die aber vor Ort aktiv gefördert werden müssen, 
eher Reduzierungen zu erwarten. Gerade hinsichtlich der Perso-
nalkapazitäten kann eine Gebietsreform auch eine angemessene 
Reaktion auf den sich verschärfenden Fachkräftemangel darstel-
len. 

 Wirksame Anreize: Einsparungen durch Gebietsreformen sind 
möglich, aber keineswegs selbstverständlich. Sofern entspre-
chende Ziele bei der Reform tatsächlich verfolgt werden, sind die 
Systeme des kommunalen Finanzausgleichs, der Kommunalauf-
sicht und der unabhängigen Finanzkontrolle (etwa durch den 
Landesrechnungshof) so weiterzuentwickeln und zu stärken, dass 
eine effektive Begrenzung des Ausgabenwachstums erreicht 
werden kann. Dabei gilt es insbesondere, Fehlanreize in dem 
Sinne zu verhindern, dass finanziell nicht tragfähige Strukturen 
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(die etwa durch hohe Liquiditätskredite zum Ausdruck kommen) 
nicht dauerhaft akzeptiert und durch das Land oder finanzstarke 
kommunale Körperschaften subventioniert werden. Kommunale 
Selbstverwaltung muss auch im Sinne finanzieller Eigenverant-
wortung gelten.  

 Kommunale Eigenverantwortung zur Nutzung von Optimierungs-
potenzialen: Letztlich liegt es an den neu geschaffenen Körper-
schaften und den dortigen Akteuren selbst, ihrer Verantwortung 
für eine nachhaltige finanzielle und ökonomische Entwicklung 
gerecht zu werden und entsprechende Verbesserungsmöglich-
keiten auch zu nutzen. Wichtige Handlungsfelder sind in diesem 
Zusammenhang die Personalbedarfs- und -einsatzplanung, die 
Prozessoptimierung, die Konsolidierung der internen Organisati-
onsstrukturen, Kostentransparenz und -steuerung, Digitalisie-
rung, Produktmanagement und Wirkungsorientierung. Dazu ist 
es wiederum erforderlich, Innovationsfähigkeit und Verände-
rungsbereitschaft zu verbessern und Verwaltungsmodernisie-
rung am Leitbild einer „lernenden Organisation“ auszurichten 
und als kontinuierlichen Verbesserungsprozess zu betreiben. 

 Transformationskosten: Die reformbedingten Transformations- 
oder „Einmalkosten“ dürfen nicht unterschätzt werden. Sie sind 
aber erforderlich, um längerfristig zu robusten, zukunftsfesten 
und innovationsfähigen Verwaltungsstrukturen zu gelangen. Hier 
sollte frühzeitig insbesondere dort nachgesteuert werden, wo 
sich durch Verschmelzungen finanzstarker und finanzschwacher 
Kreise vorübergehende Finanzierungsdefizite ergeben, die durch 
die „Einmalkosten“ der Reform dann noch zusätzlich verschärft 
werden. Transformationskosten sind letztlich als notwendige 
und sinnvolle Investitionen in eine leistungsfähigere Verwaltung 
zu interpretieren und kommunizieren. 

 Mitnahmeeffekte vermeiden: Die Landesregierung muss eine ef-
fektive Strategie entwickeln, wie sie die nachgewiesenen Risiken 
im Sinne des „Common-Pool“-Problems vermeiden kann oder 
sich zumindest bewusst sein, dass es wahrscheinlich auftreten 
wird. Dazu ist nicht nur spezifische Expertise erforderlich, son-
dern auch ein intelligenter Regulierungsansatz zur Vermeidung 
von Mehrausgaben in den Landkreisen nach Beschluss der Re-
form unmittelbar vor Inkrafttreten der Umsetzung. Der Kommu-
nalaufsicht kommt dabei eine besondere Rolle zu, die von der 
Landesregierung effektiv ausgestaltet und abgesichert werden 
muss. 

 Beteiligungen mit in Betracht ziehen: Auch wenn in diesem Gut-
achten nur Kernverwaltungen betrachtet werden, kommt der 
Weiterentwicklung der kreislichen bzw. kommunalen Beteiligun-
gen eine besondere Bedeutung zu, insbesondere im Infrastruk-
turbereich. Auch hier liegen erhebliche Möglichkeiten zu Einspa-
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rungen, Verbesserungen der Wirtschaftlichkeit, Verringerung 
von Redundanzen, aber auch Risiken, nicht zuletzt hinsichtlich 
von Mitnahmeeffekten. Dabei kommt einem effektiven Verände-
rungsmanagement und der strategischen Steuerung des Beteili-
gungsportfolios durch die vergrößerten Gebietskörperschaften 
eine besondere Bedeutung zu. Das gilt insbesondere im Zusam-
menhang mit Einkreisungen. 

 

7.4 Gebietsreform und demokratische Beteiligung/Bürgernähe 

- Bürgernahe Verwaltung: Um das Ziel einer bürgernahen Verwal-
tung zu erreichen, sollten bei  ebietsreformen „Kompensati-
onsma nahmen“ ins Auge gefasst werden, um  möglichen Nega-
tiveffekten der größeren Flächenausdehnung entgegenzuwirken. 
Zu denken ist hierbei zum einen an dezentrale und/oder mobile 
Bürgerbüros (etwa nach dem Vorbild Mecklenburg-
Vorpommerns) und Außenstellen der Verwaltung (letztere je-
doch in begrenztem Umfang), und zum anderen an eine ent-
schlossene Umsetzung der Digitalisierung, so dass die persönli-
che Präsenz und Kommunikation des Bürgers mit der Kreisver-
waltung durch elektronische Prozesse zunehmend ersetzt wer-
den kann („digital first“). Allerdings ist bei der Errichtung von 
Außenstellen zu bedenken, dass diese im Zielkonflikt mit dem Ef-
fizienzgebot und auch der Professionalisierung der Verwaltung 
stehen kann.  

- Lokale Identität  Wenngleich die Bedeutung einer „Kreisidenti-
tät“ im  egensatz zur „ emeindeidentität“ nicht überschätzt 
werden sollte, bieten sich doch einige Maßnahmen an, um Be-
fürchtungen eines lokalen Identitätsverlusts infolge von Gebiets-
reformen zu begegnen. Hier spielen die Lage des Kreissitzes, des-
sen Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr und das 
Verkehrsnetz für den Individualverkehr eine wichtige Rolle. Zu-
dem könnte anknüpfend an frühere Reformerfahrungen über die 
Beibehaltung der KfZ-Kennzeichen der Altkreise und entspre-
chende Namensregelungen auf Ortsschildern nachgedacht wer-
den. 

- Bürgerbeteiligung und Transparenz: Um Bürgerpartizipation in-
nerhalb großflächiger Kommunalstrukturen sicherzustellen und 
dem befürchteten Verlust an demokratischer Partizipation ent-
gegenzuwirken, sollten neue Beteiligungsformen (e-Democracy; 
Nutzerbeiräte/Informationsrechte im „Konzern Landkreis“, Nut-
zung von Open Data etc.) sowie verschiedene Formen der sub-
gemeindlichen Politikbeteiligung zur Anwendung kommen. Inso-
fern sollten hinreichend große Gestaltungsspielräume vor Ort 
bestehen und auf eine Umsetzung von Beteiligungsergebnissen 
geachtet werden, damit Partizipation nicht als reine „Symbolpoli-
tik“ wahrgenommen wird, was Politikverdrossenheit eher ver-

Bürgernahe         
Verwaltung fördern 

Lokale Identität 
unterstützen 

Bürgerbeteiligung 
und Transparenz 
ausbauen 
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stärken als reduzieren könnte. Allerdings sind zu komplexe Struk-
turen zu vermeiden, da sie zu Effizienzproblemen und 
Transparenzdefiziten infolge der „Überinstitutionalisierung“ der 
Kommunallandschaft führen. Daraus können sich Verluste de-
mokratischer Verantwortlichkeit und Kontrolle ergeben, was im 
Ergebnis eher die Demokratiequalität kommunaler Selbstverwal-
tung verringert als erhöht (vor diesem Hintergrund erscheinen 
beispielsweise dreistufige Modelle nach dem Muster „Verbands-
gemeinde + Ortsgemeinde + Ortsteil“ nicht sinnvoll). 

- Professionalisierung und Unterstützung ehrenamtlicher Politik: 
Um den Aufwandszuwachs für die ehrenamtliche Politik infolge 
der gestiegenen Entscheidungsbefugnisse und -materien hand-
habbar zu machen, sollte die ehrenamtliche Arbeit vereinfacht 
und unterstützt werden. Auch hier sollte verstärkt auf digitale 
Lösungen zurückgegriffen werden, die die Sitzungsvorbereitung, 
Informationsverarbeitung etc. erleichtern. Insgesamt sollte die 
Professionalisierung der Kreistagsarbeit, etwa durch entspre-
chende organisatorische und personelle Unterstützung, vorange-
trieben werden. Auf diese Weise sollte den neuen Kreistagen po-
litisch-institutionell stärkeres Gewicht verliehen werden, das 
auch ihrer (anzustrebenden) funktionalen Aufwertung und ihrem 
kommunalpolitischen Bedeutungszuwachs entspricht (Strich-
wort: echte Kommunalisierung). Für eine verstärkte Professiona-
lisierung der Ratsarbeit spricht auch die Beobachtung, dass Ge-
bietsreformen teils mit einem Machtzuwachs der Verwaltung im 
Verhältnis zur ehrenamtlichen Politik, aber auch mit einer Stär-
kung des politischen Gewichts der nun geringeren Anzahl an 
Landräten auf der Landesebene einhergehen. Deshalb sollte der 
Unterstützung der Mandatsträger durch flankierende Maßnah-
men besondere Beachtung im Reformprozess entgegengebracht 
werden. 

- Politische Repräsentation der „Randgebiete“: Da teilweise beo-
bachtet wurde, dass Gebietsfusionen innerhalb eines Zentrum-
Peripherie-Gefälles Teilhabeprobleme der Randgebiete im Ver-
gleich zum Zentrum mit sich bringen können, sollte der Stärkung 
der „Peripherie“ in solchen Konstellationen besondere Aufmerk-
samkeit geschenkt werden. Auf die politische Repräsentation der 
„Randgebiete“ sollte dabei ebenso geachtet werden wie auf ihre 
infrastrukturelle Anbindung. Eine zu starke Zentralisierung von 
politischer Entscheidungsmacht an einzelnen „zentralen Orten“ 
zulasten der „Peripherie“ sollte vermieden werden.   

- Aktive Informations- und Kommunikationspolitik: Die Verantwor-
tungsträger auf der kommunalen Ebene sollten eine aktive und 
moderne Kommunikationspolitik betreiben, um die Bürger über 
ihre neue kommunale Gebietskörperschaft, deren (erweitertes) 
Leistungsangebot, die relevanten Ansprechpartner und Service-
bereiche sowie (mit Blick auf kommunale Unternehmen und Ein-
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richtungen der  aseinsvorsorge) über den „Konzern Landkreis“ 
zu informieren. Dabei sollten den Bürgern auch ggf. einzuräu-
mende neue Mitwirkungsmöglichkeiten nahegebracht werden. 
Eine solche aktive Kommunikationspolitik sollte dazu beitragen, 
die selbst wahrgenommene lokale Politikkompetenz und die 
Kontaktorientierung der Bürger, die sich im Zuge von Gebietsre-
formen teils als rückläufig erwiesen haben, zu steigern. Neben 
klassischen Informationsveranstaltungen, Informationsmaterial, 
Pressearbeit und Bürgerforen ist hier auch an eine verstärkte 
Nutzung digitaler Medien zu denken, etwa (interaktive) Online-
Auftritte, YouTube Streams, Vlog etc., um so auch ein jüngeres 
Publikum anzusprechen. Auf diese Weise könnte Kommunalpoli-
tik in der neuen Gebietskörperschaft greifbarer gemacht und 
damit – unbeschadet größerer räumlicher Entfernungen – für die 
Bürger attraktiver werden. 

Diskussionen um die Reform werden auch in näherer Zukunft nicht ab-
ebben und vermutlich an Dynamik zunehmen, je näher der Termin 
rückt. Die Ausgestaltung und Umsetzung der Reform ist letztlich eine 
politische Entscheidung. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Reformen 
sehr oft unter Bedingungen von Unsicherheit, Komplexität, Wider-
sprüchlichkeit und unvollständiger Information stattfinden. Insofern 
wird es die eine Patentlösung für Brandenburg nicht geben. Dennoch 
hat die Landesregierung die gestalterischen Möglichkeiten einen Prozess 
in Gang zu setzen, mit dessen Hilfe die Reform die gesetzten Ziele errei-
chen kann.  
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Anhang 

 

Tabelle 11: Quellennachweise zu Tabelle 4 Forschungsergebnisse zu Auswirkungen 
von Gebietsfusionen auf die Leistungsfähigkeit der Kommunen in Deutschland 

Analysedimensionen "Leis-
tungsfähigkeit, Verwaltungs- 
und Veranstaltungskraft" 

Überwiegend positive 
Effekte nachweisbar 

Teils positive, teils 
negative Effekte nach-

weisbar 

Überwiegend negative 
oder keine Effekte 

nachweisbar 

Spezialisierungs- und Profes-
sionalisierungsgrad 

Wagener 1969, 1983; 
Laux 1998; Thie-
me/Prillwitz 1981; von 
Oertzen/Thieme 1978-
1983; LRH S-H 2014; 
Hesse 2015 

  

Planungsfähigkeit; Korrektheit 
der Verwaltungsarbeit 

Wagener 1969, 1983; 
Laux 1998; Thie-
me/Prillwitz 1981; von 
Oertzen/Thieme 1978-
1983 

  

Verwaltungs-/ Veranstal-
tungskraft; fiskalische Leis-
tungskraft 

Büchner/Franzke 
2001a; LRH MV 2015; 
Junkernheinrich et al. 
2011; SRH 2009 

  

Beseitigung der Strukturhete-
rogenität/ strukturpolitische 
Ausgleichsfunktion und Integ-
ration 

Seitz 2005, 2007 Büchner/Franzke 
2001a, 2001b 

 

Umfang/Qualität des Dienst-
leistungsangebots 

LRH S-H 2014; Hesse 
2015; Hammerschmid 
et al. 2015, 2016 

  

Innovationsfähigkeit Hesse 2015   

Organisatorische Straf-
fung/Konsolidierung der Ver-
waltung 

LRH S-H 2014; LRH MV 
2015; Hammerschmid 
et al. 2015, 2016; SRH 
2009 
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Tabelle 12: Quellennachweise zu Tabelle 5 Forschungsergebnisse europäischer Studi-
en zu Auswirkungen von Gebietsfusionen auf die Leistungsfähigkeit der Kommunen 

Analysedimensionen von Leis-
tungsfähigkeit 

Überwiegend positive 
Effekte nachweisbar 

Teils positive, teils 
negative Effekte 

nachweisbar 

Überwiegend negative 
oder keine Effekte 

nachweisbar 

Erhöhung Leistungsqualität/ -
niveau/ -standards; Abbau v. 
Leistungsbeschränkungen 

Steiner et al. 2016; 
Steiner/Kaiser 2016; 
Eythórsson et al. 2015; 
Lauber 2014 

Derksen et al. 1987; 
Denters et al. 1990; 
Hoogerwerf 1999; 
Denters/Geurts 1998; 
Toonen et al. 1998;  
Van Twist et al. 2013; 
Allers/Geertsema 2014 

Steiner et al. 2016; 

Autonomiegewinne der Kom-
munen 

Steiner et al. 2016; Steiner/Kaiser 2016   

Professionalisierung/robustere 
Organisation 

Lauber 2014; Stei-
ner/Kaiser 2016; 
Eythórsson et al. 2015; 
Bleker/De Koningh 
1998; Denters et al. 
1990; Berghuis et al. 
1995; Toonen et al. 
1998; Fraanje et al. 
2008; Alta et al. 2002 

   

Höhere Problemlösungsfähig-
keit/effektivere Policies 

Fraanje et al. 2008; Alta 
et al. 2002 

Derksen et al. 1987; 
Denters et al. 1990; 
Hoogerwerf 1999; 
Denters/Geurts1998; 
Toonen et al. 1998; Van 
Twist et al. 2013; 
Allers/Geertsema 2014 

  

Erhöhung kommunaler Heraus-
forderungen/Komplexität von 
Problemen 

Denters et al. 2014    

Erhöhung strategischer Hand-
lungs-/Planungskapazität 

Lauber 2014; Toonen 
et al. 1998; Fraanje et 
al. 2008; Alta et al. 
2002; Van Twist et al. 
2013 

   

Erhöhung Bürgerzufriedenheit 
  Hansen 2015; Denters 

et al. 2014 

* nach Denters et al. 2014 nur im Bereich der personenbezogenen Leistungen; der negative Effekt verschwindet 
bei allen vier Ländern bei Einbeziehung intervenierender Variablen (z.B. "wahrgenommene kommunale Heraus-
forderungen"); anders bzgl. DK jedoch Hansen 2015. 
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Tabelle 13: Quellennachweise zu Tabelle 6 Forschungsergebnisse deutscher Studien 
zu Auswirkungen von Gebietsfusionen auf die Ausgaben und Wirtschaftlichkeit der 
Kommunen 

Analysedimensionen  
Überwiegend positive 
Effekte nachweisbar 

Teils positive, teils nega-
tive Effekte nachweisbar 

Überwiegend negative 
oder keine* Effekte 

nachweisbar 

Einsparungen, Reduzie-
rung von Ausgaben  

Seitz 2005, 2007a, b; 
Ragnitz et al. 2010 

Blesse/Baskaran 2015, 
2016, LReg M-V 2015 

Brockmann/Rosenfeld 
1984*; Rösel 2016a, b* 

Wirtschaftlichkeit, Ska-
leneffekte 

Seitz 2005, 2007a, b  Haug/Illy;2011*, Rösel 
2016a, b* 

„Common-Pool“-Problem 
unmittelbar vor Fusionen 

   Fritz 2015 

 

  



 

Seite | 82  
 

Tabelle 14: Quellennachweise zu Tabelle 7 Forschungsergebnisse internationaler 
Studien zu Auswirkungen von Gebietsfusionen auf die Ausgaben und Wirtschaftlich-
keit der Kommunen 

 

 

  

Analysedimensionen  
Überwiegend positive 
Effekte nachweisbar 

Teils positive, teils nega-
tive Effekte nachweisbar 

Überwiegend negative 
oder keine* Effekte 

nachweisbar 

Einsparungen, Reduzie-
rung von Ausgaben  

O’Riordan et al. 2016; 
National Oversight and 
Audit Commission 2016; 
Reingewertz 2012;  
Allers/Van Ommeren 
2016; 
Swianiewicz/Lukomska 
2017 

Aulich et al. 2014 ;  
Hansen et al. 2014 ; 
Moisi/Uusitalo 2013 ;  
Nelson 1992; 
Hanes 2015 
  

Eythórsson 2009*; 
Steiner/Kaiser 2016*; 
Studerus 2016* 

Wirtschaftlichkeit, Ska-
leneffekte 

Reingewertz 2012;  
Bikker/Van der Linde 
2016;  
Tavares/Rodriges 2015 

Byrnes/Dollery 2002; 
Walker/Andrews 2013; 
Sancton 1996;  
Kushner/Siegel 2005; 
Fox/Gurley 2006; 
Aulich et al. 2014; 
Mouritzen 2010; 
Hansen et al. 2014 ; 
Blom-Hansen et al. 2014, 
2016; 
Callanan et al. 2014; 
Moisi/Uusitalo 2013;  
Eythórsson 2009; 
Allers/Geertsema 2016; 
Hanes 2015 

Kettunen 2014*; 
Lüschinger/Stutzer 
2002*; 
Schaap/Karsten 2015* 
 

„Common-Pool“-Problem 
unmittelbar vor Fusionen 

   Blom-Hansen 2010;  
Hansen 2014; 
Saarimaa/Tukainen 2015; 
Jordahl/Liang 2010 
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Tabelle 15: Quellennachweise zu Tabelle 8: Forschungsergebnisse nationaler Studien 
zu Auswirkungen von Gebietsfusionen auf die lokale Demokratie, politische Teilhabe 
und Integration 

Analysedimensionen  
"Demokratische Teilha-
be/Integration" 

Überwiegend positive 
Effekte nachweisbar 

Teils positive, teils nega-
tive Effekte nachweisbar 

Überwiegend negative 
oder keine Effekte 

nachweisbar 

Bürgernähe (Leistungser-
bringung, Anfahrtswege, 
etc.) 

 Bogumil 2016; 
Tessmann 2009 
 

Rösel 2016c;  
Büchner/Franzke 2001b 

Wahlbeteiligung (aktiv 
und passiv) 

 Ems/Greiner 2017;  
Seitz 2007c 

Rösel 2016c;  
Rösel/Sonnenburg 2016 

Beteiligung in politischen 
und gesellschaftlichen 
Organisationen (außer 
Parteien)/lokales Politik-
interesse 

 Ems 2016; Hesse 2015  

Parteipolitisches Enga-
gement, Kandidaturen 

 Ems/Greiner 2017  

Identitätsbildung   Büchner/Franzke 2001b 
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Tabelle 16: Quellennachweise zu Tabelle 9: Forschungsergebnisse europäischer Stu-
dien zu Auswirkungen von Gebietsfusionen auf die lokale Demokratie, politische 
Teilhabe und Integration 

Analysedimensionen "De-
mokratische Teilha-
be/Integration" 
 

Überwiegend positive 
Effekte nachweisbar 

Teils positive, teils nega-
tive Effekte nachweis-

bar 

Überwiegend negative 
oder keine Effekte 

nachweisbar 

Wahlbeteiligung 
 

Denters et al. 2014 

Denters et al. 1990; 
Berghuis et al. 1995; 
Denters/Geurts 1998; 
Toonen et al. 1998; 
Frandsen 2002;  
Fraanje et al. 2008;  
Rösel 2016a, b 

Beteiligung in politischen 
und gesellschaftlichen Or-
ganisationen  
(außer Parteien) 

Mouritzen 2010; 
Eythórsson et al. 2015; 
Steiner/Kaiser 2016 

Denters et al. 2014 
 

Teilnahme an lokalen Refe-
renden 

Denters et al. 2014 Denters et al. 2014 
 

Parteipolitisches Engage-
ment  

Denters et al. 2014 

Denters et al. 2014; 
Berghuis et al. 1995; 
Fraanje et al. 2008;  
Toonen et al. 1998 

Kontaktaufnahme mit loka-
len Amtsträgern 

Fraanje et al. 2008;  
Steiner/Kaiser 2016  

Denters et al. 2014 

Selbstwahrgenommene 
Politikkompetenz der Bür-
ger 

  
Denters et al. 2014; 
Lassen/Serritzlew 2011 

Lokales Politikwissen der 
Bürger  

Denters et al. 2014 
 

Lokales Politikvertrauen 
 

Denters et al. 2014 Denters et al. 2014 
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